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(Faires-Wohnen-Gesetz Nordrhein-Westfalen – FWoG NRW) 
 
 
A Problem 
 
a)  Einleitung 
Der Wohnungsmarkt in Nordrhein-Westfalen ist von herausragender gesellschaftlicher Bedeu-
tung. Mit rund 9,3 Millionen Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden1 bildet er die ma-
terielle Grundlage für soziale Teilhabe und gesellschaftliche Stabilität.  
 
Ein erheblicher Teil dieses Bestands wird von privaten und institutionellen Vermieterinnen und 
Vermietern getragen, die ihre Eigentümerstellung verantwortungsvoll wahrnehmen, gesetzli-
che Vorgaben einhalten und ihren Mieterinnen und Mietern ordnungsgemäßen, sicheren und 
angemessenen Wohnraum zur Verfügung stellen. Diese große Mehrheit handelt redlich, in-
vestiert nachhaltig und trägt wesentlich zur Funktionsfähigkeit des Wohnungsmarktes in unse-
rem Bundesland bei. 
 
Das Eigentum an Immobilien steht dabei unter dem besonderen Schutz des Grundgesetzes. 
Dieser Schutz gewährleistet die Freiheit, Eigentum zu nutzen, zu verwerten und darüber zu 
verfügen. Zugleich ist dieser Schutz jedoch nicht schrankenlos. Die verfassungsrechtliche Ei-
gentumsgarantie ist von Beginn an als Sozialbindung ausgestaltet worden. Eigentum verpflich-
tet, und sein Gebrauch soll zugleich dem Wohl der Allgemeinheit dienen. Daraus folgt, dass 
der Staat nicht nur berechtigt, sondern in bestimmten Konstellationen auch verpflichtet ist, 
ordnend und korrigierend einzugreifen, wenn die Nutzung von Eigentum dauerhaft gegen ele-
mentare Rechtsgüter oder öffentliche Interessen verstößt. 
 
Vor diesem Hintergrund stellen sogenannte Schrott- oder Problemimmobilien ein strukturelles 
und rechtliches Problem dar: Es handelt sich um Immobilien, die in einem Zustand fortdauern-
der Verwahrlosung gehalten werden, bei denen wohnliche oder bauliche Mindeststandards 
missachtet, Instandhaltungspflichten verletzt und vielfach gesundheits- oder sicherheitsrele-
vante Mängel hingenommen werden. Solche Zustände beeinträchtigen nicht nur die Rechte 
und die körperliche Unversehrtheit der dort wohnenden Menschen, sondern wirken sich auch 
negativ auf das Wohnumfeld, die kommunale Infrastruktur und den regionalen Wohnungs-
markt aus.  
 

 
1  Quelle: Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen | 

https://www.it.nrw/thema/gebaeude-und-wohnungen | Bestand zum 31. Dezember 2024 

https://www.it.nrw/thema/gebaeude-und-wohnungen
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Verwahrloste Immobilien führen zu Wertverfall in ganzen Quartieren, fördern soziale Segrega-
tion und unterlaufen faire Wettbewerbsbedingungen zulasten derjenigen Eigentümerinnen und 
Eigentümer, die ihre Pflichten erfüllen. 
 
Vor diesem Hintergrund ist eine enge Verzahnung zwischen Eingriffsinstrumenten und von 
Maßnahmen, die die Stadt- und Wohnungsmarktentwicklung adressieren, notwendig.  
 
Staatliche Eingriffe in diesen Fällen dienen daher nicht der Einschränkung legitimer Eigentü-
merrechte, sondern der Durchsetzung bestehender rechtlicher Verpflichtungen. Sie konkreti-
sieren die Sozialbindung des Eigentums und sichern die Einhaltung von Mindeststandards, 
die für ein menschenwürdiges Wohnen unerlässlich sind. Maßnahmen wie wohnungsauf-
sichtsrechtliche und/oder bauordnungsrechtliche Anordnungen, Instandsetzungsverfügungen 
oder – als letztes Mittel – weitergehende Eingriffe stellen sicher, dass Eigentum nicht dauerhaft 
zum Nachteil Dritter oder der Allgemeinheit genutzt wird. 
 
Eingriffe in den Wohnungsmarkt müssen gezielt, verhältnismäßig und differenziert erfolgen. 
Sie richten sich ausdrücklich nicht gegen den überwiegenden Teil der Vermieterinnen und 
Vermieter, die rechtstreu handeln und Verantwortung übernehmen. Im Gegenteil: Ein konse-
quentes Vorgehen gegen Schrottimmobilien schützt gerade diese redlichen Akteure, indem es 
Wettbewerbsverzerrungen verhindert und das Vertrauen in den Wohnungsmarkt stärkt: Wer 
investiert, instand hält und fair vermietet, darf erwarten, dass Regelverstöße anderer nicht fol-
genlos bleiben. 
 
Staatliches Handeln in diesem Bereich ist daher Ausdruck eines ausgewogenen Interessen-
ausgleichs: Es wahrt den verfassungsrechtlichen Eigentumsschutz, setzt zugleich dessen so-
ziale Bindung durch und schützt Mieterinnen und Mieter oder Bewohnerinnen und Bewohner 
vor unzumutbaren Wohn- oder Unterbringungsverhältnissen. Staatliches Handeln dort, wo es 
nötig ist, schützt zugleich das Gemeinwohl – und bewahrt gleichzeitig die Freiheit und Sicher-
heit der großen Mehrheit, die Wohnen in Nordrhein-Westfalen verantwortungsvoll möglich 
macht. 
 
b)  Wohnungsaufsicht im Land Nordrhein-Westfalen 
Am 1. Juli 2021 ist das Gesetz zur Stärkung des Wohnungswesens in Nordrhein-Westfalen 
(Wohnraumstärkungsgesetz – WohnStG) in Kraft getreten: Die Sicherstellung der Wohnungs-
versorgung der Bevölkerung ist eine zentrale Aufgabe der Wohnungspolitik. Neben den Maß-
nahmen der Landesregierung Nordrhein-Westfalen für ein Mehr an Wohnungsbau in allen 
Segmenten und den daraufhin neu ausgerichteten oder neu geschaffenen Instrumenten, die 
sich erst mit einer gewissen Verzögerung am jeweiligen wohnungswirtschaftlichen Teilmarkt 
niederschlagen, kommt dem Schutz des bestehenden Wohnraums daher eine entsprechende 
Bedeutung zu.  
 
Wesentliches Ziel des Wohnraumstärkungsgesetzes war es, die Gemeinden in die Lage zu 
versetzen, stärker präventiv gegen Schrott- oder Problemimmobilien einschreiten und geziel-
ter gegen die Verwahrlosung von Wohnraum vorgehen zu können. Des Weiteren war es das 
Ziel, Mindestanforderungen an die Unterbringung in Unterkünften durch Maßnahmen der Woh-
nungsaufsicht durchzusetzen. Ferner wurden erstmals im Zusammenhang mit der Zweckent-
fremdung von Wohnraum eine Registrierungspflicht sowie eine Genehmigungsfähigkeit über 
die Zweckentfremdung von Wohnraum eingeführt.  
 
Zahlreiche der mit dem Wohnraumstärkungsgesetz eingeführten Vorschriften haben sich im 
gemeindlichen Vollzug bewährt. Nichtsdestotrotz ergibt sich aus der Praxis heraus die Not-
wendigkeit, Vorschriften im Interesse der Gemeinden und zum Schutze der mit dem Gesetz 
adressierten Bevölkerung zu überarbeiten oder neue Instrumente zu schaffen, um Verwahrlo-
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sungstendenzen im Wohnraum oder bei Unterkünften wirksamer begegnen zu können. Im Zu-
sammenhang mit durchgeführten (landesweiten oder rein kommunalen) Kontrollaktionen von 
Wohnraum oder Unterkünften hat sich des Weiteren die Notwendigkeit ergeben, beispiels-
weise den behördlichen Datenaustausch – auch mit dem europäischen Ausland – zu regeln. 
Im Zuge der europäischen Regulierung sind zudem Anpassungen im Zweckentfremdungs-
recht – hier: Kurzzeitvermietungen – vorzunehmen. Darüber hinaus ist die Anzahl der geneh-
migungsfähigen Tage für eine Kurzzeitvermietung nach dem Willen der regierungstragenden 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu reduzieren. 
 
B Lösung 
 
Der Gesetzentwurf für fairen Wohnraum und zur Sicherstellung angemessener Wohn- und 
Unterbringungsverhältnisse im Land Nordrhein-Westfalen (Faires-Wohnen-Gesetz Nordrhein-
Westfalen – FWoG NRW) soll das Wohnraumstärkungsgesetz aus dem Jahr 2021 ablösen.  
 
Der Gesetzentwurf nimmt die umfangreichen Erfahrungen im Kampf gegen vermietete Schrott- 
oder Problemimmobilien in Verbindung mit der Nutzung als Wohnraum oder als Unterkunft im 
Land Nordrhein-Westfalen auf.  
 
Der Gesetzentwurf wird stärker strukturiert und adressiert in den einzelnen Teilen Herausfor-
derungen im Wohnungsmarkt oder bei der Unterbringung von Beschäftigten: 
 

− Teil 1 nimmt wie bisher die „Allgemeinen Vorschriften“ auf und bekommt mit dem neuen 
§ 4 eine Generalnorm im Hinblick auf allgemeine Anforderungen an Wohnraum und Un-
terkünfte.  

 

− Teil 2 nimmt die Vorschriften über den „Schutz von Wohnraum“ auf und führt die Erfüllung 
von Mindestanforderungen an angemessene Wohnverhältnisse, Instandsetzungserforder-
nisse an Wohnraum sowie Vorschriften über dessen Benutzung in einem Teil zusammen. 
Die einzelnen Vorschriften werden praxisgerecht weiterentwickelt. 

  

− Teil 3 nimmt erstmals den „Schutz vor ausbeuterischen Überlassungspraktiken“ ausdrück-
lich auf und regelt zudem die Mindestanforderungen an Unterkünfte für Beschäftigte. Im 
Zusammenhang mit verschiedenen Kontrollaktionen ist immer wieder aufgefallen, dass 
Menschen zu unangemessen hohen Entgelten Wohnraum oder eine Unterkunft überlas-
sen bekommen haben. Daher soll der Gesetzentwurf erstmals ein Verbot ausbeuterischer 
Überlassungspraktiken aufnehmen. Bereits mit dem Wohnraumstärkungsgesetz wurde 
– damals erstmalig – eine Anzeigepflicht für Unterkünfte gegenüber einer Gemeinde gere-
gelt. Ziel war es, dass eine Gemeinde weiß, wo sich eine Unterkunft befindet und nicht 
weiter auf Hinweise aus der Bürgerschaft angewiesen sein sollte. Mit der Anzeigepflicht 
nach Wohnraumstärkungsgesetz waren zudem Betreiberpflichten verbunden. Aus den mit-
geteilten Praxiserfahrungen hat sich gezeigt, dass § 7 Wohnraumstärkungsgesetz in der 
Fassung nicht ausreichend funktioniert hat. Daher sieht § 10 Registrierungs- und Melde-
pflichten für Unterkünfte und § 11 zudem Informations- und Transparenzpflichten bei der 
Unterbringung von Beschäftigten vor. 

 

− Teil 4 nimmt die Vorschriften über den Schutz vor Zweckentfremdung von Wohnraum in 
Gebieten mit einer Zweckentfremdungssatzung auf. Wie bisher können im Gesetz be-
stimmte Gemeinden eine Zweckentfremdungssatzung erlassen. Sofern in Gebieten mit ei-
ner Zweckentfremdungssatzung Kurzzeitvermietungen einer Registrierungspflicht unterlie-
gen sollen, muss dies künftig ausdrücklich in der Zweckentfremdungssatzung bestimmt 
sein. Dies folgt aus der Übersetzung der zwischenzeitlich ergangenen europäischen Re-
gulatorik in das nordrhein-westfälische Recht. Des Weiteren wird die genehmigungsfreie 
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Kurzzeitvermietung unter den im Gesetz bestimmten Voraussetzungen auf 56 Nächte im 
Kalenderjahr beschränkt. Die Registrierungspflicht für Kurzzeitvermietungen wird an das 
europäische Recht angepasst.  

 

− Teil 5 nimmt neu das Verfahren und gebündelt die Anordnungsbefugnisse unter Berück-
sichtigung der Praxiserfahrungen auf. In diesem Zuge werden auch Vorschriften über die 
Datenübermittlung und -verarbeitung sowie den Datenaustausch neu in den Gesetzent-
wurf integriert. Mit § 23 bekommt der Gesetzentwurf eine Regelung über die Treuhandver-
waltung, die von mehreren Gemeinden als notwendiges Instrument bezeichnet wird. Für 
die Fälle, in denen sich verfügungsberechtigte Personen etwa bei Instandsetzungsanord-
nungen auf wirtschaftliche Unzumutbarkeit berufen, wird mit § 25 – neu – eine Übernah-
mevorschrift eingefügt. Auch wird mit § 26 erstmals eine eigenständige Vorschrift über eine 
Enteignung aus zwingenden Gründen in den Gesetzentwurf aufgenommen.  
 

− Teil 6 beinhaltet die Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften. Die Übergangsvor-
schriften sehen vor, dass die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzentwurfs bereits 
erlassenen Zweckentfremdungssatzungen in Kraft bleiben. Auch für Kurzzeitvermietende 
mit entsprechender Wohnraum-Identitätsnummer nach dem Wohnraumstärkungsgesetz 
ist eine Übergangsregelung erforderlich, um Rechtsverlässlichkeit wahren zu können. 

 
C Alternativen 
 
Keine.  
 
D Kosten 
 
Keine. 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes 
Nordrhein-Westfalen.  
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und  

Gemeindeverbände  
 
Die mit dem Vollzug des Gesetzes verbundenen Aufgaben werden – wie bisher – von den 
Gemeinden getragen. Es handelt sich um eine pflichtige Selbstverwaltungsangelegenheit. Die 
Art und Weise der Durchführung bleibt in eigener Verantwortung der jeweiligen Gemeinde. 
 
Bevor auf die Konnexitätsrelevanz dieses Gesetzes eingegangen wird, erfolgt eine Einordnung 
in Bezug auf die Anwendung des Wohnraumstärkungsgesetzes in der bisherigen Fassung im 
Vergleich zum bestehenden Mietwohnungsmarkt: 
 
Wohnraum, der erhebliche Mängel aufweist, kann für Mieterinnen und Mieter zu problemati-
schen und sogar unerträglichen Wohnverhältnissen führen. Eigentümer und Eigentümerinnen 
sind grundsätzlich in der Pflicht, vermieteten Wohnraum zu erhalten und zu pflegen, damit eine 
ordnungsgemäße Nutzung möglich ist.  
 
Wie bereits bei der Anwendung des Wohnungsaufsichtsgesetzes Nordrhein-Westfalen, wel-
ches 2014 in Kraft getreten war, zeigt sich auch bei der Anwendung des Wohnraumstärkungs-
gesetzes, welches 2021 in Kraft getreten ist, dass es – gemessen an dem Bestand von ver-
mietungsfähigen Wohnungen – in vergleichsweise geringer Anzahl zum Einsatz kommt.  
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Zahlreiche der mit diesem Gesetz vorgelegten Änderungen an (wohnungs-)aufsichtsrechtli-
chen Instrumenten stammen aus den Rückmeldungen der anwendenden Kommunen selbst. 
Hinzu kommen Erfahrungen aus den landesseitig durchgeführten Aktionstagen zur Aufde-
ckung von (wohnungswirtschaftlichen) Missständen in Immobilienbeständen. Des Weiteren 
werden mit diesem Gesetz – aus dem behördlichen Handeln heraus – identifizierte gesetzliche 
Lücken geschlossen.  
 
Gemäß Artikel 78 Absatz 3 der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen kann das Land 
die Gemeinden oder Gemeindeverbände durch Gesetz oder Rechtsverordnung zur Über-
nahme und Durchführung bestimmter öffentlicher Aufgaben verpflichten, wenn dabei gleich-
zeitig Bestimmungen über die Deckung der Kosten getroffen werden. Führt die Übertragung 
neuer oder die Veränderung bestehender und übertragbarer Aufgaben zu einer wesentlichen 
Belastung der davon betroffenen Gemeinden oder Gemeindeverbände, ist dafür durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung aufgrund einer Kostenfolgeabschätzung ein entsprechender finanzi-
eller Ausgleich für die entstehenden notwendigen, durchschnittlichen Aufwendungen zu schaf-
fen.  
 
Mit dem FWoG NRW wird keine neue Aufgabe auf die Gemeinden übertragen. Die Wahrneh-
mung der Wohnungsaufsicht bleibt – wie bisher – eine pflichtige Selbstverwaltungsangelegen-
heit.  
 
Mit dem vorgelegten Gesetz erhalten die Gemeinden neben den bisherigen Instrumenten neue 
oder geänderte Instrumente, um gegen wohnungswirtschaftliche Missstände oder solcher bei 
der Unterbringung von Beschäftigten vorgehen zu können. Damit werden lediglich Regelungs-
lücken geschlossen, die keine Veränderung der bestehenden Aufgabe zur Folge hat.  
 
Insbesondere aus den Strategieaustauschen „Zuwanderung Südosteuropa“ sowie weiterer Er-
fahrungsaustausche mit kleinen kreisangehörigen Kommunen im Münsterland und am Nieder-
rhein hat sich die Notwendigkeit ergeben, den Gemeinden Möglichkeiten an die Hand zu ge-
ben, zum Schutz von Menschen gegen eine mögliche wohnungswirtschaftliche Ausbeutung 
im Zusammenhang mit der Ausnutzung der Lage dieser Menschen noch stringenter – unter 
Einschluss grenzüberschreitender Zusammenarbeit – vorgehen zu können.  
 
Die Wohnungsaufsicht und damit das Tätigwerden einer Gemeinde hängt davon ab, ob es vor 
Ort Missstände in Wohnungen und/oder Unterkünften gibt. Vor dem Hintergrund der Erweite-
rung der (wohnungs-)aufsichtsrechtlichen Instrumente, die nur beim Vorliegen von Missstän-
den zum Tragen kommen können, ist nicht von einer wesentlichen Mehrbelastung der Kom-
munen auszugehen. Es kann im Einzelfall zu einer Verschiebung von wohnungsaufsichts-
rechtlichen Tätigkeiten innerhalb des gesteckten gesetzlichen Rahmens kommen, aber zu kei-
ner wesentlichen Mehrbelastung im Sinne der Landesverfassung Nordrhein-Westfalen. Soweit 
den Gemeinden Aufgaben zugewiesen werden, ergibt sich für diese keine wesentliche Belas-
tung im Sinne des KonnexAG und es ist daher - auch unter Berücksichtigung des § 2 Absatz 
5 Satz 2 KonnexAG (Additionsregelung) - kein Belastungsausgleich durch das Land Nord-
rhein-Westfalen zu zahlen. 
 
Mit dem vorgelegten Gesetz wird ferner der Ordnungswidrigkeitenkatalog ergänzt. Dies ist fol-
gerichtig, da ansonsten die Anwendung von Instrumenten bzw. die im Gesetz enthaltenen 
Mindestanforderungen an erträgliche Wohnverhältnisse bzw. Unterkünfte mit keiner Sanktion 
belegt werden könnten. Diese Änderungen stärken die Wahrnehmung der Wohnungsaufsicht 
durch die Gemeinden.  
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Des Weiteren ist beabsichtigt, das Tätigwerden der Gemeinden im Rahmen der Wohnungs-
aufsicht mit Gebührentatbeständen zu verknüpfen. Bisher konnten Gemeinden Gebühren für 
Amtshandlungen nach dem Wohnraumstärkungsgesetz erheben; künftig sind diese zu erhe-
ben. Der Aufwand der Gemeinden wird durch Gebühren kompensiert.  
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Der weitaus überwiegende Anteil von Immobilieneigentümerinnen und -eigentümern in Nord-
rhein-Westfalen erhält und modernisiert ihren oder seinen Immobilienbesitz.  
 
Zunehmend zeigt sich jedoch, dass es auch Eigentümerinnen und Eigentümer gibt, die not-
wendige Instandsetzungs- bzw. Instandhaltungsmaßnahmen nicht oder nur unvollständig vor-
nehmen und damit Belastungen für den benachbarten Immobilienbesitz verursachen. Die Not-
wendigkeit, immer deutlicher gegen wohnungswirtschaftliche Missstände und/oder bei der Un-
terbringung von Beschäftigten – und in der Folge auch gegen städtebauliche Missstände – 
vorzugehen, wird ungeachtet des jeweiligen wohnungswirtschaftlichen Teilmarktes in Nord-
rhein-Westfalen aus zahlreichen Gemeinden vorgetragen. Aufsichtsrechtliche Tätigkeiten mit 
Bezug zur Einhaltung von Mindestanforderungen an Wohnraum oder an die Unterbringung 
von Beschäftigten nehmen durch die Gemeinden tendenziell eher zu.  
 
Die Auswirkungen dieses Gesetzes treten gegenüber Unternehmen sowie möglicherweise pri-
vaten Haushalten nur dann ein, wenn die Mindestanforderungen an angemessenen Wohn-
raum, Instandsetzungserfordernisse oder Anforderungen an die Unterbringung in Unterkünf-
ten nicht eingehalten werden.  
 
Darüber hinaus werden den Eigentümerinnen und Eigentümern sowie Vermieterinnen und 
Vermietern keine neuen Pflichten auferlegt, sondern die sich aus der Sozialbindung des Ei-
gentums ergebende Pflicht zum Erhalt des Eigentums und zum Schutz der Bewohnerinnen 
und Bewohner wird konkretisiert.  
 
 
H  Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. Die Wir-
kungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffenen ein. Auswirkungen auf die unter-
schiedlichen Lebenssituationen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten. 
 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung  
 
Durch den vorgelegten Gesetzentwurf wird einer geordneten und nachhaltigen Entwicklung im 
Wohnungswesen in Nordrhein-Westfalen Vorschub geleistet.  
 
 
J Befristung 
 
Eine Befristung der mit diesem Gesetzentwurf vorgelegten Vorschriften ist im Sinne der 
Rechtsverlässlichkeit nicht angezeigt.  
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Gesetz für fairen Wohnraum und zur Sicherstellung angemessener Wohn- und  
Unterbringungsverhältnisse im Land Nordrhein-Westfalen 

(Faires-Wohnen-Gesetz Nordrhein-Westfalen – FWoG NRW) 
 

Inhaltsübersicht 
 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1  Zweck des Gesetzes 
§ 2  Hilfe bei der Wohnraumbeschaffung 
§ 3  Begriffsbestimmungen 
§ 4  Allgemeine Anforderungen 
 

Teil 2 
Schutz von Wohnraum 

 
§ 5  Mindestanforderungen an angemessene Wohnverhältnisse und Instandsetzungserfor-

dernisse zu Gebrauchszwecken 
§ 6  Benutzung 
 

Teil 3 
Schutz vor ausbeuterischen Überlassungspraktiken und Mindestanforderungen an 

Unterkünfte für Beschäftigte 
 

§ 7  Verbot ausbeuterischer Überlassungspraktiken 
§ 8 Mindestanforderungen an Unterkünfte für Beschäftigte 
§ 9  Anforderungen an die Belegung 
§ 10  Registrierungs- und Meldepflichten für Unterkünfte  
§ 11  Informations- und Transparenzpflichten bei der Unterbringung von Beschäftigten 
 

Teil 4 
Schutz vor Zweckentfremdung von Wohnraum 

in Gebieten mit einer Zweckentfremdungssatzung 
 

§ 12  Zweckentfremdungssatzung 
§ 13  Verbot der Zweckentfremdung 
§ 14 Genehmigung 
§ 15  Registrierungspflicht für Kurzzeitvermietungen 
§ 16  Leerstand von Wohnraum 
§ 17 Wohnnutzungs-, Räumungs- und Wiederherstellungsgebot 
 

Teil 5 
Verfahren und Anordnungsbefugnisse 

 
§ 18  Auskunfts-, Mitwirkungs- und Duldungspflichten 
§ 19  Informationspflichten, Datenübermittlung und -verarbeitung sowie Datenaustausch 
§ 20  Anordnungsbefugnisse 
§ 21  Freiwillige Abhilfe, Informationsrecht und Sofortvollzug 
§ 22  Unbewohnbarkeitserklärung 
§ 23  Treuhandverwaltung 
§ 24  Sicherung der Kosten 
§ 25  Übernahme von Immobilien durch die Gemeinde 
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§ 26  Enteignung aus zwingenden Gründen 
 

Teil 6 
Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften 

 
§ 27  Ordnungswidrigkeiten 
§ 28  Einschränkung eines Grundrechts 
§ 29  Übergangsregelungen 
§ 30  Rechtsverordnungen und Erhebung von Verwaltungsgebühren 
§ 31  Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Zweck des Gesetzes 
 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist die Sicherung und Erhaltung von Wohnraum, der Schutz von 
Bewohnerinnen und Bewohnern sowie die Verhinderung missbräuchlicher, zweckentfremden-
der oder ausbeuterischer Überlassungsformen von Wohnraum oder Räumen in baulichen An-
lagen zu Unterbringungszwecken im Land Nordrhein-Westfalen. 
 
(2) Dieses Gesetz dient insbesondere der Sicherung von Mindestanforderungen an Wohn-
raum, der Unterbindung von Zweckentfremdung von Wohnraum, der Regulierung von Kurz-
zeitvermietung und dem Schutz von Beschäftigten vor unangemessenen und gesundheitsge-
fährdenden Unterbringungsbedingungen. Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für 
den öffentlich geförderten Wohnraum im Sinne des Gesetzes zur Förderung und Nutzung von 
Wohnraum für das Land Nordrhein-Westfalen vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772) in 
der jeweils geltenden Fassung, soweit dessen Regelungen nicht vorrangig anzuwenden sind.  
 
(3) Die Gemeinden haben die Aufgabe, auf die Instandsetzung, die Erfüllung von Mindestan-
forderungen und die ordnungsmäßige Nutzung von Wohnraum oder Unterkünften hinzuwirken 
und die dazu erforderlichen Maßnahmen zu treffen (Wohnungsaufsicht). Die Gemeinden neh-
men diese Aufgabe als Selbstverwaltungsangelegenheit wahr. Zur Durchsetzung dieses Ge-
setzes können Behörden zusammenarbeiten und insbesondere gemeinsame Kontrollen 
durchführen. Unberührt bleiben andere Rechtsvorschriften, die die Instandhaltung, die In-
standsetzung, die Erfüllung von Mindestanforderungen, die Benutzung von Wohnraum zu 
Wohnzwecken oder den Betrieb und die Benutzung von Unterkünften regeln, insbesondere 
solche des Baurechts. 
 
(4) § 5 findet auf selbst genutztes Wohneigentum keine Anwendung.  
 
(5) Die Vorschriften der Teile 3 und 4 finden keine Anwendung auf Unterkünfte in Betrieben, 
die der Branchenvereinbarung zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und den landwirt-
schaftlichen Verbänden über faire Unterkünfte für die Unterbringung von Saisonarbeitskräften 
in der Landwirtschaft und im Gartenbau aus dem Jahr 2026 beigetreten sind. 
 

§ 2 
Hilfe bei der Wohnraumbeschaffung 

 
Die Gemeinden sollen Wohnungssuchende, soweit sie der Hilfe bedürfen, bei der Beschaffung 
von Wohnraum unterstützen. Ein Rechtsanspruch auf die Beschaffung einer Wohnung besteht 
nicht. 
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§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Wohnraum ist umbauter Raum, der tatsächlich und rechtlich zur dauernden Wohnnutzung 
geeignet und von der verfügungsberechtigten Person dazu bestimmt ist. Wohnraum können 
Wohnungen, einzelne Wohnräume oder Wohngebäude sein. Selbst genutztes Wohneigentum 
ist Wohnraum im eigenen Haus oder in einer eigenen Eigentumswohnung, der zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt wird. Mietwohnraum ist Wohnraum, der Bewohnerinnen oder Bewoh-
nern auf Grund eines Mietverhältnisses oder eines genossenschaftlichen oder sonstigen ähn-
lichen Nutzungsverhältnisses zum Gebrauch überlassen wird. 
 
(2) Unterkünfte sind Wohnräume oder Räume in baulichen Anlagen, die Beschäftigten im Zu-
sammenhang mit dem Arbeitsverhältnis zur Unterbringung bereitgestellt oder an diese vermie-
tet werden. Beschäftigte sind solche nach § 26 Absatz 8 des Bundesdatenschutzgesetzes vom 
30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2097) in der jeweils geltenden Fassung. Für bauliche Anlagen gilt 
§ 2 Absatz 1 der Landesbauordnung 2018 vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421) in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend.  
 
(3) Kurzzeitvermietung ist die vorübergehende Überlassung von Wohnraum an wechselnde 
Nutzerinnen oder Nutzer.  
 
(4) Zweckentfremdung ist jedes Handeln oder Unterlassen, durch das Wohnraum dem Woh-
nungsmarkt entzogen wird.  
 
(5) Verfügungsberechtigte Person ist, wer aufgrund eines dinglichen Rechts zum Besitz des 
Wohnraums oder Raums in einer baulichen Anlage berechtigt ist. Verfügungsberechtigten Per-
sonen stehen die von ihnen Beauftragten sowie Vermieterinnen oder Vermieter von Wohn-
raum oder Betreiber einer Unterkunft gleich. 
 
(6) Nutzungsberechtigte Person ist, wer aus dem Wohnraum oder der Unterkunft den Nutzen 
ziehen kann. Eine Bewohnerin oder ein Bewohner ist, wer aufgrund des Mietverhältnisses oder 
eines sonstigen Rechts den Wohnraum oder die Unterkunft bewohnt oder benutzt. 
 

§ 4 
Allgemeine Anforderungen 

 
Verfügungsberechtigte Personen sind verpflichtet, Wohnraum so auszustatten, zu erhalten 
und instand zu setzen, dass der Gebrauch zu Wohnzwecken ohne erhebliche Beeinträchti-
gung gewährleistet ist. Die Verpflichtung gilt auch für Unterkünfte im Sinne dieses Gesetzes. 
Bewohnerinnen oder Bewohner haben den Wohnraum so zu behandeln, wie es eine ordentli-
che und gewissenhafte Mieterin oder ein ordentlicher und gewissenhafter Mieter, einschließ-
lich der Rücksichtnahme auf andere, tun würde.  
 

Teil 2 
Schutz von Wohnraum 

 
§ 5 

 Mindestanforderungen an angemessene Wohnverhältnisse und  
Instandsetzungserfordernisse zu Gebrauchszwecken 

 
(1) Angemessene Wohnverhältnisse setzen voraus, dass Mindestanforderungen an den 
Wohnraum und an die Benutzung erfüllt sind. Die Mindestanforderungen an den Wohnraum 
sind insbesondere nicht erfüllt, wenn 
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1.  die zentrale Stromversorgung oder bei Zentralheizungen die zentrale Versorgung mit Hei-

zenergie fehlt oder ungenügend ist, 
2.  Heizungsanlagen, Abgasanlagen, Feuerstätten oder ihre Verbindungen mit den Schorn-

steinen fehlen oder ungenügend sind,  
3.  Wasserversorgung, Entwässerungs- oder sanitäre Anlagen fehlen oder ungenügend sind, 
4.  die Voraussetzungen zum Anschluss eines Herdes oder einer Kochmöglichkeit, von 

elektrischer Beleuchtung oder elektrischen Geräten fehlen oder ungenügend sind, 
5.  kein ausreichender Schutz gegen Witterungseinflüsse oder Feuchtigkeit besteht oder 
6.  nicht wenigstens ein zum Aufenthalt bestimmter Raum ausreichend belüftbar oder durch 

Tageslicht beleuchtet ist. 
 
Die Ausstattung im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 bis 4 ist ungenügend, wenn kein ordnungs-
gemäßer Betrieb möglich ist oder wenn eine Unterbrechung der Strom-, Heizenergie- oder 
Wasserversorgung durch das jeweilige Versorgungsunternehmen angedroht wird. 
 
(2) Wohnraum ist instand zu halten oder instand zu setzen, um eine erhebliche Beeinträchti-
gung des Wohngebrauchs zu vermeiden. Der Gebrauch zu Wohnzwecken ist insbesondere 
dann erheblich beeinträchtigt, wenn 
 
1.  Heizungsanlagen, Abgasanlagen, Feuerstätten oder ihre Verbindungen mit den Schorn-

steinen oder Abgasleitungen sich nicht ordnungsgemäß benutzen lassen, 
2.  Dächer, Wände, Decken, Fußböden, Fenster oder Türen keinen ausreichenden Schutz 

gegen Witterungseinflüsse oder gegen Feuchtigkeit bieten, 
3.  Wasserversorgung, Entwässerungs- oder sanitäre Anlagen sich nicht ordnungsgemäß 

benutzen lassen, 
4.  Aufzüge, Treppen oder Beleuchtungsanlagen in allgemein zugänglichen Räumen sich 

nicht ordnungsgemäß benutzen lassen oder 
5.  elektrische Leitungen oder Anlagen nicht sicher oder nicht funktionsfähig sind. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Balkone und Loggien sowie für Räume und 
Anlagen, die zwar nicht zur Wohnung selbst gehören, die aber zur bestimmungsgemäßen 
Nutzung der Wohnung unmittelbar erforderlich sind oder deren Benutzung im direkten Zusam-
menhang mit der Nutzung der Wohnung stehen. Satz 1 gilt insbesondere für Aufzüge, Trep-
pen, Türschließ- oder Beleuchtungsanlagen in allgemein zugänglichen Räumen sowie ent-
sprechend auch für Außenanlagen, insbesondere für Zugänge zum Gebäude, Innenhöfe und 
Spielflächen. 

 
§ 6 

Benutzung 
 
In Wohnraum dürfen 
 
1.  Gegenstände oder Stoffe nicht so und nicht in solchen Mengen gelagert oder 
2.  Tiere nicht von solcher Art und nicht in solcher Zahl gehalten werden oder vorhanden sein, 
 
dass Bewohnerinnen oder Bewohner oder Dritte gefährdet oder unzumutbar belästigt werden. 
§ 5 Absatz 3 gilt entsprechend. 
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Teil 3 
Schutz vor ausbeuterischen Überlassungspraktiken 

 und Mindestanforderungen an Unterkünfte für Beschäftigte  
 

§ 7 
Verbot ausbeuterischer Überlassungspraktiken 

 
Die ausbeuterische Überlassung von Unterkünften ist verboten. Im Rahmen einer Gesamtbe-
trachtung kann für eine ausbeuterische Überlassung insbesondere berücksichtigt werden 
 
1.  die Ausstattung einer Unterkunft, insbesondere wenn die Unterbringung zu menschenun-

würdigen Bedingungen erfolgt,  
2.  das Vorliegen einer objektiven Zwangslage für die Nutzung einer Unterkunft oder  
3.  unangemessen hohe Entgelte für die Überlassung der Unterkunft. 
 

§ 8 
Mindestanforderungen an Unterkünfte für Beschäftigte 

 
(1) Unterkünfte sind an ungefährdeter Stelle bereitzustellen. Sie sind entsprechend ihrer Be-
legungszahl mit Wohn-, Ess- und Schlafbereich sowie Sanitäreinrichtungen für die Beschäf-
tigten auszustatten. Für die Mindestanforderungen an Unterkünfte, für die Räume in baulichen 
Anlagen genutzt werden, sind die §§ 3 und 3a der Arbeitsstättenverordnung vom 12. August 
2004 (BGBl. I S. 2179) und Nummer 4.4 des Anhangs der Arbeitsstättenverordnung sowie die 
Technischen Regeln für Arbeitsstätten – Unterkünfte – ASR A4.4 vom 10. Juni 2010 (GMBl. 
S. 751), jeweils in der jeweils geltenden Fassung, entsprechend anwendbar. Für das Instand-
setzungserfordernis ist § 5 Absatz 2 und 3, für die Benutzung § 6 entsprechend anwendbar. 
 
(2) Für die Unterbringung von Beschäftigten in Wohnraum gelten die Vorschriften des Teils 2 
entsprechend. Erfolgt die Unterbringung von Beschäftigten in Wohnraum, der zu diesem Zwe-
cke Kurzzeit vermietet oder in sonstiger Weise zweckentfremdet wird, so kann die Gemeinde 
die Nutzung untersagen.  
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die in Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) 2024/1028 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 über die 
Erhebung und den Austausch von Daten im Zusammenhang mit Dienstleistungen der kurz-
fristigen Vermietung von Unterkünften und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1724 
(ABl. L 2024/1028, 29.04.2024) genannten Beherbergungsstätten und damit insbesondere 
Hotels, Gasthöfe und Pensionen, soweit diese als solche genehmigt sind. 
 

§ 9 
Anforderungen an die Belegung 

 
(1) Werden Beschäftigte in Unterkünften untergebracht, die Räume in baulichen Anlagen sind, 
so gelten für die Mindestnutzflächen die Technischen Regeln für Arbeitsstätten – Unterkünfte 
– ASR A 4.4. Die Nutzfläche entspricht der Nutzungsfläche nach der DIN 277, Ausgabe August 
2021, und ist hiernach zu bestimmen. 
 
(2) Werden Beschäftigte in Wohnraum untergebracht, dürfen Wohnungen nur überlassen oder 
benutzt werden, wenn für jede Person eine Wohnfläche von mindestens 10 Quadratmetern 
vorhanden ist. Die Wohnfläche einer Wohnung ist die Summe der anrechenbaren Grundflä-
chen der ausschließlich zur Wohnung gehörenden Räume. Die Wohnfläche ist nach der 
Wohnflächenverordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2346) in der jeweils geltenden 
Fassung zu berechnen.  
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§ 10 
Registrierungs- und Meldepflichten für Unterkünfte  

 
(1) Auf Antrag einer Gemeinde kann das für Wohnen zuständige Ministerium in einer Rechts-
verordnung für die Dauer von jeweils fünf Jahren bestimmen, dass Unterkünfte für Beschäf-
tigte in der Gemeinde vor Inbetriebnahme digital zu registrieren und einer Qualitätsprüfung vor 
Ort zu unterziehen sind. Die Gemeinde hat in dem Antrag die Notwendigkeit darzulegen. Von 
der Registrierungspflicht sind Beherbergungsstätten nach § 8 Absatz 3 ausgenommen. 
 
(2) Mit der Registrierung ist ein Betriebskonzept vorzulegen. Die verfügungsberechtigte oder 
eine beauftragte Person hat darüber hinaus zur Sicherstellung eines geordneten Betriebs oder 
einer geordneten Nutzung ständig erreichbar zu sein.  
 
(3) Nach erfolgter Registrierung überprüft die Gemeinde die Anlage nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes und verleiht bei Erfüllung der Anforderungen ein Gütesiegel „Faire Unter-
kunft“. Das Gütesiegel ist sichtbar im Hauseingang anzubringen. Mit Verleihung des Gütesie-
gels darf die Unterkunft in Betrieb genommen werden. Eine erneute Überprüfung erfolgt an-
lassbezogen oder wiederkehrend alle drei Jahre.  
 
(4) Unabhängig von einer bestehenden Registrierungspflicht für Unterkünfte sind die in einer 
Unterkunft untergebrachten Personen vom ersten Tag an digital bei der Gemeinde von der 
verfügungsberechtigten Person zu melden. Sie sind abzumelden, wenn sie ausziehen. Von 
dieser Meldepflicht sind Personen, die als Saisonarbeitskräfte in einem landwirtschaftlichen 
oder gartenbaulichen Betrieb tätig sind und für höchstens drei Monate untergebracht werden, 
ausgenommen. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
 

§ 11 
Informations- und Transparenzpflichten bei der Unterbringung von Beschäftigten 

 
Die verfügungsberechtigte Person hat die Bedingungen zur Überlassung der Unterkunft in 
Textform zu dokumentieren. Dies beinhaltet insbesondere Angaben zur Höhe des Entgelts der 
Überlassung, der Nebenkosten sowie der Dauer der Überlassung. Der oder dem Beschäftigten 
ist vor der tatsächlichen Überlassung der Unterkunft eine Kopie der Dokumentation auszuhän-
digen. 
 

Teil 4 
Schutz vor Zweckentfremdung von Wohnraum 

in Gebieten mit einer Zweckentfremdungssatzung 
 

§ 12 
Zweckentfremdungssatzung 

 
Gemeinden können für Gebiete, in denen die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist und die in einer 
Rechtsverordnung gegenständlich sind, oder für Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf 
durch Satzung mit einer Geltungsdauer von jeweils höchstens fünf Jahren bestimmen, dass 
Wohnraum nur mit ihrer Genehmigung überwiegend anderen als Wohnzwecken zugeführt 
werden darf (Zweckentfremdungssatzung). Die Gemeinde kann in der Zweckentfremdungs-
satzung bestimmen, dass Kurzzeitvermietungen einer Registrierungspflicht unterliegen. Die 
Gemeinden haben in der Satzung nach Satz 1 darzulegen, welche Maßnahmen sie ergreifen, 
um die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum in dem in der Satzung bestimmten Zeit-
raum zu verbessern. Sie können zu den nachfolgenden Bestimmungen Näheres in den Sat-
zungen regeln, soweit sie den gesetzlichen Regelungen nicht widersprechen. Die Gemeinden 
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haben den Erlass einer Satzung dem für Wohnen zuständigen Ministerium unverzüglich an-
zuzeigen. 
 

§ 13 
Verbot der Zweckentfremdung 

 
(1) Ohne Genehmigung verboten ist jedes Handeln oder Unterlassen verfügungs- oder nut-
zungsberechtigter Personen, durch das Wohnraum seiner eigentlichen Zweckbestimmung 
entzogen wird. Für öffentlich geförderte Wohnungen nach § 1 Absatz 2 Satz 2 besteht ein 
Zweckentfremdungsverbot. 
 
(2) Als genehmigungspflichtige Zweckentfremdung gelten insbesondere 
 
1.  die Verwendung oder Überlassung zu mehr als 50 Prozent der Gesamtwohnfläche für 

gewerbliche oder berufliche Zwecke, 
2.  die Kurzzeitvermietung für mehr als 56 Nächte im Kalenderjahr,  
3.  die Beseitigung von Wohnraum, 
4.  die bauliche Veränderung oder Umnutzung von Wohnraum, so dass dieser für Wohnzwe-

cke nicht mehr geeignet ist oder 
5.  das Leerstehenlassen von Wohnraum über einen Zeitraum von länger als sechs Monaten. 
 

§ 14 
Genehmigung 

 
(1) Eine Genehmigung nach § 13 ist auf Antrag der verfügungsberechtigten Person zu erteilen, 
wenn ein öffentliches oder ein berechtigtes Interesse der verfügungsberechtigten oder nut-
zungsberechtigten Person an der zweckfremden Nutzung vorliegt, welches das öffentliche In-
teresse am Erhalt der Wohnnutzung überwiegt. Die nutzungsberechtigte Person darf nach 
Vorlage einer Einverständniserklärung der verfügungsberechtigten Person einen Antrag nach 
Satz 1 stellen. 
 
(2) Ein beachtliches Angebot zur Bereitstellung von Ersatzwohnraum gleicht das öffentliche 
Interesse an der Erhaltung des Wohnraums in der Regel aus. Ein beachtliches Angebot im 
Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn 
 
1.  der Ersatzwohnraum innerhalb des Geltungsbereiches der Gemeinde geschaffen wird, 
2.  zwischen der Zweckentfremdung und der Bereitstellung von Ersatzwohnraum ein zeitli-

cher Zusammenhang besteht, 
3.  die Verfügungsberechtigung über den zweckentfremdeten und den Ersatzwohnraum 

übereinstimmt, 
4.  der Ersatzwohnraum nicht kleiner als der durch die Zweckentfremdung entfallende Wohn-

raum ist, 
5.  der Ersatzwohnraum nicht als Luxuswohnraum anzusehen ist, der den Standard des 

durch die Zweckentfremdung entfallenden Wohnraums in besonders erheblicher Weise 
überschreitet, und 

6.  der Ersatzwohnraum dem Wohnungsmarkt in gleicher Weise wie der durch die Zweckent-
fremdung entfallende Wohnraum zu Verfügung steht. 

 
(3) Über den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung nach Absatz 1 entscheidet die Ge-
meinde nach Vorlage der vollständigen Unterlagen innerhalb einer Frist von drei Monaten. 
Nach Ablauf der Frist gilt die Genehmigung als erteilt.  
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(4) Die Genehmigung kann der verfügungsberechtigten Person sowie der nutzungsberechtig-
ten Person befristet, bedingt oder unter Auflagen, insbesondere zur Leistung einer einmaligen 
oder laufenden Ausgleichszahlung, erteilt werden. Die Gemeinde ist befugt, Ausgleichszah-
lungen durch Verwaltungsakt festzusetzen und zu vollstrecken. Das Ersatzwohnraumangebot 
kann durch Nebenbestimmungen gesichert werden. 
 
(5) Die Höhe der Ausgleichszahlung soll den Schaden, der dem Wohnungsmarkt durch die 
Zweckentfremdung des Wohnraums entsteht, ausgleichen. Die Ausgleichszahlung kann im 
Einzelfall abgesenkt werden, insbesondere, wenn bei gewerblicher oder beruflicher Nutzung 
die Festsetzung einer Ausgleichszahlung in voller Höhe nachweislich zu einer Existenzgefähr-
dung oder Abwanderung führen würde.  
 

§ 15 
Registrierungspflicht für Kurzzeitvermietungen 

 
(1) Wird Wohnraum in Gemeinden mit einer Zweckentfremdungssatzung zum Zwecke der 
Kurzzeitvermietung überlassen oder entsprechend genutzt, so hat die verfügungsberechtigte 
oder die nutzungsberechtigte Person den Wohnraum vor der Überlassung zu registrieren, so-
fern die Gemeinde Daten von den Anbietern von Online-Plattformen für die Kurzzeitvermietung 
im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1028 erheben möchte und die Zweckentfremdungssat-
zung der Gemeinde eine solche Registrierungspflicht ausdrücklich vorsieht. Wird mit der 
Zweckentfremdungssatzung eine Registrierungspflicht eingeführt, umfasst diese auch sons-
tige Räume, die über eine Online-Plattform für die Kurzzeitvermietung von Unterkünften zur 
Überlassung angeboten oder beworben werden. Von der Registrierungspflicht ausgenommen 
sind die in Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a und b der Verordnung (EU) 2024/1028 genannten 
Beherbergungsstätten und damit insbesondere Hotels, Gasthöfe und Pensionen. 
 
(2) Die Registrierung erfolgt bei der Gemeinde über ein zentrales Online-Registrierungsportal. 
Bei der Registrierung sind nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1028 insbeson-
dere die genaue Anschrift des Wohnraums, die Verwendung als Haupt- oder Zweitwohnsitz, 
die Höchstzahl der Schlafgelegenheiten sowie Name, Anschrift und Kontaktdaten der verfü-
gungs- oder nutzungsberechtigten Person anzugeben. Bei einer nachträglichen Änderung der 
anzugebenden Informationen hat die verfügungsberechtigte oder nutzungsberechtigte Person 
dies unverzüglich über das Online-Registrierungsportal oder in Textform bei der Gemeinde zu 
aktualisieren. 
 
(3) Sobald die verfügungsberechtigte oder nutzungsberechtigte Person alle nach Absatz 2 
notwendigen Informationen vorgelegt hat, wird automatisiert und unverzüglich eine amtliche 
Registrierungsnummer erteilt (Wohnraum-Identitätsnummer). Die verfügungsberechtigte oder 
nutzungsberechtigte Person hat die Wohnraum-Identitätsnummer stets und für die Öffentlich-
keit gut sichtbar anzugeben, wenn die Nutzung des Wohnraums zum Zwecke der Kurzzeitver-
mietung angeboten oder beworben wird. Die Gemeinden können zu den vorgelegten Informa-
tionen Nachweise einfordern. Ihnen stehen die in Artikel 6 der Verordnung (EU) 2024/1028 
genannten Rechte der Überprüfung von Wohnraum-Identitätsnummern zu. 
 
(4) Die Gemeinde nimmt die Wohnraum-Identitätsnummer für den Wohnraum in ein elektroni-
sches Register auf und stellt dieses zur Online-Registereinsicht öffentlich zur Verfügung. Aus 
dem Register gelöscht wird eine Wohnraum-Identitätsnummer auf Antrag der verfügungsbe-
rechtigten oder nutzungsberechtigten Person oder von Amts wegen, wenn die Voraussetzun-
gen für die Erteilung und Nutzung der Wohnraum-Identitätsnummern entfallen sind. Der Ge-
meinde obliegt die Einrichtung und Pflege des elektronischen Registers. 
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(5) Von der Erteilung der Wohnraum-Identitätsnummer unberührt bleibt bei einer Kurzzeitver-
mietung von mehr als 56 Nächten im Kalenderjahr die Pflicht zur Durchführung eines Geneh-
migungsverfahrens nach § 14 in Verbindung mit § 13 Absatz 2 Nummer 2. 
 
(6) Wird Wohnraum auf Online-Plattformen für die Kurzzeitvermietung ohne eine Wohnraum-
Identitätsnummer oder mit einer ungültigen oder missbräuchlich verwendeten Wohnraum-
Identitätsnummer angeboten, kann die Gemeinde Anbieter von Online-Plattformen anweisen, 
die angeforderten Informationen vorzulegen und die Angebote zu diesen Wohnräumen zu ent-
fernen. 
 
(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend, wenn die Überlassung von Wohnraum zum 
Zweck der Kurzzeitvermietung auf sonstigem Wege erfolgt. In diesen Fällen ist die Überlas-
sung der Gemeinde spätestens am zehnten Tag nach Beendigung der Überlassung anzuzei-
gen. 
 

§ 16 
Leerstand von Wohnraum 

 
(1) Wird Wohnraum ab Beginn des Leerstands nicht innerhalb von sechs Monaten genutzt, so 
hat die verfügungsberechtigte Person dies der Gemeinde anzuzeigen. Als Beginn des Leer-
stehenlassens von Wohnraum gilt grundsätzlich das Ende des letzten Mietverhältnisses oder 
die Aufgabe einer vorangegangenen Selbstnutzung, bei Neubauten der Zeitpunkt der Bezugs-
fertigkeit, jedoch spätestens der Zeitpunkt der Kenntnisnahme durch die Gemeinde. 
 
(2) Eine Verlängerung des Leerstands nach § 13 Absatz 2 Nummer 5 kann durch die verfü-
gungsberechtigte Person beantragt werden. Sie hat die Gründe für den Leerstand anzugeben 
und nachzuweisen sowie Belegenheit, Größe, wesentliche Ausstattung und die vorgesehene 
Miete mitzuteilen. 
 
(3) Wird ein Leerstand verbunden mit der konkreten Absicht einer Baumaßnahme angezeigt, 
sind insbesondere die Belegenheit und Größe der betroffenen Wohneinheiten sowie Art, Um-
fang und voraussichtliche Dauer der baulichen Maßnahmen nachzuweisen.  
 
(4) § 14 Absatz 3 gilt entsprechend. 
 

§ 17 
Wohnnutzungs-, Räumungs- und Wiederherstellungsgebot 

 
(1) Wird Wohnraum entgegen § 13 Absatz 2 zweckentfremdet, so kann die Gemeinde anord-
nen, dass der Wohnraum wieder Wohnzwecken zuzuführen ist (Wohnnutzungsgebot). Die 
Gemeinde setzt hierfür eine Frist, die im Regelfall zwei Monate beträgt. Die Gemeinde kann 
auch die Räumung anordnen (Räumungsgebot). 
 
(2) Ist durch Handlungen oder Unterlassen Wohnraum entgegen § 13 Absatz 2 nicht mehr für 
Wohnzwecke geeignet, so kann die Gemeinde anordnen, dass der frühere Zustand wieder-
hergestellt oder zumindest in so einen Zustand gebracht wird, der einen Gebrauch zu Wohn-
zwecken zulässt (Wiederherstellungsgebot). Ein Wiederherstellungsgebot scheidet aus, so-
weit die Wiederherstellung unzumutbar wäre. Dies ist der Fall, wenn die Herstellungskosten 
die ortsüblichen Kosten für einen Neubau in gleicher Größe, Ausstattung und am gleichen 
Standort überschreiten würden. Ist die Wiederherstellung nicht oder nur mit unzumutbarem 
Aufwand möglich, so kann die Gemeinde die Schaffung von Ersatzwohnraum nach § 14 Ab-
satz 2 oder die Zahlung einer einmaligen Ausgleichszahlung nach § 14 Absatz 4 verlangen. 
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Der Nachweis, dass die Voraussetzungen für eine Wiederherstellung nicht zumutbar sind, ob-
liegt der verfügungsberechtigten Person. 
 
(3) Kommt eine verfügungsberechtigte Person Anordnungen nach Absatz 1 oder 2 nicht nach, 
kann die Gemeinde eine Treuhandverwaltung einsetzen, um den Wohnraum wieder Wohn-
zwecken zuzuführen. § 23 Absatz 2 bis 5 gilt entsprechend. 
 

Teil 5 
Verfahren und Anordnungsbefugnisse 

 
§ 18 

Auskunfts-, Mitwirkungs- und Duldungspflichten 
 

(1) Verfügungsberechtigte oder nutzungsberechtigte Personen, Bewohnerinnen und Bewoh-
ner, Verwalterinnen und Verwalter einschließlich Zwangs- oder Insolvenzverwalterinnen und -
verwalter, Vermittlerinnen und Vermittler, Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie Energie- 
und Wasserversorgungsunternehmen haben unentgeltlich Auskünfte zu geben und Unterla-
gen vorzulegen, soweit es im Einzelfall zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich ist. 
Verwalterinnen und Verwalter, Vermittlerinnen und Vermittler sowie Energie- und Wasserver-
sorgungsunternehmen sollen nur dann herangezogen werden, wenn und soweit der Sachver-
halt dadurch einfacher oder zügiger aufgeklärt werden kann. Satz 1 gilt auch für das Personal 
und Beauftragte der in Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 genannten Auskunftspflichtigen. 
 
(2) Auf Anfrage der Gemeinde teilen Versorgungsunternehmen einmalig oder regelmäßig eine 
drohende Unterbrechung der Versorgung nach § 41f Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes 
vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), nach § 33 Absatz 2 der Verordnung über Allgemeine 
Bedingungen für die Versorgung mit Wasser vom 20. Juni 1980 (BGBl. I S. 750, 1067) oder 
nach § 33 Absatz 2 der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit 
Fernwärme vom 20. Juni 1980 (BGBl. I S. 742), jeweils in der jeweils geltenden Fassung, mit, 
sofern es sich bei der Kundin oder dem Kunden des Versorgungsunternehmens um eine ver-
fügungsberechtigte Person handelt. Bei Zweifeln hinsichtlich der Eigenschaft der Kundin oder 
des Kunden soll eine Mitteilung an die Gemeinde erfolgen. 
 
(3) Die Gemeinde kann anordnen, dass verfügungsberechtigte oder nutzungsberechtigte Per-
sonen sowie Bewohnerinnen und Bewohner persönlich erscheinen oder zur Aussage ver-
pflichtet sind. Eine verfügungsberechtigte Person ist verpflichtet, auf Anordnung der Gemeinde 
an einer Begehung des Gebäudes teilzunehmen. Im Übrigen gilt § 26 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW 
S. 602) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.  
 
(4) Verfügungsberechtigte oder nutzungsberechtigte Personen sowie Bewohnerinnen und Be-
wohner sind verpflichtet, den Beauftragten der Gemeinden das Betreten des Wohnraumes 
oder der Unterkunft zu gestatten, wenn dies für die Entscheidung über eine Maßnahme nach 
diesem Gesetz erforderlich ist. 
 
(5) Verfügungsberechtigte oder nutzungsberechtigte Personen sowie Bewohnerinnen und Be-
wohner sind verpflichtet, die nach diesem Gesetz angeordneten Maßnahmen zu dulden und, 
soweit erforderlich, den Wohnraum oder die Unterkunft vorübergehend zu räumen. 
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§ 19 
Informationspflichten, Datenübermittlung und -verarbeitung sowie Datenaustausch 

 
(1) Behörden dürfen Daten mit Behörden im Inland sowie mit anderen EU-Mitgliedstaaten aus-
tauschen, soweit dies zum Schutz von Wohnraum nach Teil 2, zum Schutz vor ausbeuteri-
schen Überlassungspraktiken oder hinsichtlich der Mindestanforderungen an Unterkünfte für 
Beschäftigte nach Teil 3, zum Schutz vor Zweckentfremdung von Wohnraum in Gebieten mit 
einer Zweckentfremdungssatzung nach Teil 4 oder zur Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach Teil 6 erforderlich ist. Behörden leisten Amtshilfe und können selbst 
Auskünfte in anderen Mitgliedstaaten einholen. Der Datenaustausch erfolgt über sichere elekt-
ronische Systeme, unionsrechtliche Kooperationsnetze oder zulässige Verwaltungsabkom-
men. Anfragen anderer Mitgliedstaaten sind unverzüglich zu bearbeiten. 
 
(2) Die Gemeinde ist insofern befugt und auch zur Unterrichtung verpflichtet, wenn 
 
1.  sich bei der Durchführung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz Anhaltspunkte für Ver-

stöße gegen die steuerrechtlichen Vorschriften ergeben oder 
2.  sich im Zusammenhang mit Maßnahmen nach diesem Gesetz Anhaltspunkte ergeben, 

dass die Bewohnerinnen und Bewohner des betroffenen Wohnraums Leistungen nach 
dem 

 
a)  Zweiten Buch Sozialgesetzbuch – Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende – 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094),  
b)  Zwölften Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. De-

zember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023) oder  
c)  Wohngeldgesetz vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856),  
 

jeweils in der jeweils geltenden Fassung, erhalten. Die Gemeinde übermittelt in diesen Fällen 
die betroffene Anschrift, Vornamen und Nachnamen der betroffenen Bewohnerinnen und Be-
wohner, die festgestellten Verstöße gegen die Vorschriften dieses Gesetzes sowie deren Be-
seitigung. 

 
(3) Die Übermittlung der personenbezogenen Daten an Behörden, öffentliche und private Stel-
len und Personen ist zulässig, soweit 
 
1.  dies zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Gemeinde nach diesem Gesetz erfor-

derlich ist oder 
2.  dies zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben dieser Behörden, Stellen oder Personen er-

forderlich ist. 
 
(4) Die Gemeinde ist befugt, folgende Daten für die in Absatz 1 oder 2 genannten Zwecke zu 
erheben und zu verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz er-
forderlich ist: 
 
1.  Personendaten: Familienname, Vorname, gegenwärtige und letzte frühere Anschriften, 

ein weiteres Kontaktdatum, Geburtsdatum, Familienzugehörigkeit, 
2.  Daten zu Grundstücken, Unterkünften, Wohngebäuden, Wohnungen, Wohnräumen, da-

zugehörigen Nebengebäuden, Nebenräumen und Außenanlagen: Lage des Grundstücks 
mit Angabe der Straße und Grundstücksnummer, Anzahl der Wohnungen, Größe (Flä-
che), Anzahl der Zimmer, Anzahl der Bewohnerinnen und Bewohner, Bestehen einer öf-
fentlichen Förderung, Daten von Grundbuchauszügen, Daten aus Belegen über offene 
Forderungen der Versorgungsunternehmen für Strom, Wasser, Gas oder Fernwärme so-
wie Nachweise über erfolgte Zahlungen solcher Forderungen, Daten aus der Dokumen-
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tation zu den Bedingungen zur Überlassung der Unterkunft, Daten aus der Mitteilung der 
drohenden Unterbrechung der Versorgung der Versorgungsunternehmen an die Ge-
meinde, 

3.  Nutzungsnachweise: Mietvertrag und gegebenenfalls frühere Mietverträge, Nutzungsart, 
Beginn und Dauer des Mietverhältnisses, Miethöhe, Mietzahlungsbelege, Verträge zur 
Verwaltung des Gebäudes,  

4.  Gewerbedaten: Firmenname, Gesellschafter, Gewerbeart, Nummern aus Registereinträ-
gen oder 

5.  Daten im Zusammenhang mit der Kurzzeitvermietung: Zusätzlich die in Artikel 4 Absatz 3 
Buchstabe b, Artikel 5 Absätze 1 und 2, Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 9 Absätze 1 und 2 
der Verordnung (EU) 2024/1028 in Verbindung mit den in § 15 genannten Daten.  

 
Die Treuhandverwaltung und die Versorgungsunternehmen sind befugt, die übermittelten per-
sonenbezogenen Daten zu verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem 
Gesetz erforderlich ist. 
 
(5) Daten können auch durch Abfrage bei öffentlichen Stellen, insbesondere im Zuständig-
keitsbereich der Gemeinden, bei Register führenden Stellen oder bei Versorgungsunterneh-
men erhoben werden, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich 
ist. Die angefragten Stellen sind berechtigt, die erfragten Daten zu übermitteln. 
 
(6) Daten dürfen nur für den Zweck genutzt werden, für den sie übermittelt wurden. Empfän-
gerbehörden müssen Daten sichern, auf das notwendige Maß beschränken und löschen, so-
bald sie nicht mehr benötigt werden.  
 

§ 20 
Anordnungsbefugnisse 

 
(1) Entspricht die Beschaffenheit von 
 
1.  Wohnraum nicht den Mindestanforderungen an angemessene Wohnverhältnisse nach § 5 

Absatz 1 oder 3 oder 
2.  eine Unterkunft nicht den Mindestanforderungen an eine Unterbringung von Beschäftigten 

nach § 8, so soll die Gemeinde anordnen, dass die verfügungsberechtigte Person die 
Mindestanforderungen zu erfüllen hat. Betrifft die fehlende Beschaffenheit mehr als eine 
Wohnung oder wesentliche Bestandteile eines Wohngebäudes oder einer Unterkunft, soll 
die Gemeinde anordnen, die Herstellung der Mindestanforderungen darauf auszuweiten. 

 
(2) Sind 
 
1.  an Wohnraum Arbeiten unterblieben oder unzureichend ausgeführt worden, die zur Erhal-

tung oder Wiederherstellung des für den Gebrauch zu Wohnzwecken geeigneten Zu-
stands nach § 5 Absatz 2 und 3 oder 

2.  in Unterkünften Arbeiten unterblieben oder unzureichend ausgeführt worden, die zur Er-
haltung oder Wiederherstellung des für den Gebrauch zu Unterkunftszwecken geeigneten 
Zustands nach § 8 notwendig gewesen wären, so soll die Gemeinde anordnen, dass die 
verfügungsberechtigte Person die erforderlichen Maßnahmen nachholt. Betrifft die Ge-
brauchsbeeinträchtigung mehr als eine Wohnung, wesentliche Bestandteile eines Wohn-
gebäudes oder einer Unterkunft, soll die Gemeinde eine umfassende Instandsetzung an-
ordnen. Die Anordnung setzt voraus, dass der Gebrauch zu Wohnzwecken oder als Un-
terkunft erheblich beeinträchtigt ist oder die Gefahr einer solchen Beeinträchtigung be-
steht.  
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(3) Liegen der Gemeinde Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen die Absätze 1 oder 2 vor, so 
kann sie die zur Ermittlung des Sachverhalts geeigneten Maßnahmen treffen. Besteht auf-
grund der Sachverhaltsermittlung hinreichender Anlass für die Annahme, dass die Beeinträch-
tigung des ordnungsgemäßen Gebrauchs zu Wohn- oder Unterbringungszwecken bauseitig 
begründet ist, so hat die verfügungsberechtigte Person auf Verlangen der Gemeinde die wei-
tere notwendige Sachaufklärung durchzuführen. Die Kosten der nach Satz 2 angeordneten 
Maßnahmen trägt die verfügungsberechtigte Person. 
 
(4) Zur Herstellung einer ordnungsgemäßen Benutzung kann die Gemeinde Maßnahmen an-
ordnen, die zur Herstellung eines den Anforderungen des § 6 entsprechenden Zustandes er-
forderlich sind. Die Anordnungen müssen sich an die verursachende oder an die verfügungs-
berechtigte Person richten. 
 
(5) Liegt eine ausbeuterische Überlassung nach § 7 vor, kann die Gemeinde anordnen, eine 
rechtmäßige Unterbringung herbeizuführen oder die Unterbringung untersagen. 
 
(6) Die Gemeinde kann von der verfügungsberechtigten Person oder von den Bewohnerinnen 
oder Bewohnern verlangen, dass bis zu einem von ihr zu bestimmenden Zeitpunkt so viele 
Bewohnerinnen oder Bewohner die Unterkunft räumen, wie zur Herstellung einer ordnungs-
gemäßen Belegung nach § 9 notwendig ist. Dabei sollen der Zeitpunkt des Einzugs sowie die 
besonderen persönlichen und familiären Verhältnisse berücksichtigt werden, sofern diese 
durch geeignete Nachweise glaubhaft gemacht werden. Bei dem Räumungsverlangen sind 
soziale Härten zu vermeiden. Die Räumung ist erst für einen Zeitpunkt anzuordnen, in dem 
Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedingungen zur Verfügung steht. 
 
(7) Von Anordnungen kann für die Dauer eines Jahres abgesehen werden, wenn die verfü-
gungsberechtigte Person nachgewiesen hat, dass der Wohnraum oder die bauliche Anlage 
auf Grund der ihr oder ihm erteilten Genehmigung der zuständigen Behörde anderen als 
Wohnzwecken zugeführt, insbesondere beseitigt, werden darf. 
 
(8) Von einer Anordnung ist abzusehen oder eine schon erlassene Anordnung ist aufzuheben, 
soweit die verfügungsberechtigte Person nachweist, dass eine Instandsetzung unter Aus-
schöpfung aller Finanzierungsmöglichkeiten im Rahmen der Wirtschaftlichkeit des Objekts 
nicht finanziert werden kann. Dies gilt nicht für Unterkünfte.  
 
(9) Das Recht, Maßnahmen zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung oder zum Schutz der Gesundheit anzuordnen, bleibt unberührt. 
 

§ 21 
Freiwillige Abhilfe, Informationsrecht und Sofortvollzug 

 
(1) Bevor die Gemeinde eine Anordnung mit Bezug zu den Anforderungen an den Wohnraum 
oder an eine Unterkunft nach § 20 erlässt, sollen die Verpflichteten unter Fristsetzung zur frei-
willigen Abhilfe veranlasst werden. Die Gemeinde kann auf den Abschluss eines öffentlich-
rechtlichen Vertrages mit einer Unterwerfung unter die sofortige Vollstreckung hinwirken, in 
dem die zur Abhilfe erforderlichen Maßnahmen von der oder dem Verpflichteten zugesagt so-
wie die Fristen genannt sind. 
 
(2) Die Gemeinde hat vor der Anordnung von Maßnahmen den Betroffenen Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Ihre Stellungnahmen sollen angemessen berücksichtigt werden. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn Art und Umfang der Mängel oder der 
Verstöße es erfordern, dass die Gemeinde eine Anordnung sofort erlässt. 
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(4) Tritt ein Mangel wiederholt auf, kann die Gemeinde von der freiwilligen Abhilfe nach Ab-
satz 1 absehen. 
 
(5) Verfügungsberechtigte oder nutzungsberechtigte Personen können von Anordnungen und 
Genehmigungen, die sie berühren und an die Bewohnerinnen und Bewohner gerichtet werden, 
eine Durchschrift erhalten. Dies gilt entsprechend für Bewohnerinnen und Bewohner bei An-
ordnungen oder Genehmigungen, die sich an die verfügungsberechtigten oder nutzungsbe-
rechtigten Personen richten. 
 
(6) Die Gemeinde kann ein automatisiertes Abrufverfahren nach § 39 des Bundesmeldegeset-
zes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084) in der jeweils geltenden Fassung durchführen, um die 
nach diesem Gesetz erhobenen Daten automatisiert auf Plausibilität, Richtigkeit und Vollstän-
digkeit zu überprüfen. 
 
(7) Auf der Grundlage dieses Gesetzes erlassene Verwaltungsakte sind nach § 80 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils geltenden Fassung sofort vollziehbar und gelten 
auch für und gegen die Rechtsnachfolgerin oder den Rechtsnachfolger. Für Genehmigungen 
auf der Grundlage des § 14 kann die Rechtsnachfolge ausgeschlossen werden. 
 

§ 22 
Unbewohnbarkeitserklärung 

 
(1) Die Gemeinde kann 
 
1.  Wohnraum für unbewohnbar erklären, wenn die Mindestanforderungen nicht erfüllt sind 

oder Mängel den Gebrauch zu Wohnzwecken erheblich beeinträchtigen (§ 5) oder 
2.  eine Unterkunft für unbewohnbar erklären, wenn die Mindestanforderungen nicht erfüllt 

sind oder Mängel den Gebrauch zu Unterkunftszwecken erheblich beeinträchtigen (§ 8) 
und deswegen gesundheitliche Schäden für die Bewohnerinnen und Bewohner zu be-
fürchten sind (Unbewohnbarkeitserklärung). 

 
(2) Die Gemeinde kann leerstehenden Wohnraum für unbewohnbar erklären, wenn Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass der Wohnraum wieder einer Wohnnutzung zugeführt werden 
könnte und sich nicht in einem Zustand befindet, der seinen Gebrauch zu Wohnzwecken zu-
lässt. Dies gilt entsprechend für eine leerstehende Unterkunft, wenn die Mindestanforderun-
gen an Unterkünfte für Beschäftigte nach § 8 nicht erfüllt sind. 
 
(3) Die Unbewohnbarkeitserklärung ist der verfügungsberechtigten Person und den Bewohne-
rinnen oder Bewohnern bekannt zu geben. 
 
(4) Wer einen für unbewohnbar erklärten Wohnraum oder eine für unbewohnbar erklärte Un-
terkunft bewohnt oder in Besitz genommen hat, ist verpflichtet, diesen bis zu einem von der 
Gemeinde zu bestimmenden Zeitpunkt zu räumen. Die Gemeinde soll im Falle des Absatzes 5 
Satz 1 keinen früheren als den Zeitpunkt bestimmen, in dem Ersatzwohnraum zu zumutbaren 
Bedingungen zur Verfügung steht. Dieses gilt jedoch nicht, wenn auf Grund des Zustands des 
Wohngebäudes, der Wohnung, des Wohnraums oder der Unterkunft eine unmittelbare Gefahr 
für Leib, Leben und Gesundheit der Bewohnerinnen oder der Bewohner besteht. 
 
(5) Die verfügungsberechtigte Person hat auf Verlangen der Gemeinde dafür zu sorgen, dass 
die Bewohnerinnen oder Bewohner anderweitig zu zumutbaren Bedingungen untergebracht 
werden, soweit sie die Unbewohnbarkeit zu vertreten hat. Geschieht dies nicht binnen ange-
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messener Frist, kann die Gemeinde die Unterbringung ganz oder teilweise selbst übernehmen 
und der verfügungsberechtigten Person die Kosten auferlegen. 
 
(6) Der für unbewohnbar erklärte Wohnraum oder die Unterkunft darf nicht mehr für Wohn-
zwecke oder für Unterkunftszwecke überlassen oder in Benutzung genommen werden. Die 
verfügungsberechtigte Person hat auf Verlangen der Gemeinde für unverzügliche Räumung 
zu sorgen. 
 

§ 23 
Treuhandverwaltung 

 
(1) Kommt eine verfügungsberechtigte Person einer Anordnung, die mehr als eine Wohnung 
oder wesentliche Bestandteile eines Gebäudes betrifft, nicht nach, so kann die Gemeinde zur 
Herstellung der Mindestanforderungen oder zur Instandsetzung eine Treuhandverwaltung ein-
setzen. Als Treuhandverwaltung eingesetzt werden darf nur, wer über die für den betreffenden 
Einzelfall erforderliche Eignung verfügt und zuverlässig ist.  
 
(2) Mit der Bestellung der Treuhandverwaltung ist der verfügungsberechtigten Person der Be-
sitz an und das Nutzenziehen aus dem Grundstück entzogen und die Treuhandverwaltung in 
den Besitz und Nutzenziehen eingewiesen. Die Gemeinde verschafft der Treuhandverwaltung 
den tatsächlichen Besitz. 
 
(3) Die Treuhandverwaltung hat die Aufgabe, anstelle der verfügungsberechtigten Person die 
nach diesem Gesetz ergangenen Anordnungen umzusetzen. Sie hat hierzu das Recht und die 
Pflicht, das Grundstück zu verwalten und alle weiteren zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderli-
chen Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte mit Wirkung für und gegen die verfügungsbe-
rechtigte Person vorzunehmen und abzuschließen. Die Gemeinde kann verlangen, dass die 
Treuhandverwaltung vor Abschluss bestimmter auf die Umsetzung der ergangenen Anordnun-
gen gerichteter Verträge ihre Genehmigung einholt. Die Treuhandverwaltung ist zu den von 
der Gemeinde zu bestimmenden regelmäßigen Zeitpunkten verpflichtet, dieser sowie der ver-
fügungsberechtigten Person Rechnung zu legen. 
 
(4) Die Treuhandverwaltung hat gegen die Gemeinde einen Anspruch auf eine angemessene 
Vergütung, auf die Erstattung ihrer baren Auslagen sowie der weiteren zur Umsetzung der 
Maßnahmen erforderlichen Aufwendungen. Die Gemeinde hat auf Anforderung der Treuhand-
verwaltung Vorschuss zu leisten. Die Gemeinde kann von der verfügungsberechtigten Person 
die Erstattung der an die Treuhandverwaltung geleisteten Beträge für deren Vergütung, die 
baren Auslagen und die weiteren getätigten Aufwendungen verlangen und diese durch Leis-
tungsbescheid erheben. Soweit die verfügungsberechtigte Person die von der Gemeinde nach 
Satz 1 an die Treuhandverwaltung geleisteten Beträge nicht bis zum Ablauf der zur Erstattung 
gesetzten Frist erstattet, hat sie den Restbetrag mit fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen 
Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen. Die Zinsforderung 
kann im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 
 
(5) Die Einsetzung der Treuhandverwaltung ist aufzuheben, sobald sie ihre Aufgabe erfüllt hat 
oder für die treuhänderische Tätigkeit kein Bedürfnis mehr besteht. Für die treuhänderische 
Tätigkeit besteht insbesondere dann kein Bedürfnis mehr, wenn die verfügungsberechtigte 
Person nachweist, dass sie die erforderlichen Maßnahmen selbst eingeleitet hat und glaubhaft 
macht, dass diese in angemessener Zeit durchgeführt sein werden. Ist eine erforderliche Maß-
nahme im Rahmen der Treuhandverwaltung bereits erheblich fortgeschritten, ist die Einset-
zung der Treuhandverwaltung erst nach vollständiger Durchführung dieser Maßnahme aufzu-
heben. Im Übrigen kann die Gemeinde die Treuhandverwaltung, auch wenn die Vorausset-
zungen des Satzes 1 nicht vorliegen, jederzeit abberufen. 
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(6) Die Befugnis, andere Vollstreckungsmaßnahmen nach dem Verwaltungsvollstreckungsge-
setz NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156, 
ber. 2005 S. 818) in der jeweils geltenden Fassung anzuordnen, bleibt unberührt. 
 

§ 24 
Sicherung der Kosten 

 
Sämtliche Kosten, die der Gemeinde im Zusammenhang mit der Durchführung der Aufgaben 
nach diesem Gesetz entstehen, ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück oder auf den 
grundstücksgleichen Rechten. 
 

§ 25 
Übernahme von Immobilien durch die Gemeinde 

 
Die Gemeinde kann auf Antrag der verfügungsberechtigten Person eine Immobilie überneh-
men, wenn und soweit es dieser auf Grund einer Maßnahme nach diesem Gesetz wirtschaft-
lich nicht zuzumuten ist, Wohnraum so auszustatten, zu erhalten und instand zu setzen, dass 
der Gebrauch zu Wohnzwecken ohne erhebliche Beeinträchtigung gewährleistet ist. Über die 
Übernahme entscheidet die Gemeinde nach pflichtgemäßem Ermessen. Der zu zahlende Be-
trag bestimmt sich nach dem Verkehrswert des Objekts im Zeitpunkt des Übernahmeverlan-
gens. § 26 Absatz 3 findet entsprechende Anwendung. 
 

§ 26 
Enteignung aus zwingenden Gründen 

 
(1) Die Enteignung eines Grundstückes einschließlich darauf befindlicher Anlagen oder von 
grundstücksgleichen Rechten ist im einzelnen Fall auf Antrag der Gemeinde nur zulässig, 
wenn das Wohl der Allgemeinheit dies erfordert und der Enteignungszweck auf andere zumut-
bare Weise nach diesem Gesetz, insbesondere durch das Einsetzen einer Treuhandverwal-
tung, nicht hinreichend erreicht werden kann.  
 
(2) Nach diesem Gesetz kann nur enteignet werden, um Wohnraum oder Unterkünfte einer 
den Mindestanforderungen entsprechenden Nutzung zuzuführen, wenn eine verfügungsbe-
rechtigte Person Verpflichtungen nach diesem Gesetz nicht erfüllt. Die Enteignung setzt zu-
dem voraus, dass sich die Gemeinde ernsthaft um den freihändigen Erwerb zu angemessenen 
Bedingungen vergeblich bemüht hat. Die Enteignung eines Grundstücks zu dem Zweck, es 
der baulichen Nutzung wieder zuzuführen oder es für eine bauliche Nutzung zu Wohnzwecken 
neu vorzubereiten, darf nur zugunsten der Gemeinde oder einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts oder des Privatrechts, deren Anteile ausschließlich von der Gemeinde un-
mittelbar oder mittelbar gehalten werden, erfolgen.  
 
(3) Das Enteignungs- und Entschädigungsverfahren richtet sich im Übrigen nach den Vor-
schriften des Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetzes vom 20. Juni 1989 (GV. 
NRW. S. 366, ber. S. 570) in der jeweils geltenden Fassung. 
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Teil 6 
Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften 

 
§ 27 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1.  gegen eine Vorschrift über die Mindestanforderungen an angemessene Wohnverhältnisse 

und Instandsetzungserfordernisse zu Gebrauchszwecken (§ 5) oder die Benutzung (§ 6) 
verstößt, 

2.  gegen eine Vorschrift über das Verbot ausbeuterischer Überlassungspraktiken (§ 7), die 
Mindestanforderungen an Unterkünfte für Beschäftigte (§ 8), die Anforderungen an die 
Belegung (§ 9), die Registrierungs- und Meldepflichten für Unterkünfte (§ 10) oder die 
Informations- und Transparenzpflichten bei der Unterbringung von Beschäftigten (§ 11) 
verstößt,  

3.  gegen eine Vorschrift über das Verbot der Zweckentfremdung (§ 13), eine mit einer Ge-
nehmigung verbundene Nebenbestimmung (§ 14) oder die Registrierungspflicht für Kurz-
zeitvermietungen (§ 15) verstößt,  

4.  gegen eine Vorschrift über die Auskunfts-, Mitwirkungs- und Duldungspflichten (§ 18) ver-
stößt, 

5.  gegen eine Vorschrift über einen für unbewohnbar erklärten Wohnraum oder eine für un-
bewohnbar erklärte Unterkunft (§ 22) verstößt, 

6.  gegen eine vollziehbare Anordnung auf der Grundlage dieses Gesetzes oder aufgrund 
dieses Gesetzes erlassener Vorschriften verstößt, sofern die Anordnung auf diese Buß-
geldvorschrift verweist, 

7.  gegen eine unanfechtbare Anordnung auf der Grundlage dieses Gesetzes oder aufgrund 
dieses Gesetzes erlassener Vorschriften verstößt oder 

8.  einer aufgrund dieses Gesetzes ergangenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, sofern 
die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist. 

 
Eine Ordnungswidrigkeit kann auch dann geahndet werden, wenn die Ordnungswidrigkeit 
nicht im Inland begangen wird. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro geahndet 
werden. 
 
(3) Die Gemeinde ist Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602) in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 28 
Einschränkung eines Grundrechts 

 
Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung gemäß Artikel 13 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland eingeschränkt. 
 

§ 29 
Übergangsregelungen 

 
(1) Verfügungsberechtigte Personen haben bestehende Unterkünfte für Beschäftigte innerhalb 
eines Jahres, nachdem eine Gemeinde in eine Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 aufge-
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nommen wurde, digital zu registrieren und einer Qualitätsprüfung vor Ort zu unterziehen. § 10 
Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
(2) Die am 1. Januar 2027 bereits erlassenen Zweckentfremdungssatzungen bleiben in Kraft.  
 

§ 30 
Rechtsverordnungen und Erhebung von Verwaltungsgebühren 

 
(1) Zur Verwirklichung der in den §§ 4 bis 26 bezeichneten Anforderungen wird das für Woh-
nen zuständige Ministerium ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen 
über 
 
1.  die Registrierung und Qualitätsprüfungen der Unterkunft (§ 10 Absatz 1 und 3), 
2.  Umfang und Inhalt des Betriebskonzepts (§ 10 Absatz 2),  
3.  Inhalt, Verleihung und Anbringung des Gütesiegels (§ 10 Absatz 3) und 
4.  das Verfahren im Einzelnen sowie  
5.  die Informations- und Transparenzpflichten (§ 11). 
 
(2) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz sind Verwaltungsgebühren zu erheben. Das für 
Wohnen zuständige Ministerium wird ermächtigt, die Gebühren durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen. 
 

§ 31 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt das Wohnraumstärkungsgesetz vom 
23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 765) außer Kraft. 
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Begründung 
 
Allgemeiner Teil der Begründung 
 
a) Einleitung 
Der Wohnungsmarkt in Nordrhein-Westfalen ist von herausragender gesellschaftlicher Bedeu-
tung. Mit rund 9,3 Millionen Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden2 bildet er die ma-
terielle Grundlage für das Grundrecht auf Wohnen als elementare Voraussetzung für soziale 
Teilhabe und gesellschaftliche Stabilität.  
 
Ein erheblicher Teil dieses Bestands wird von privaten und institutionellen Vermieterinnen und 
Vermietern getragen, die ihre Eigentümerstellung verantwortungsvoll wahrnehmen, gesetzli-
che Vorgaben einhalten und ihren Mieterinnen und Mietern ordnungsgemäßen, sicheren und 
angemessenen Wohnraum zur Verfügung stellen. Diese große Mehrheit handelt redlich, in-
vestiert nachhaltig und trägt wesentlich zur Funktionsfähigkeit des Wohnungsmarktes in unse-
rem Bundesland bei. 
 
Das Eigentum an Immobilien steht dabei unter dem besonderen Schutz des Grundgesetzes. 
Dieser Schutz gewährleistet die Freiheit, Eigentum zu nutzen, zu verwerten und darüber zu 
verfügen. Zugleich ist dieser Schutz jedoch nicht schrankenlos. Die verfassungsrechtliche Ei-
gentumsgarantie ist von Beginn an als Sozialbindung ausgestaltet worden. Eigentum verpflich-
tet, und sein Gebrauch soll zugleich dem Wohl der Allgemeinheit dienen. Daraus folgt, dass 
der Staat nicht nur berechtigt, sondern in bestimmten Konstellationen auch verpflichtet ist, 
ordnend und korrigierend einzugreifen, wenn die Nutzung von Eigentum dauerhaft gegen ele-
mentare Rechtsgüter oder öffentliche Interessen verstößt. 
 
Vor diesem Hintergrund stellen sogenannte Schrott- oder Problemimmobilien ein strukturelles 
und rechtliches Problem dar: Es handelt sich um Immobilien, die in einem Zustand fortdauern-
der Verwahrlosung gehalten werden, bei denen wohnliche oder bauliche Mindeststandards 
missachtet, Instandhaltungspflichten verletzt und vielfach gesundheits- oder sicherheitsrele-
vante Mängel hingenommen werden. Solche Zustände beeinträchtigen nicht nur die Rechte 
und die körperliche Unversehrtheit der dort wohnenden Menschen, sondern wirken sich auch 
negativ auf das Wohnumfeld, die kommunale Infrastruktur und den regionalen Wohnungs-
markt aus.  
 
Verwahrloste Immobilien führen zu Wertverfall in ganzen Quartieren, fördern soziale Segrega-
tion und unterlaufen faire Wettbewerbsbedingungen zulasten derjenigen Eigentümerinnen und 
Eigentümer, die ihre Pflichten erfüllen. 
 
Vor diesem Hintergrund ist eine enge Verzahnung zwischen Eingriffsinstrumenten und von 
Maßnahmen, die die Stadt- und Wohnungsmarktentwicklung adressieren, notwendig. 
 
Staatliche Eingriffe in diesen Fällen dienen daher nicht der Einschränkung legitimer Eigentü-
merrechte, sondern der Durchsetzung bestehender rechtlicher Verpflichtungen. Sie konkreti-
sieren die Sozialbindung des Eigentums und sichern die Einhaltung von Mindeststandards, 
die für ein menschenwürdiges Wohnen unerlässlich sind. Maßnahmen wie wohnungsauf-
sichtsrechtliche und/oder bauordnungsrechtliche Anordnungen, Instandsetzungsverfügungen 
oder – als letztes Mittel – weitergehende Eingriffe stellen sicher, dass Eigentum nicht dauerhaft 
zum Nachteil Dritter oder der Allgemeinheit genutzt wird. 
 

 
2  Quelle: Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen | 

https://www.it.nrw/thema/gebaeude-und-wohnungen | Bestand zum 31. Dezember 2024 

https://www.it.nrw/thema/gebaeude-und-wohnungen
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Eingriffe in den Wohnungsmarkt müssen gezielt, verhältnismäßig und differenziert erfolgen. 
Sie richten sich ausdrücklich nicht gegen den überwiegenden Teil der Vermieterinnen und 
Vermieter, die rechtstreu handeln und Verantwortung übernehmen. Im Gegenteil: Ein konse-
quentes Vorgehen gegen Schrottimmobilien schützt gerade diese redlichen Akteure, indem es 
Wettbewerbsverzerrungen verhindert und das Vertrauen in den Wohnungsmarkt stärkt: Wer 
investiert, instand hält und fair vermietet, darf erwarten, dass Regelverstöße anderer nicht fol-
genlos bleiben. 
 
Staatliches Handeln in diesem Bereich ist daher Ausdruck eines ausgewogenen Interessen-
ausgleichs: Es wahrt den verfassungsrechtlichen Eigentumsschutz, setzt zugleich dessen so-
ziale Bindung durch und schützt Mieterinnen und Mieter oder Bewohnerinnen und Bewohner 
vor unzumutbaren Wohn- oder Unterbringungsverhältnissen. Staatliches Handeln dort, wo es 
nötig ist, schützt zugleich das Gemeinwohl – und bewahrt gleichzeitig die Freiheit und Sicher-
heit der großen Mehrheit, die Wohnen in Nordrhein-Westfalen verantwortungsvoll möglich 
macht. 
 
b) Wohnungsaufsicht im Land Nordrhein-Westfalen 
Am 1. Juli 2021 ist das Gesetz zur Stärkung des Wohnungswesens in Nordrhein-Westfalen 
(Wohnraumstärkungsgesetz – WohnStG) in Kraft getreten: Die Sicherstellung der Wohnungs-
versorgung der Bevölkerung ist eine zentrale Aufgabe der Wohnungspolitik. Neben den Maß-
nahmen der Landesregierung Nordrhein-Westfalen für ein Mehr an Wohnungsbau in allen 
Segmenten und den daraufhin neu ausgerichteten oder neu geschaffenen Instrumenten, die 
sich erst mit einer gewissen Verzögerung am jeweiligen wohnungswirtschaftlichen Teilmarkt 
niederschlagen, kommt dem Schutz des bestehenden Wohnraums daher eine entsprechende 
Bedeutung zu.  
 
Wesentliches Ziel des Wohnraumstärkungsgesetzes war es, die Gemeinden in die Lage zu 
versetzen, stärker präventiv gegen Schrott- oder Problemimmobilien einschreiten und geziel-
ter gegen die Verwahrlosung von Wohnraum vorgehen zu können. Des Weiteren war es das 
Ziel, Mindestanforderungen an die Unterbringung in Unterkünften durch Maßnahmen der Woh-
nungsaufsicht durchzusetzen. Ferner wurden erstmals im Zusammenhang mit der Zweckent-
fremdung von Wohnraum eine Registrierungspflicht sowie eine Genehmigungsfähigkeit über 
die Zweckentfremdung von Wohnraum eingeführt.  
 
Zahlreiche der mit dem Wohnraumstärkungsgesetz eingeführten Vorschriften haben sich im 
gemeindlichen Vollzug bewährt. Nichtsdestotrotz ergibt sich aus der Praxis heraus die Not-
wendigkeit, Vorschriften im Interesse der Gemeinden und zum Schutze der mit dem Gesetz 
adressierten Bevölkerung zu überarbeiten oder neue Instrumente zu schaffen, um Verwahrlo-
sungstendenzen im Wohnraum oder bei Unterkünften wirksamer begegnen zu können. Im Zu-
sammenhang mit durchgeführten (landesweiten oder rein kommunalen) Kontrollaktionen von 
Wohnraum oder Unterkünften hat sich des Weiteren die Notwendigkeit ergeben, beispiels-
weise den behördlichen Datenaustausch – auch mit dem europäischen Ausland – zu regeln. 
Im Zuge der europäischen Regulierung sind zudem Anpassungen im Zweckentfremdungs-
recht – hier: Kurzzeitvermietungen – vorzunehmen. Darüber hinaus ist die Anzahl der geneh-
migungsfähigen Tage für eine Kurzzeitvermietung nach dem Willen der regierungstragenden 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu reduzieren. 
 
Der Gesetzentwurf für fairen Wohnraum und zur Sicherstellung angemessener Wohn- und 
Unterbringungsverhältnisse im Land Nordrhein-Westfalen (Faires-Wohnen-Gesetz Nordrhein-
Westfalen – FWoG NRW) soll das Wohnraumstärkungsgesetz aus dem Jahr 2021 ablösen.  
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Der Gesetzentwurf nimmt die umfangreichen Erfahrungen im Kampf gegen vermietete Schrott- 
oder Problemimmobilien in Verbindung mit der Nutzung als Wohnraum oder als Unterkunft im 
Land Nordrhein-Westfalen auf. 
 
Der Gesetzentwurf wird stärker strukturiert und adressiert in den einzelnen Teilen Herausfor-
derungen im Wohnungsmarkt oder bei der Unterbringung von Beschäftigten: 
 

− Teil 1 nimmt wie bisher die „Allgemeinen Vorschriften“ auf und bekommt mit dem neuen 
§ 4 eine Generalnorm im Hinblick auf allgemeine Anforderungen an Wohnraum und Un-
terkünfte.  

− Teil 2 nimmt die Vorschriften über den „Schutz von Wohnraum“ auf und führt die Mindest-
anforderungen an angemessene Wohnverhältnisse und Instandsetzungserfordernisse so-
wie Vorschriften über dessen Benutzung in einem Teil zusammen. Die einzelnen Vorschrif-
ten werden praxisgerecht weiterentwickelt. 

− Teil 3 nimmt erstmals den „Schutz vor ausbeuterischen Überlassungspraktiken“ ausdrück-
lich auf und regelt zudem die Mindestanforderungen an Unterkünfte für Beschäftigte. Im 
Zusammenhang mit verschiedenen Kontrollaktionen ist immer wieder aufgefallen, dass 
Menschen zu unangemessen hohen Entgelten Wohnraum oder eine Unterkunft überlas-
sen bekommen haben. Daher soll der Gesetzentwurf erstmals ein Verbot ausbeuterischer 
Überlassungspraktiken aufnehmen. Bereits mit dem Wohnraumstärkungsgesetz wurde – 
damals erstmalig – eine Anzeigepflicht für Unterkünfte gegenüber einer Gemeinde gere-
gelt. Ziel war es, dass eine Gemeinde weiß, wo sich eine Unterkunft befindet und nicht 
weiter auf Hinweise aus der Bürgerschaft angewiesen sein sollte. Mit der Anzeigepflicht 
nach Wohnraumstärkungsgesetz waren zudem Betreiber-pflichten verbunden. Aus den 
mitgeteilten Praxiserfahrungen hat sich gezeigt, dass § 7 Wohnraumstärkungsgesetz in 
der Fassung nicht ausreichend funktioniert hat. Daher sieht § 10 Registrierungs- und Mel-
depflichten für Unterkünfte und § 11 zudem Informations- und Transparenzpflichten bei der 
Unterbringung von Beschäftigten vor.  

− Teil 4 nimmt die Vorschriften über den Schutz vor Zweckentfremdung von Wohnraum in 
Gebieten mit einer Zweckentfremdungssatzung auf. Wie bisher können im Gesetz be-
stimmte Gemeinden eine Zweckentfremdungssatzung erlassen. Sofern in Gebieten mit ei-
ner Zweckentfremdungssatzung Kurzzeitvermietungen einer Registrierungspflicht unterlie-
gen sollen, muss dies künftig ausdrücklich in der Zweckentfremdungssatzung bestimmt 
sein. Dies folgt aus der Übersetzung der zwischenzeitlich ergangenen europäischen Re-
gulatorik in das nordrhein-westfälische Recht. Des Weiteren wird die genehmigungsfreie 
Kurzzeitvermietung unter den im Gesetz bestimmten Voraussetzungen auf 56 Nächte im 
Kalenderjahr beschränkt. Die Registrierungspflicht für Kurzzeitvermietungen wird an das 
europäische Recht angepasst.  

− Teil 5 nimmt neu das Verfahren und gebündelt die Anordnungsbefugnisse unter Berück-
sichtigung der Praxiserfahrungen auf. In diesem Zuge werden auch Vorschriften über die 
Datenübermittlung und -verarbeitung sowie den Datenaustausch neu in den Gesetzent-
wurf integriert. Mit § 23 bekommt der Gesetzentwurf eine Regelung über die Treuhandver-
waltung, die von mehreren Gemeinden als notwendiges Instrument bezeichnet wird. Für 
die Fälle, in denen sich verfügungsberechtigte Personen etwa bei Instandsetzungsanord-
nungen auf wirtschaftliche Unzumutbarkeit berufen, wird mit § 25 – neu – eine Übernah-
mevorschrift eingefügt. Auch wird mit § 26 erstmals eine eigenständige Vorschrift über eine 
Enteignung aus zwingenden Gründen in den Gesetzentwurf aufgenommen.  

− Teil 6 beinhaltet die Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften. Die Übergangsvor-
schriften sehen vor, dass die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzentwurfs bereits 
erlassenen Zweckentfremdungssatzungen in Kraft bleiben. Auch für Kurzzeitvermietende 
mit entsprechender Wohnraum-Identitätsnummer nach dem Wohnraumstärkungsgesetz 
ist eine Übergangsregelung erforderlich, um Rechtsverlässlichkeit wahren zu können. 
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Besonderer Teil der Begründung 
 
zu Teil 1 „Allgemeine Vorschriften“ 
Teil 1 nimmt wie bisher die „Allgemeinen Vorschriften“ auf und bekommt mit dem neuen § 4 
eine Generalnorm im Hinblick auf allgemeine Anforderungen an Wohnraum und Unterkünfte.  
 
zu § 1 „Zweck des Gesetzes“ 
§ 1 Absatz 1 des beinhaltet die allgemeine Zielstellung: Die Sicherung und Erhaltung von 
Wohnraum, der Schutz von Bewohnerinnen und Bewohnern sowie die Verhinderung miss-
bräuchlicher, zweckentfremdender oder ausbeuterischer Überlassungsformen von Wohnraum 
oder Räumen in baulichen Anlagen zu Unterbringungszwecken im Land Nordrhein-Westfalen. 
 
Das Gesetz dient insbesondere der Sicherung von Mindestanforderungen an Wohnraum, der 
Unterbindung von Zweckentfremdung von Wohnraum, der Regulierung von Kurzzeitvermie-
tung und dem Schutz von Beschäftigten vor unangemessenen und gesundheitsgefährdenden 
Unterbringungsbedingungen. Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für den öffentlich 
geförderten Wohnraum im Sinne des Gesetzes zur Förderung und Nutzung von Wohnraum 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772) in der jeweils 
geltenden Fassung, soweit dessen Regelungen nicht vorrangig anzuwenden sind. 
 
§ 1 Absatz 3 nimmt in Satz 1 und 2 die bisherigen Vorschriften aus § 1 Absatz 2 WohnStG auf 
und formuliert ausdrücklich in Satz 3 (neu), dass zur Durchsetzung des Gesetzes Behörden 
zusammenarbeiten und insbesondere gemeinsamen Kontrollen durchführen können. Damit 
werden die Kontrollaktionen von sogenannten „Problemimmobilien“, die entweder seitens des 
Landes Nordrhein-Westfalen oder durch die Kommunen selbst initiiert werden, gesetzlich un-
terlegt. Satz 4 stellt lediglich klar, dass andere Rechtsvorschriften, die die Instandhaltung, die 
Instandsetzung, die Erfüllung von Mindestanforderungen, die Benutzung von Wohnraum zu 
Wohnzwecken oder den Betrieb und die Benutzung von Unterkünften regeln, insbesondere 
solche des Baurechts, unberührt bleiben.  
 
In § 1 Absatz 4 wird klargestellt, dass § 5 dieses Gesetzes („Mindestanforderungen an ange-
messene Wohnverhältnisse und Instandsetzungserfordernisse zu Gebrauchszwecken“) nicht 
für den selbst genutzten Wohnraum gelten.  
 
Die landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Betriebe sind in besonderer Weise auf die Mitar-
beit von Saisonarbeitskräften angewiesen. Für diesen Bereich wurde eine Branchenvereinba-
rung erstellt, die eine Selbstverpflichtung zur Einhaltung von Standards beinhaltet. Die Be-
triebe, die der Vereinbarung beitreten, werden daher von den Anforderungen des 3. Teils die-
ses Gesetzes ausgenommen. Der Anwendungsbereich der Ausnahmeregelung ist jeweils 
nach dem letzten Stand der Vereinbarung bestimmbar. Die Gemeinden werden jeweils über 
die verbandszugehörigen Betriebe informiert. 
 
Ein Teil dieser Betriebe befindet sich in Gemeinden, in der über eine Zweckentfremdungssat-
zung die Regelungen für eine Kurzzeitvermietung gelten. Um Friktionen zum Ortsrecht zu ver-
meiden, werden die Betriebe daher auch von den Vorschriften des 4. Teils des Gesetzes be-
freit.  
 
zu § 2 „Hilfe bei der Wohnraumbeschaffung“ 
§ 2 ist unverändert zu § 2 WohnStG und sieht vor, dass die Gemeinden Wohnungssuchende, 
soweit sie der Hilfe bedürfen, bei der Beschaffung von Wohnraum unterstützen sollen. Ein 
Rechtsanspruch auf die Beschaffung einer Wohnung besteht nicht. 
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zu § 3 „Begriffsbestimmungen“ 
Wie bisher übernimmt § 3 die Funktion, zentrale Begriffe des Gesetzes zu bestimmen. Der 
bisherige Katalog wird aufgeweitet und in Teilen geändert, um durch die Übernahme von Be-
griffsbestimmungen wie sie beispielsweise im Wohnraumfördergesetz des Bundes gegen-
ständlich sind, der Vereinheitlichung und Standardisierung von gesetzlichen Begriffen Vor-
schub zu leisten.  
 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 beinhaltet die Begriffsbestimmung über „Wohnraum“: Die Definition wird 
analog zu § 17 Absatz 1 Satz 1 Wohnraumfördergesetz ausgestattet. Rechtlich wird der Wohn-
raum durch die erteilte Baugenehmigung bestimmt und tatsächlich durch die Widmung der 
verfügungsberechtigten Person im Zeitpunkt der Errichtung. 
 
In § 3 Absatz 1 Satz 2 wird sodann näher definiert was „Wohnraum“ sein kann. Gegenüber 
der insoweit übernommenen Definition aus § 17 Absatz 1 Satz 2 Wohnraumfördergesetz wer-
den „Wohngebäude“ zusätzlich aufgenommen. Diese Ergänzung dient der Klarstellung, dass 
unter den Begriff des Wohnraums im Sinne dieses Gesetzes auch ganze Gebäude fallen kön-
nen. Dadurch sollen Rechtsunsicherheiten reduziert und die praktische Umsetzung des Ge-
setzes durch die Behörden insbesondere in den Fällen erleichtert werden, in denen sich An-
ordnungen zur Herstellung der Mindestanforderungen oder zur Instandsetzung nicht nur auf 
einzelne Wohnräume beschränken, sondern sich auf eine oder mehrere Wohnungen oder we-
sentliche Bestandteile eines Gebäudes oder das gesamte Gebäude erstrecken. § 3 Absatz 1 
Satz 3 entspricht der Begriffsbestimmung über das „selbst genutzte Wohneigentum“ aus § 17 
Absatz 2 Wohnraumfördergesetz, § 3 Absatz 1 Satz 4 stellt eine Übernahme der Begriffsbe-
stimmung über den „Mietwohnraum“ aus § 17 Absatz 3 Wohnraumfördergesetz dar.  
 
§ 3 Absatz 2 definiert sodann eine „Unterkunft“: Nach Satz 1 sind Unterkünfte Wohnräume 
oder Räume in baulichen Anlagen, die Beschäftigten im Zusammenhang mit dem Arbeitsver-
hältnis zur Unterbringung bereitgestellt oder an diese vermietet werden. Eine bauliche Anlage 
ist beispielsweise auch dann als „Unterkunft“ im Sinne dieses Gesetzes zu qualifizieren, wenn 
die verfügungs- oder nutzungsberechtigte Person der baulichen Anlagen mit der arbeitgeben-
den Person personen-identisch ist. Dies gilt umso mehr, wenn beispielsweise im Zusammen-
hang mit (verschachtelten) Konzernstrukturen Anhaltspunkte dafür bestehen, dass eine Ge-
sellschaft zwar die Arbeit gibt, aber eine andere Gesellschaft im Konzernverbund für die Un-
terbringung zuständig ist und so dem Grunde nach versucht wird, Schutzgesetze – wie dieses 
– zu umgehen. Mit einer Qualifizierung als Unterkunft greifen sodann die Vorschriften des Teils 
3 „Schutz vor ausbeuterischen Überlassungspraktiken und Mindestanforderungen an Unter-
künfte für Beschäftigte“.  
 
Gegenüber der bisherigen Definition in § 3 Absatz 3 WohnStG erfolgt eine redaktionelle An-
passung, um den Oberbegriff des Beschäftigten einzuführen. Um einen weite Begriffsdefinition 
zu ermöglichen, wird auf § 26 Absatz 8 Bundesdatenschutzgesetz Bezug genommen, da unter 
das Gesetz Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, einschließlich Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer, fallen. Die Einführung eines Oberbegriffs im Gesetz verbessert die Lesbar-
keit des Gesetzes.  
 
Die Abgrenzung zur Zuständigkeit für Gemeinschaftsunterkünfte nach der Arbeitsstättenver-
ordnung vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179) in § 3 Absatz 3 Satz 3 WohnStG hat sich als 
nicht praxisgerecht erwiesen. Vielmehr erfolgt die Prüfung der Unterkünfte durch die Gemein-
den und die Arbeitsschutzbehörden in je eigener Zuständigkeit.  
 
§ 3 Absatz 2 Satz 3 verweist – neu – auf die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen. 
In § 2 Absatz 1 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen ist legal definiert, was unter 
„baulichen Anlagen“ zu subsumieren ist.  
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§ 3 Absatz 3 nimmt – neu – eine Legaldefinition der „Kurzzeitvermietung“ auf: Kurzzeitvermie-
tung ist die vorübergehende Überlassung von Wohnraum an wechselnde Nutzerinnen oder 
Nutzer. Wohnraum nach § 3 Absatz 1 Satz 1 ist solcher, der tatsächlich und rechtlich zur dau-
ernden Wohnnutzung vorgesehen ist. Zum Begriff des Wohnens gehört eine auf Dauer ange-
legte Häuslichkeit, zu der auch die Eigengestaltung der Haushaltsführung und des häuslichen 
Wirkungskreises gehört (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 25.03.1996 – 
4 B 302/95).  
 
§ 3 Absatz 4 definiert sodann die „Zweckentfremdung“: Zweckentfremdung ist grundsätzlich 
jedes Handeln oder Unterlassen, durch das Wohnraum dem Wohnungsmarkt entzogen wird.  
 
§ 3 Absatz 5 nimmt eine Begriffsbestimmung über die oder den Verfügungsberechtigten auf. 
Die Definition erfolgte bisher in § 3 Absatz 5 WohnStG. Gegenüber dem geltenden Gesetz 
erfolgen redaktionelle Änderungen. Im Hinblick auf Verkäufe wird wie folgt klargestellt: Mit dem 
Besitzübergang einer Immobilie gehen die Nutzungsrechte, Lasten und Risiken von der Ver-
käuferin oder dem Verkäufer auf die Käuferin oder den Käufer über. Mit dem Besitzübergang 
erhält eine Käuferin oder ein Käufer die tatsächliche Sachherrschaft über die Immobilie. Der 
Besitzübergang erfolgt erst nach vollständiger Kaufpreiszahlung. Ab diesem Zeitpunkt gilt die 
Käuferin oder der Käufer als verfügungsberechtigte Person im Sinne dieses Gesetzes. Denn 
ab diesem Zeitpunkt des Besitzüberganges trägt die Käuferin oder der Käufer die laufenden 
Gebäude- und Grundstückslasten und die Verkehrssicherungspflichten; zudem stehen ihr 
oder ihm alle Nutzungsrechte und wirtschaftlichen Vorteile zu. 
 
§ 3 Absatz 6 definiert sodann die Nutzungsberechtigte oder den Nutzungsberechtigten. Ge-
genüber § 3 Absatz 6 WohnStG erfolgt eine redaktionelle Änderung, um die Lesbarkeit des 
Gesetzes im Folgenden zu erhöhen.  
 
zu § 4 „Allgemeine Anforderungen“ 
§ 4 wird als neue Generalnorm in den Gesetzentwurf aufgenommen. Satz 1 und 2 verpflichtet 
verfügungsberechtigte Personen dazu, Wohnraum so auszustatten, zu erhalten und instand 
zu setzen, dass der Gebrauch zu Wohnzwecken oder als Unterkunft ohne erhebliche Beein-
trächtigung gewährleistet ist. 
 
In der praktischen Umsetzung des WohnStG wird dessen Vollzugsfähigkeit oft dadurch er-
schwert, dass Verfügungsberechtigte auf die Benennung der konkret einschlägigen Norm für 
die Verpflichtung zur Erhaltung und Instandsetzung der Wohnräume, Wohnungen, Wohnge-
bäude und ihrer Außenanlagen bestehen und die Anordnungsbefugnis des bisherigen § 4 
WohnStG als hierfür nicht ausreichend erachtet haben.  
 
Daher wird im neuen § 4 Satz 1 und Satz 2 nunmehr als Generalnorm ausdrücklich festgelegt, 
dass die Pflicht zur Ausstattung, Erhaltung und Instandsetzung von Wohnraum in einem für 
den Gebrauch zu Wohnzwecken oder als Unterkunft geeigneten Zustand den verfügungsbe-
rechtigten Personen obliegt.  
 
Die Verpflichtung konkretisiert die dem Eigentum anhaftende Sozialpflichtigkeit und stellt eine 
nach Artikel 14 Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz dem Gesetzgeber im Land obliegende Bestim-
mung von Inhalt und Schranken des Eigentums im Interesse des Gemeinwohls dar. Sie ist 
bestätigt durch die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, das hierzu ausgeführt 
hat, dass Eigentümer und Verfügungsberechtigte zur Behebung solcher erheblichen Mängel 
verpflichtet sind, die ein gewissenhafter Eigentümer in Kenntnis der von seinem Eigentum 
ausgehenden Gefahren ohne behördliche Anordnung selbst ergreifen oder durchführen lassen 
würde, um sowohl seine Mieter zu schützen als auch sein Eigentum zu erhalten (vgl. BVerwG, 
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Beschluss vom 7. Juni 1984 – 8 B 14/84). Die Regelung erfolgt auch in Anlehnung an § 21 
Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Förderung und Nutzung von Wohnraum für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772) (WFNG NRW).  
 
Das Wohnungsaufsichtsrecht ist von dem Grundgedanken geleitet, dass die Gemeinde den 
Bewohnerinnen und Bewohner dann zur Seite tritt, wenn es um die Durchsetzung der Rechte 
aus dem Mietverhältnis geht. Daher wurde immer schon darauf abgestellt, ob sich die Ge-
brauchsbeeinträchtigung der verfügungsberechtigten Person zurechnen lässt. Denn auch die 
Bewohnerinnen und Bewohner trifft die Sorgfalts- oder Obhutspflicht, den vermieteten Wohn-
raum und die mitvermieteten Einrichtungen pfleglich zu behandeln und Schäden abzuwehren. 
Zur Wohnungspflege zählt zum Beispiel das regelmäßige Lüften und Heizen zur Vermeidung 
von Schimmel. In Fällen, in denen die Gebrauchsbeeinträchtigungen erwiesenermaßen auf 
einen Fehlgebrauch des Wohnraums durch die Bewohnerinnen und Bewohner zurückzufüh-
ren sind, wird seitens der Gemeinde über das richtige Wohnverhalten informiert, aber es wird 
kein Verfahren gegen die verfügungsberechtigte Person eingeleitet. Damit wird der Rechtsge-
danke, dass ein Bewohner den angemieteten Wohnraum schonend und pfleglich zu behan-
deln und einen vertragswidrigen Gebrauch zu unterlassen hat, nachvollzogen (vgl. § 241 Ab-
satz 2 BGB, BGH, Urteil vom 14.12.2016 – VIII ZR 49/19). 
 
In der Praxis zeigt sich jedoch und dies ist auch aus verschiedenen Kontrollaktionen ersichtlich 
geworden, dass ein Missstand mitunter nicht durch die verfügungsberechtigte Person, sondern 
durch die Bewohnerin oder den Bewohner selbst ausgelöst wurde. Die Fälle der mutwilligen 
Zerstörung und des Vandalismus nehmen insbesondere bei Problemimmobilien zu. 
 
Mit dem Gesetz soll zum Ausdruck gebracht werden, dass beiden Seiten – Vermietern und 
Bewohnerschaft – Verantwortung für die Wohnverhältnisse zukommt. Dieser Grundgedanke, 
der bei der wohnungsaufsichtsrechtlichen Tätigkeit bisher stets mitgedacht wurde, wird nun in 
der Generalnorm ausdrücklich dargelegt. Auch das Fehlverhalten von Bewohnerinnen und 
Bewohner steht damit im Blick der Wohnungsaufsicht und kann für die Fälle, in denen die 
Bewohnerinnen und Bewohner unberechtigterweise ein Eingreifen der Gemeinde einfordern, 
als Abwehrrecht herangezogen werden. Eine Eingriffsermächtigung, gegen das Verhalten der 
Bewohnerinnen und Bewohner vorzugehen, ist damit nicht verbunden. Das Verhalten der Be-
wohnerinnen und Bewohner kann hierüber auch nicht nach § 28 pönalisiert werden. 
 
Die bisher in § 1 Absatz 1 Satz 2 WohnStG enthaltene Verpflichtung, Wohnraum so zu benut-
zen werden, dass auch Nachbarinnen und Nachbarn nicht gefährdet oder unzumutbar beläs-
tigt werden, geht damit ebenfalls im neuen § 4 Satz 3 auf.  
 
Durch den Charakter einer Generalnorm ist § 4 bei der Auslegung des Faires-Wohnen-Geset-
zes zu beachten. Die Anordnungsbefugnisse für die Gemeinde ergeben sich aus Teil 5 des 
Gesetzes. 
 
zu Teil 2 „Schutz von Wohnraum“ 
Teil 2 nimmt die Vorschriften über den „Schutz von Wohnraum“ auf und führt die Mindestan-
forderungen an angemessene Wohnverhältnisse und Instandsetzungserfordernisse sowie 
Vorschriften über dessen Benutzung in einem Teil zusammen. Die einzelnen Vorschriften wer-
den praxisgerecht weiterentwickelt. 
 
zu § 5 „Mindestanforderungen an angemessene Wohnverhältnisse und Instandset-
zungserfordernisse zu Gebrauchszwecken“ 
Die bisher in § 5 und § 6 geregelten Inhalte werden aus Vereinfachungsgründen in § 5 zusam-
mengeführt. Dies dient der Rechtssicherheit in der praktischen Anwendung. 
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§ 5 Absatz 1 Satz 1 beinhaltet den Grundsatz, dass angemessene Wohnverhältnisse voraus-
setzen, dass Mindestanforderungen an den Wohnraum und an die und Benutzung erfüllt sind. 
§ 5 Absatz 1 Satz 2 nimmt die Bestimmungen über die Mindestanforderungen an Wohnräumen 
auf (bisher: § 5 Absatz 1 Satz 2 und 3 WohnStG) und regelt, wann diese nicht erfüllt sind. 
Gegenüber dem bisher geltenden Recht werden in § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 – neu – 
auch Abgasanlagen aufgenommen. Abgasanlagen werden in § 42 Absatz 4 der Bauordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen definiert: „Abgase von Feuerstätten sind durch Abgasleitun-
gen, Schornsteine und Verbindungsstücke (Abgasanlagen) so abzuführen, dass keine Gefah-
ren oder unzumutbaren Belästigungen entstehen. Abgasanlagen sind in solcher Zahl und Lage 
und so herzustellen, dass die Feuerstätten des Gebäudes ordnungsgemäß angeschlossen 
werden können. Sie müssen leicht und sicher gereinigt werden können. […].“ Die Aufnahme 
der Abgasanlagen in den Katalog der Mindestanforderungen an angemessene Wohnverhält-
nisse dient Erkenntnissen aus der wohnungsaufsichtsrechtlichen Praxis der Kommunen.  
 
§ 5 Absatz 1 Satz 3 wird gegenüber der bisherigen Gesetzesfassung um eine Androhung einer 
Unterbrechung der Strom-, Energie- oder Wasserversorgung durch das jeweilige Versor-
gungsunternehmen ergänzt. Durch diese Ergänzung soll klargestellt werden, dass auch eine 
angedrohte Versorgungssperre die Voraussetzungen für eine Anordnung nach diesem Gesetz 
erfüllt. 
 
In § 5 Absatz 2 wird das Instandsetzungserfordernis von Wohnraum, wie es bisher in § 6 
WohnStG geregelt ist, aufgenommen. Die Vorschrift folgt dem Pflichtenkreis, der in der Gene-
ralnorm in § 4 Satz 1 aufgezeigt ist. Die verfügungsberechtigte Person ist nach Absatz 2 Satz 
1 zur Erhaltung und Instandsetzung des Wohnraums verpflichtet, um eine Gebrauchsbeein-
trächtigung zu vermeiden. Durch die Verwendung des Wortes „insbesondere“ wird verdeut-
licht, dass auch andere, nicht ausdrücklich im Gesetz genannte, Tatbestände zu einer erheb-
lichen Gebrauchsbeeinträchtigung führen können.   
 
Gegenüber der bisherigen Gesetzesfassung, die vier einzelne Tatbestände für das Vorliegen 
einer erheblichen Gebrauchsbeeinträchtigung kannte, wird in § 5 Absatz 2 die Nummer 5 neu 
aufgenommen: In der Praxis werden, gerade bei verwahrlosten Wohngebäuden, vielfach be-
schädigte elektrische Leitungen vorgefunden. Zu den Leitungsanlagen zählen unter anderem 
elektrische Leitungen oder Rohrleitungen sowie zugehörigen Armaturen, Hausanschlussein-
richtungen, Messeinrichtungen, Steuer-, Regel- und Sicherheitseinrichtungen, Netzgeräte, 
Verteiler oder Dämmstoffe für die Leitungen. Zu den Leitungen gehören ferner deren Befesti-
gungen und Beschichtungen. Lichtwellenleiter-Kabel und elektrische Kabel gelten als elektri-
sche Leitungen (vergleiche Ziffer 2.1 Muster-Leitungsanlagen-Richtlinie MLAR in der Fassung 
vom 10. Februar 2015). Von diesen können Brand- oder andere Gefahren ausgehen. Daher 
werden diese Leitungen und Anlagen als eigenes Tatbestandsmerkmal nach Rückmeldung 
aus den Kommunen in das Gesetz aufgenommen.  
 
Verfügungsberechtigte Personen können zu einer Instandsetzungsanordnung der betreffen-
den fehlerhaften Leitung herangezogen werden oder dazu verpflichtet werden, eine fachge-
rechte Überprüfung der Leitungen vornehmen zu lassen. Die Anordnung kann sich indes je-
doch nicht auf eine regelmäßig zu wiederholende Prüfung der Leitungen und/oder Anlagen 
beziehen, da es keine allgemeine Verpflichtung dazu gibt. 
 
§ 5 Absatz 3 entspricht der bisherigen Fassung aus § 5 Absatz 2 WohnStG. Die Vorschrift hat 
sich in der Praxis bewährt. 
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zu § 6 „Benutzung“ 
§ 6 beinhaltet Vorschriften über die Benutzung von Wohnraum. Die Vorschrift kommt wie bei 
der bisherigen Regelung (§ 11 WohnStG) subsidiär zur Anwendung, soweit spezialgesetzliche 
Regelungen nicht vorrangig greifen. 
 
Die bisherige Formulierung in § 11 Absatz 1 Nummer 2 WohnStG bezieht sich darauf, dass 
das „Halten“ von Tieren nicht von solcher Art und nicht in solcher Zahl zulässig ist, dass Be-
wohnerinnen oder Bewohner oder Dritte gefährdet oder unzumutbar belästigt werden. In der 
Praxis hat sich gezeigt, dass eine Gefahr oder unzumutbare Belästigung häufig nicht nur aus 
einer aktiven Tierhaltung resultiert, sondern vielmehr auch durch Tiere verursacht wird, die 
nicht im Sinne einer Haltung betreut oder gepflegt werden, sondern sich faktisch dauerhaft 
oder regelmäßig in Wohngebäuden aufhalten, beispielsweise Ratten, Mäuse oder Tauben.  
 
Das Vorhandensein dieser Tiere wird häufig durch hygienische oder bauliche Bedingungen in 
einem Gebäude begünstigt, etwa durch offene Mülllagerungen, undichte Dach- oder Kelleröff-
nungen oder defekte Abwasserleitungen, und kann ebenfalls zu einer Beeinträchtigung des 
Wohnraums und zu einer unzumutbaren Belästigung führen. Daher wird in § 6 Satz 1 Nummer 
2 klargestellt, dass auch solche Fallkonstellationen erfasst sind, in denen Tiere faktisch vor-
handen sind, ohne dass die Bewohnerinnen oder Bewohner diese im klassischen Sinn „hal-
ten“. § 6 Satz 2 bezieht in die Vorschrift über die Benutzung auch die in § 5 Absatz 3 genannten 
Anlagen oder Wohnungsbestandteile ein.  
 
zu Teil 3 „Schutz vor ausbeuterischen Überlassungspraktiken und Mindestanforderun-
gen an Unterkünfte für Beschäftigte“ 
Teil 3 nimmt erstmals den „Schutz vor ausbeuterischen Überlassungspraktiken“ ausdrücklich 
auf und regelt zudem die Mindestanforderungen an Unterkünfte für Beschäftigte. Im Zusam-
menhang mit verschiedenen Kontrollaktionen ist immer wieder aufgefallen, dass Menschen zu 
unangemessen hohen Entgelten Wohnraum oder eine Unterkunft überlassen bekommen ha-
ben. Daher soll der Gesetzentwurf erstmals ein Verbot ausbeuterischer Überlassungsprakti-
ken aufnehmen.  
 
Bereits mit dem Wohnraumstärkungsgesetz wurde – damals erstmalig – eine Anzeigepflicht 
für Unterkünfte gegenüber einer Gemeinde geregelt. Ziel war es, dass eine Gemeinde weiß, 
wo sich eine Unterkunft befindet und nicht weiter auf Hinweise aus der Bürgerschaft angewie-
sen sein sollte.  
 
Mit der Anzeigepflicht nach Wohnraumstärkungsgesetz waren zudem Betreiberpflichten ver-
bunden. Aus den mitgeteilten Praxiserfahrungen hat sich gezeigt, dass § 7 Wohnraumstär-
kungsgesetz in der Fassung nicht ausreichend funktioniert hat. Daher sieht § 10 Registrie-
rungs- und Meldepflichten für Unterkünfte und § 11 zudem Informations- und Transparenz-
pflichten bei der Unterbringung von Beschäftigten vor. 
 
zu § 7 „Verbot ausbeuterischer Überlassungspraktiken“ 
Im Zuge der landesseitig und/oder kommunalseitig durchgeführten Kontrollaktionen in soge-
nannten Schrott- oder Problemimmobilien haben sich neben dem Zustand der Unterkunft auch 
Tatbestände einer ausbeuterischen Unterbringung ergeben. Es wurden bezüglich der Ausbeu-
tung von Arbeitsmigrantinnen und -migranten multiple Rechtsverstöße identifiziert, denen wirk-
sam nur begegnet werden kann, wenn die öffentlichen und privaten Institutionen einen ge-
meinschaftlichen Ansatz im Rahmen einer konzertierten, gemeinsamen oder aufeinander auf-
bauenden Vorgehensweise finden und dies gesetzlich abgesichert ist. Auch bei anderen Kon-
trollaktionen von Problemimmobilien im Kontext „Wohnen“ wurden ausbeuterische Wohn- 
und/oder Arbeitsverhältnisse identifiziert.  
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Daher werden mit § 7 Absatz 1 Satz 1 erstmals ausbeuterische Überlassungspraktiken im 
Zusammenhang mit der Unterbringung von Beschäftigten im Land Nordrhein-Westfalen aus-
drücklich einem Verbot unterworfen. Ziel ist es, eine wohnungswirtschaftliche Ausbeutung zu 
untersagen. Pönalisiert wird das in der Praxis verbreitete Ausnutzen von Beschäftigten, die 
sich am Wohnungsmarkt nicht oder nur oder erschwerten Bedingungen mit Wohnraum ver-
sorgen können. Hierbei werden Beschäftigten unzureichend ausgestattete Unterkünfte bereits 
mit dem Arbeitsvertrag oder zur Vermittlung durch Dritte oftmals zu stark überhöhten Preisen 
angeboten.  
 
Es wird eine Verbotsnorm geschaffen, die diese Ausbeutungsabsicht verbietet, ohne das Miet-
vertragsverhältnis in Frage zu stellen. Es wird eine verwaltungsrechtliche Ordnungsvorschrift 
geschaffen. Es handelt sich nicht um eine Verbotsnorm im Sinne des § 134 BGB.  
 
Die ausbeuterische Überlassung ist im Rahmen einer Gesamtbetrachtung festzustellen. Indi-
zien können nach § 7 Satz 2 Nummer 1 die menschenunwürdige Unterbringung, zum Beispiel 
in zur Unterbringung nicht zulässigen Räumen wie Keller- oder Speicherräumen oder in Form 
von Matratzenlagern, sein. Die Vorschrift geht als generelle Verbotsnorm über die bloße Über-
belegung oder Verwahrlosung von Unterkünften hinaus und zielt darauf ab, solch ausbeuteri-
sche Geschäftsmodelle zu unterbinden. 
 
Ein weiteres Indiz kann die Verbindung der Überlassung bei einer objektiven Zwangslage nach 
§ 7 Satz 2 Nummer 2 sein. Diese ist anzunehmen, wenn die Arbeitgeberin oder der Arbeitge-
ber, die Vermieterin oder der Vermieter die Erschwernisse der Wohnungsversorgung für Be-
schäftigte kennt. 
 
Ferner kann unangemessen hohes Entgelt ein Indiz nach § 7 Satz 2 Nummer 3 sein, dass auf 
ein Ausbeutungsverhältnis hindeutet. Als Maßstab kann die in § 5 des Wirtschaftsstrafgesetz-
buches angegebene Grenze herangezogen werden. Auch wenn bei den Indizien Berührungs-
punkte zum Mietrecht unvermeidlich sind, so wird mit der neu geschaffenen Regelung aus-
drücklich keine Mietpreisbegrenzung festgelegt oder beabsichtigt. Die Im Bundesrecht veran-
kerte Gesetzgebungskompetenz wird gewahrt.  
 
Aus § 7 in Verbindung mit § 20 ergibt sich damit zukünftig eine eigenständige Eingriffsmög-
lichkeit.  
 
zu § 8 „Mindestanforderungen an Unterkünfte für Beschäftigte“ 
In § 8 werden in Absatz 1 zuvörderst die Mindestanforderungen an Unterkünfte und sodann 
die Konstellation einer Unterbringung von Beschäftigten in Wohnraum geregelt.  
 
§ 8 Absatz 1 Satz 1 nimmt die bisherige Bestimmung aus § 7 Absatz 1 WohnStG auf: Unter-
künfte sind an ungefährdeter Stelle bereitzustellen. § 8 Absatz 1 Satz 2 entspricht der bisheri-
gen Vorschrift aus § 7 Absatz 2 WohnStG. Satz 3 ordnet an, dass für Unterkünfte, für die 
Räume in baulichen Anlagen genutzt werden, das Instandsetzungserfordernis aus § 5 Ab-
satz 2 und 3, die Regelungen über die Benutzung nach § 6 sowie das Arbeitsstättenrecht ent-
sprechend anwendbar sind. 
 
Erfolgt die Unterbringung von Beschäftigten in Wohnraum, so ordnet § 8 Absatz 2 Satz 1 das 
Gelten des Teils 2 (§§ 5 bis 6) an. § 8 Absatz 2 Satz 2 wird neu eingeführt, um der Gemeinde 
eine Handhabe zu eröffnen, wenn Wohnraum für die vorübergehende Unterbringung an wech-
selnde Nutzerinnen und Nutzer verwendet oder in sonstiger Weise zweckentfremdet wird. Eine 
Kurzzeitvermietung von Wohnraum widerspricht rechtlich dem Grundgedanken, dass das 
Wohnen, wie es beispielsweise mit einer Baugenehmigung gestattet wird, dem Dauerwohnen 
dient. Hierbei wird der Rechtsprechung gefolgt, die ein Dauerwohnen ab einer Verweildauer 
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ab sechs Monaten als gegeben ansieht (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 04.Novem-
ber 2022 – OVG 5 B 2-20). Ferner kann von der Kurzzeitvermietung erhebliches Störpotenzial 
für die Hausgemeinschaft und die Nachbarschaft ausgehen. Die Gemeinden werden ermäch-
tigt, diese Nutzung – unabhängig von dem Bestehen einer Zweckentfremdungssatzung – zu 
untersagen.  
 
§ 8 Absatz 3 bezieht Beherbergungsstätten aus der Anwendung der Absätze 1 und 2 aus und 
verweist diesbezüglich auf die in der Verordnung (EU) 2024/1028 enthaltene Begriffsdefinition. 
Voraussetzung ist, dass die Beherbergungsstätten als solche genehmigt sind.  
 
zu § 9 „Anforderungen an die Belegung“ 
Eine Form der mit den landes- oder kommunalseitig initiierten Kontrollaktionen identifizierten 
Tatbestände stellen ausbeuterische Überlassungspraktiken im Wege der Überbelegung dar. 
Daher wird die bisher in § 10 WohnStG bestehende Regelung in den Teil 3 dieses Gesetzes 
integriert und erweitert. Die Vorschrift stellte bereits nach bisheriger Auslegung auf die über-
mäßige Belegung bei der Unterbringung von Beschäftigten ab und war nicht dazu bestimmt, 
private Entscheidungen für minimale Wohnverhältnisse zu regeln.  
 
§ 9 Absatz 1 Satz 1 benennt die Mindestnutzfläche bei der Unterbringung von Beschäftigten 
in Unterkünften, für die Räume in baulichen Anlagen genutzt werden: Es gelten die Bestim-
mungen des Arbeitsschutzes. Satz 2 gibt vor, wie die Nutzfläche zu berechnen ist. 
 
Die Regelung in § 9 Absatz 2 Satz 1 bezieht sich auf die Unterbringung von Beschäftigten in 
Wohnraum. Es gilt weiterhin eine Mindestwohnfläche von 10 Quadratmetern pro Bewohnerin 
oder Bewohner. Satz 2 und 3 bestimmen sodann die Wohnflächenbemessung (bisher: § 24 
WohnStG).  
 
zu § 10 „Registrierungs- und Meldepflichten für Unterkünfte“  
Mit § 7 Absatz 4 WohnStG wurde 2021 erstmals ein Anzeigeverfahren für Unterkünfte für Be-
schäftigte im Land Nordrhein-Westfalen eingeführt. Aus der nunmehr vorliegenden fünfjähri-
gen Erfahrungspraxis zeigt sich, dass dieses Instrument nicht wie im gewünschten Maße funk-
tioniert hat. Ziel war und ist es, dass die Gemeinden wissen, wo in ihrem Stadt- oder Gemein-
degebiet Beschäftigte in Unterkünften untergebracht werden und somit nicht auf Hinweise von 
Nachbarinnen oder Nachbarn angewiesen sind.  
 
Vor diesem Hintergrund wird § 10 konzeptionell neu gefasst. Absatz 1 Satz 1 sieht vor, dass 
das für Wohnen zuständige Ministerium auf Antrag einer Gemeinde im Wege einer Rechtsver-
ordnung für die Dauer von jeweils fünf Jahren Gemeinden bestimmen kann, dass in deren 
Gemeindegebiet die Registrierungspflicht für Unterkünfte greifen soll. Hinweislich: Sollten Be-
schäftigte nach § 8 Absatz 2 in Wohnraum untergebracht werden, so gilt die Registrierungs-
pflicht auch dafür. Voraussetzung ist, dass die Gemeinde einen Antrag stellt und in diesem 
Antrag die Notwendigkeit darlegt.  
 
Hintergrund für diese Vorgehensweise ist es, dass nicht in allen 396 Städten und Gemeinden 
des Landes Nordrhein-Westfalen gleichermaßen Herausforderungen bei der Unterbringung 
von Beschäftigten bestehen. Mithilfe einer Rechtsverordnung kann insofern besser, weil pass-
genauer, die Situation vor Ort in den Fokus genommen werden. Mit der Registrierungspflicht 
ist dann auch eine Qualitätsprüfung der Unterkunft durch die Wohnungsaufsicht (auch in Zu-
sammenarbeit mit anderen Behörden) nach § 1 Absatz 3 verbunden. Für bestehende Unter-
künfte wird eine Übergangsbestimmung getroffen (siehe dazu in § 29).  
 
Sofern eine Registrierungspflicht für eine Gemeinde im Wege der Rechtsverordnung angeord-
net wird, sind genehmigte Beherbergungsstätten, wie sie in Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a) 
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der Verordnung (EU) 2024/1028 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. April 
2024 über die Erhebung und den Austausch von Daten im Zusammenhang mit Dienstleistun-
gen der kurzfristigen Vermietung von Unterkünften und zur Änderung der Verordnung (EU) 
2018/1724 (ABl. L 1028 vom 29.04.2024, S. 1) definiert sind, von dieser ausgenommen.  
 
Die Registrierung hat digital zu erfolgen. Hierfür wird eine landesweit zentrale, digitale Regist-
rierungsmöglichkeit geschaffen. Nach § 10 Absatz 2 ist mit der Registrierung ein Betriebskon-
zept vorzulegen. Wie bisher hat zur Sicherstellung eines geordneten Betriebes oder einer ge-
ordneten Nutzung die verfügungsberechtigte Person oder eine von ihr beauftragte Person er-
reichbar zu sein.  
 
§ 10 Absatz 3 konkretisiert das weitere Vorgehen nach einer Registrierung: Die Gemeinde 
steht in der Verpflichtung, die vorgesehene Anlage nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
zu überprüfen. Dies erfolgt entweder nach § 8 „Mindestanforderungen an Unterkünfte für Be-
schäftigte“, oder sofern eine Unterbringung in Wohnraum erfolgen soll, aufgrund des § 5 die-
ses Gesetzes. Die Überprüfung schließt beispielsweise auch die bauplanungsrechtliche Zu-
lassungsmöglichkeit oder eine Prüfung hinsichtlich der höchstmöglichen Anzahl an unterzu-
bringende Personen mit ein. Sofern die Anforderungen an die Unterkunft erfüllt werden, ver-
leiht die Gemeinde ein Gütesiegel „Faire Unterkunft“. Dieses Gütesiegel ist gut sichtbar im 
Hauseingang anzubringen. Erst mit der Verleihung des Gütesiegels darf die Unterkunft nach 
§ 10 Absatz 3 Satz 3 in Betrieb genommen werden. Eine Inbetriebnahme ohne das erforderli-
che Gütesiegel und die vorausgegangene Registrierung im Falle des Einbezuges einer Ge-
meinde in die Rechtsverordnung ist bußgeldbewehrt.  
 
§ 10 Absatz 3 Satz 4 schreibt sodann vor, dass eine erneute Überprüfung der Anlage anlass-
bezogen oder wiederkehrend alle drei Jahre erfolgt.  
 
Mit der Registrierungspflicht und der behördlichen Überprüfung einer Anlage sollen für Be-
schäftigte angemessene Wohn- oder Unterbringungsverhältnisse sichergestellt werden. In der 
Folge wissen die Behörden vor Ort, wo in ihrem Stadt- oder Gemeindegebiet bauliche Anlagen 
entsprechend behördlich erlaubt – oder zukünftig widerrechtlich – genutzt werden.  
 
Um die Erfüllung der Anforderungen nach diesem Gesetz im Hinblick auf die Belegung über-
prüfen zu können, werden verfügungsberechtigte Personen unabhängig von einer bestehen-
den Registrierungspflicht nach Inbetriebnahme einer Unterkunft nach § 10 Absatz 4 dazu ver-
pflichtet, vom ersten Tage einer Unterbringung an, die untergebrachte Person bei der Ge-
meinde zu melden. Eine Abmeldung hat im Falle des Auszugs zu erfolgen. Die Meldepflicht 
dient der Information der Gemeinden über den Aufenthalt von Beschäftigten in den Unterkünf-
ten vor Ort. Sie gilt daher unabhängig von der Registrierungspflicht. § 10 Absatz 4 Satz 3 
nimmt von dieser Meldepflicht Saisonarbeitskräfte in landwirtschaftlichen oder gartenbauli-
chen Betrieben, die für höchstens drei Monate untergebracht werden und solche, die in Be-
herbergungsstätten (siehe § 8 Absatz 3) untergebracht werden, aus. 
 
Ziel des § 10 ist es, für Beschäftigte faire, im Sinne von angemessenen, Unterkunftsverhält-
nisse auf der einen Seite herzustellen oder auf der anderen Seite sicherzustellen. Insbeson-
dere die Ergebnisse von landesseitig und/oder kommunalseitig veranlassten Kontrollaktionen 
in Schrott- oder Problemimmobilien haben die Notwendigkeit gezeigt, entsprechend gesetz-
geberisch tätig werden zu müssen. § 10 bekommt damit eine noch stärkere präventive Aus-
richtung als der bisherige § 7 Absatz 4 WohnStG, um eine menschenwürdige Unterbringung 
von Beschäftigten sichern zu können. Künftig wird es daher für Beschäftigte sofort sichtbar 
sein, ob eine für sie bestimmte Unterkunft die Anforderungen an dieses Gesetz erfüllt oder 
nicht.  
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zu § 11 „Informations- und Transparenzpflichten bei der Unterbringung von Beschäftig-
ten“ 
Im Zuge der Ergebnisse landesseitiger und/oder kommunalseitig initiierter Kontrollaktionen 
wurde immer wieder deutlich, dass zahlreiche Beschäftigte über keine Dokumentation im Hin-
blick auf die Überlassung einer Unterkunft verfügt haben. Damit Beschäftigte ihre Rechtsposi-
tionen wahrnehmen können, benötigen sie klare und verständliche Informationen über die 
Höhe des Entgeltes für die Überlassung, die Nebenkosten und die Dauer der Vertragslaufzeit. 
Die verfügungsberechtigte Person ist verpflichtet, diese Bedingungen der Überlassung zu do-
kumentieren. Vor der tatsächlichen Überlassung der Unterkunft ist der oder dem Beschäftigten 
eine Kopie der Dokumentation auszuhändigen.  
 
zu Teil 4 „Schutz vor Zweckentfremdung von Wohnraum in Gebieten mit einer Zweck-
entfremdungssatzung“ 
Teil 4 nimmt die Vorschriften über den Schutz vor Zweckentfremdung von Wohnraum in Ge-
bieten mit einer Zweckentfremdungssatzung auf. Wie bisher können im Gesetz bestimmte Ge-
meinden eine Zweckentfremdungssatzung erlassen. Sofern in Gebieten mit einer Zweckent-
fremdungssatzung Kurzzeitvermietungen einer Registrierungspflicht unterliegen sollen, muss 
dies künftig ausdrücklich in der Zweckentfremdungssatzung bestimmt sein. Dies folgt aus der 
Übersetzung der zwischenzeitlich ergangenen europäischen Regulatorik in das nordrhein-
westfälische Recht. Des Weiteren wird die genehmigungsfähige Kurzzeitvermietung unter den 
im Gesetzentwurf bestimmten Voraussetzungen auf 56 Nächte im Kalenderjahr beschränkt. 
Die Registrierungspflicht für Kurzzeitvermietungen wird an das europäische Recht angepasst. 
 
zu § 12 „Zweckentfremdungssatzung“ 
§ 12 beinhaltet wie bisher § 12 WohnStG Vorschriften über das Erlassen einer Zweckentfrem-
dungssatzung. Die Ergänzung des Wortes „jeweils“ in Satz 1 dient der Klarstellung, dass eine 
auf fünf Jahre befristete Zweckentfremdungssatzung nach Ablauf der Geltungsdauer als 
Kettensatzung erneut erlassen werden kann, sofern die sachlichen Voraussetzungen weiter-
hin vorliegen.  
 
Ziel der Satzungsermächtigung selbst ist es, auf fortbestehende oder erneut auftretende Ge-
fährdungslagen im Zusammenhang mit einem angespannten Wohnungsmarkt wirksam rea-
gieren und beispielsweise die Umwandlung von Wohn- in Gewerberaum, die Beseitigung oder 
den Leerstand von Wohnraum sowie die wiederholte Kurzzeitvermietung auch über den ersten 
Befristungszeitraum hinaus effektiv steuern zu können. Die Klarstellung stellt sicher, dass eine 
wiederholte Anwendung des Instruments im Bedarfsfall möglich bleibt, gleichzeitig wird durch 
die zeitliche Begrenzung und das Erfordernis einer erneuten Satzung die rechtsstaatliche Kon-
trolle und der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gewahrt. 
 
Der neue § 12 Satz 2 ordnet nunmehr ausdrücklich an, dass eine Gemeinde in einer Zweck-
entfremdungssatzung bestimmen kann, dass Kurzzeitvermietungen einer Registrierungs-
pflicht unterliegen. Die Ergänzung folgt aus der Umsetzung des zwischenzeitlich geschaffenen 
europäischen Regelwerkes über Kurzzeitvermietungen. Fehlt dieser Zusatz, sind Kurzzeitver-
mietungen keiner Registrierungspflicht unterworfen. § 12 Satz 3 und 4 entsprechen den bis-
herigen Vorschriften aus § 12 Absatz 1 Satz 2 und 3 WohnStG.  
 
Die in § 12 Satz 5 enthaltene Anzeigepflicht einer Zweckentfremdungssatzung gegenüber dem 
für Wohnen zuständigen Ministerium dient dazu, notwendige flankierende Maßnahmen auf 
Landesebene zur Umsetzung der in der Verordnung (EU) 2024/1028 enthaltenen Vorgaben 
sicherzustellen.  
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zu § 13 „Verbot der Zweckentfremdung“ 
§ 13 Absatz 1 Satz 1 untersagt jedes Handeln oder Unterlassen verfügungs- oder nutzungs-
berechtigter Personen, durch das Wohnraum seiner eigentlichen Zweckbestimmung entzogen 
wird. § 13 Absatz 1 Satz 2 belegt öffentlich geförderte Wohnungen mit einem Zweckentfrem-
dungsverbot: Für öffentlich geförderte Wohnungen kann damit auch keine Erlaubnis zur 
Zweckentfremdung erteilt werden. Hintergrund sind Fälle, in denen Personen mit Wohnbe-
rechtigungsschein eine öffentlich geförderte Wohnung zu höheren Entgelten unter- oder wei-
tervermietet haben.  
 
§ 13 Absatz 2 nimmt sodann genehmigungspflichtige Tatbestände einer Zweckentfremdung 
auf (bisher: § 12 Absatz 2 WohnStG). § 13 Absatz 2 Nummer 1 entspricht der bisherigen Re-
gelung aus § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 WohnStG.  
 
Die bisherige Regelung des § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 WohnStG, wonach eine Zweck-
entfremdung von Wohnraum dann vorliegt, wenn dieser für mehr als 90 Tage im Jahr für Zwe-
cke der Kurzzeitvermietung genutzt wird, bedarf aufgrund der praktischen Anwendungserfah-
rungen in Zuzugsregionen einer Anpassung.  
 
In der Praxis hat sich gezeigt, dass der bislang geltende Zeitrahmen von 90 Tagen für eine 
genehmigungsfreie Kurzzeitvermietung häufig nicht nur gelegentlich und ergänzend zur Ei-
gennutzung von Wohnraum in Anspruch genommen wird, sondern oftmals systematisch zur 
wirtschaftlichen Maximierung von Einkünften ausgeschöpft wird. Eine Kurzzeitvermietung von 
90 Tagen ist in vielen Fällen immer noch lukrativer als eine langfristige Vermietung der jewei-
ligen Wohnräume. Dadurch, dass in die zeitliche Obergrenze nur die konkrete Vermietungs-
dauer und damit faktische Belegung einbezogen ist, nicht aber der gesamte Zeitraum, in dem 
die jeweiligen Wohnräume zur Kurzzeitvermietung angeboten und bereitgehalten werden, 
wurde bislang trotz der zeitlichen Obergrenze vielfach eine quasi-gewerbliche Nutzung zur 
Kurzzeitvermietung betrieben. Vor diesem Hintergrund tritt die Kurzzeitvermietung mit einer 
Auslastung von bis zu zwölf Wochen (90 Tage) oft in direkte Konkurrenz zu gewerblichen An-
geboten, die Einnahmen der Kurzzeitvermietung übersteigen oft diejenigen der Langzeitver-
mietung und es entsteht faktisch eine gleichgestellte Marktverwendung von Wohnraum einer-
seits und Ferienwohnungen und Ferienhäusern andererseits.  
 
Um dem entgegenzuwirken, soll die zeitliche Obergrenze für genehmigungsfreie Kurzzeitver-
mietungen auf acht Wochen (56 Übernachtungen) abgesenkt werden. Die Absenkung auf 56 
Nächte im Kalenderjahr berücksichtigt den durchschnittlichen Urlaubsanspruch der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer nach dem Bundesurlaubsgesetz sowie die in Nordrhein-Westfa-
len bestehenden gesetzlichen Feiertage und ermöglicht es den meisten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern weiterhin, im Rahmen ihres Urlaubsanspruchs ihre Hauptwohnung zweck-
fremd zu nutzen.  
 
Auch selbständig tätige Personen oder Beschäftigte, die aus beruflichen Gründen regelmäßig 
ortsabwesend sind und ihre Wohnung deswegen leer stehen lassen, können damit ihre Haupt-
wohnung zumindest einen erheblichen Teil ihrer Abwesenheitszeit zweckfremd nutzen. 
Gleichzeitig wird durch die Verkürzung der zeitlichen Obergrenze einer Kommerzialisierung 
der zweckfremden Nutzung entgegengewirkt und auf eine Erhaltung des Wohnungsbestands 
in Gemeinden mit einem angespannten Wohnungsmarkt hingewirkt. Der abgesenkte geneh-
migungsfreie Zeitraum entspricht den Regelungen anderer Länder wie beispielsweise Bayern, 
Brandenburg und Hamburg und trägt dem Zukunftsvertrag von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN für das Land Nordrhein-Westfalen Rechnung.  
 
Die bislang vorgesehene zeitliche Privilegierung für Studierende mit einer Obergrenze von 
180 Tagen war nach der gesetzgeberischen Intention auf die Fälle ausgerichtet, Studierenden 
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bei längerer Abwesenheit vom Studienort, zum Beispiel für den Fall eines Auslandssemesters, 
unbürokratisch eine Kurzzeitvermietung zu ermöglichen. 
 
Allerdings wurde die Regelung entgegen ihrer Intention in der praktischen Umsetzung kaum 
für längere Abwesenheiten etwa während der vorlesungsfreien Zeiten genutzt, sondern wie 
auch alle anderen Kurzzeitvermietungen hauptsächlich für tageweise Überlassungen des 
Wohnraums. Damit kommt der sachliche Grund für die zeitliche Privilegierung in der Praxis 
nur in seltenen Ausnahmefällen zum Tragen, sie besitzt keine rechtfertigende Bedeutung. Stu-
dierenden, die ihren Wohnraum etwa in den vorlesungsfreien Zeiten länger als insgesamt acht 
Wochen im Jahr kurzzeitvermieten möchten, steht zudem die Möglichkeit offen, eine entspre-
chende Genehmigung einzuholen. Die Ausnahmevorschrift für Studierende hat sich damit als 
entbehrlich erwiesen und wird aufgehoben. 
 
Sollten Studierende den Nachweis erbringen, dass sie eine Abwesenheit von 6 Monaten pla-
nen, dann kann die Gemeinde eine befristete Genehmigung zur Kurzzeitvermietung erteilen. 
In der Gebührenordnung kann hierzu für diesen Fall eine angepasste Gebühr ausgewiesen 
werden. 
 
Nach der neu eingefügten Definition von Kurzzeitvermietung in § 3 Absatz 3 handelt es sich 
um die vorübergehende Überlassung von Wohnraum an wechselnde Nutzerinnen und Nutzer. 
Wohnzweck im Sinne dieser Vorschrift meint die Nutzung von Wohnraum als Heimstätte im 
Alltag. 
 
Ausgehend von der Zweckbestimmung des Aufenthalts in den Räumen unterscheidet sich 
Wohnen von anderen Nutzungsarten, die sich durch eine übergangsweise Anwesenheit oder 
ein provisorisches, einem begrenzten Zweck dienendes Unterkommen auszeichnen. „Ferien-
wohnen“ ist ebenso wenig auf Dauer angelegt wie das Unterkommen in Herbergen jeder Art. 
Vom Nutzungskonzept her bieten Ferienwohnungen zumeist tage- oder wochenweisen vo-
rübergehenden Aufenthalt für ständig wechselnde Feriengäste, während Dauerwohnen unge-
achtet der Frage der Aufenthaltsdauer von einem über einen längeren Zeitraum gleichbleiben-
den Bewohnerkreis ausgeht. Zu dieser Zweckbestimmung für die Kurzzeitvermietung zählt die 
Vermietung des Wohnraums an Touristen ebenso wie die Überlassung des Wohnraums bei 
Aufenthalten zu medizinischen Behandlungen (sogenannter „Medizintourismus“) oder für ei-
nen vorübergehenden Arbeitseinsatz (sogenanntes „Monteurswohnen“) – vergleiche Oberver-
waltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 24. Oktober 2022 –  
14 B 856/2. 
 
Die vorübergehende Nutzung von Wohnraum entspricht der tage-, wochen- oder auch mo-
natsweisen Überlassung des Wohnraums. Auch das sogenannte Wohnen auf Zeit muss bei 
Abschluss eines unbefristeten Mietvertrags einer Kurzzeitvermietung nicht entgegenstehen, 
weil durch den Abschluss eines einvernehmlichen Aufhebungsvertrags die Beendigung des 
Mietverhältnisses jederzeit möglich bleibt (vergleiche Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 21. November 2025 – 14 B 878/25). 
 
Die übrigen Tatbestände in § 13 Absatz 2 entsprechen dem bisherigen Recht aus § 12 Absatz 
2 Satz 1 WohnStG.  
 
zu § 14 „Genehmigung“ 
§ 14 regelt wie bisher in § 13 die Genehmigung von Wohnraum zur Zweckentfremdung in 
Gebieten mit einer Zweckentfremdungssatzung.  
 
§ 14 Absatz 1 Satz 1 nimmt die bisherige Regelung aus § 13 Absatz 1 Satz 1 WohnStG unter 
Anpassung einer Verweiskorrektur auf. In § 14 Absatz 1 Satz 2 wird die bisherige Vorausset-
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zung des Einvernehmens durch das Erfordernis der Vorlage einer Einverständniserklärung der 
verfügungsberechtigten Person ersetzt. Damit soll verdeutlicht werden, dass das von der ver-
fügungsberechtigten Person erforderliche Zustimmungserfordernis zur Untervermietung gege-
ben ist. In der Praxis führte die bisherige Formulierung zu Unsicherheiten über die erforderli-
chen Beteiligungsschritte und Nachweise, dem wird durch die neue Formulierung entgegen-
gewirkt. 
 
§ 14 Absatz 2 entspricht der bisherigen Regelung aus § 13 Absatz 2 WohnStG: Die Vorschrift 
hat sich bewährt.  
 
§ 14 Absatz 3 schreibt vor, dass die Gemeinde über einen Antrag auf Zweckentfremdung von 
Wohnraum innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Vorlage der vollständigen Unterlagen 
entscheidet. Erfolgt keine Entscheidung binnen der Drei-Monats-Frist gilt die Genehmigung 
nach § 14 Absatz 3 Satz 2 als erteilt (Genehmigungsfiktion). § 42a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen findet Anwendung. 
 
§ 14 Absatz 4 und 5 entsprechen weitestgehend dem bisherigen § 14 WohnStG. Die bislang 
in § 14 Absatz 2 Satz 3 WohnStG vorgesehene Möglichkeit, eine Ausgleichszahlung bei 
Zweckentfremdung abzusenken, wenn diese nachweislich in erheblichem Maße der Siche-
rung bestehender oder der Schaffung neuer Arbeitsplätze dient, hat sich in der Umsetzung als 
nicht praktikabel erwiesen: In der Folge wird darauf im verzichtet. In Satz 2 wird eine Ermäch-
tigungsgrundlage für die Vollstreckung einer laufenden oder einmaligen Ausgleichszahlung 
aufgenommen, um eine Rechtslücke zu schließen (vgl. Beschluss des Oberverwaltungsge-
richts für das Land Nordrhein-Westfalen vom 11. Mai 2026, 14B 184/26). 
 
Eine sachgerechte Härtefallregelung steht nach wie vor über die in § 14 Absatz 5 Satz 2 ent-
haltene Möglichkeit der Berücksichtigung einer Existenzgefährdung oder Abwanderung zur 
Verfügung. 
 
zu § 15 „Registrierungspflicht für Kurzzeitvermietungen“ 
In § 15 Absatz 1 wird der Anwendungsbereich der Registrierungspflicht festgelegt. Vorausset-
zung für die Registrierungspflicht ist, wie auch schon in der bisherigen Vorschrift, dass die 
Gemeinde, in der sich der zu überlassende Wohnraum befindet, eine entsprechende Zweck-
entfremdungssatzung erlassen hat.  
 
Die Registrierungspflicht gilt damit nicht pauschal in allen Gemeinden Nordrhein-Westfalens, 
sondern knüpft auch in Umsetzung der Vorgaben der Verordnung (EU) 2024/1028 weiterhin 
bewusst an den Erlass einer Zweckentfremdungssatzung an, um es gerade Gemeinden mit 
angespannten Wohnungsmärkten zu ermöglichen, mit der Registrierungspflicht belastbare 
Daten über Kurzzeitvermietungen zu erlangen und diese so steuern und kontrollieren zu kön-
nen, dass sie sich in einem gesunden Verhältnis zu der Wohnungsmarktlage vor Ort entwi-
ckeln. Gemeinden, die keine Daten von den Anbietern von Online-Plattformen für die kurzfris-
tige Vermietung nach der Verordnung (EU) 2024/1028 erheben möchten, sind nicht verpflich-
tet, eine Registrierungspflicht einzuführen und ein entsprechendes Registrierungsverfahren zu 
implementieren.  
 
Daher wird in § 15 Absatz 1 Satz klargestellt, dass eine Registrierungspflicht nur gilt, wenn die 
Gemeinden Tätigkeitsdaten im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1028 erheben möchten und 
eine entsprechende Registrierungspflicht in ihrer Satzung vorgesehen haben (siehe dazu auch 
zu § 12 „Zweckentfremdungssatzung“).  
 
Wird eine Registrierungspflicht eingeführt, besteht diese für jegliche Überlassung von Wohn-
raum gegen Entgelt für Zwecke der Kurzzeitvermietung und zwar unabhängig davon, ob die 
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Überlassung auf gewerblicher oder nichtgewerblicher Art erfolgt und ob lediglich ein Zimmer 
oder eine gesamte Wohnung im Haupt- oder Zweitwohnsitz überlassen werden soll. Neben 
der Überlassung von Wohnraum umfasst der sachliche Anwendungsbereich der Registrie-
rungspflicht auch die Kurzzeitvermietung sonstiger möblierter Räume, um für Gemeinden mit 
angespannten Wohnungsmärkten nicht nur einen fragmentierten, sondern einen einheitlichen 
und umfassenden Überblick über die gesamten Kurzzeitvermietungstätigkeiten in ihrem Ge-
biet sicherzustellen und bei Bedarf eine situationsgerechte und effektive Steuerung der Kurz-
zeitvermietungstätigkeiten zu ermöglichen.  
 
Von der Registrierungspflicht sind nach Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a und b der Verordnung 
(EU) 2024/1028 ausdrücklich Beherbergungsbetriebe wie Hotels, Gasthöfe und Pensionen 
ausgenommen, weil für diese Arten von Unterkünften in der Regel bereits Daten verfügbar 
und gut dokumentiert sind oder bei Beherbergungsstätten wie Campingplätzen Auswirkungen 
auf Wohngebäude nicht gegeben sind (Erwägungsgrund 7 der Verordnung (EU) 2024/1028). 
Der entsprechende Hinweis in § 15 Absatz 1 Satz 3 dient insofern nur der Klarstellung. 
 
Konkrete Vorgaben zum Registrierungsverfahren bei Kurzzeitvermietungen sind in Kapitel II 
der Verordnung (EU) 2024/1028 enthalten und ergeben sich daher unmittelbar aus der Ver-
ordnung selbst. Die Zuständigkeit für die Durchführung der Registrierungsverfahren bei Kurz-
zeitvermietungen liegt in Nordrhein-Westfalen bei den Gemeinden, daher wird in § 15 Absatz 
2 Satz 1 klargestellt, dass die Registrierung bei der für den jeweiligen Wohnraum zuständigen 
Gemeinde über ein zentrales Online-Registrierungsportal erfolgt.  
 
In § 15 Absatz 2 Satz 2 werden zum besseren Verständnis und Lesbarkeit der Registrierungs-
pflicht die wesentlichsten der nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1028 von den 
verfügungs- und nutzungsberechtigten Gastgebern anzugebenden Informationen aufgeführt. 
Die in § 15 Absatz 2 Satz 3 verankerte Pflicht der verfügungs- oder nutzungsberechtigten, die 
anzugebenden Informationen bei nachträglichen Änderungen unverzüglich über das Regist-
rierungsportal zu aktualisieren, korrespondiert mit der entsprechenden in Artikel 5 Absatz 4 
der Kurzzeitvermietungs-Verordnung (EU) 2024/1028 genannten Verpflichtung der Gastgebe-
rin oder des Gastgebers.  
 
Die Maßgabe in § 15 Absatz 2 Satz 3, die Änderungen über das Registrierungsportal vorzu-
nehmen, berücksichtigt die in Artikel 5 Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe 
e der Verordnung (EU) 2024/1028 verankerte Vorgabe, den verfügungs- und nutzungsberech-
tigten Gastgebern die Möglichkeit zu eröffnen, Informationen und Unterlagen über technische 
Mittel zu aktualisieren. Daneben bleibt eine Aktualisierung in Textform direkt bei der Gemeinde 
möglich. Versäumt es die verfügungsberechtigte Person, die aktualisierten Informationen und 
Unterlagen vorzulegen, können die Gemeinden die Gültigkeit der nach § 15 Absatz 3 erteilten 
Registrierungsnummer (Wohnraum-Identitätsnummer) aussetzen. 
 
§ 15 Absatz 3 regelt die Vergabe der bisher in § 17 Absatz 5 WohnStG verankerten Registrie-
rungsnummer (Wohnraum-Identitätsnummer). Mit der Registrierungsnummer, die eine ein-
deutige Kennung der vermieteten Einheit darstellt, soll sichergestellt werden, dass die von den 
Online-Plattformen für die kurzfristige Vermietung von Unterkünften erhobenen und übermit-
telten Daten den verfügungs- und nutzungsberechtigten Gastgebern und den Einheiten korrekt 
zugeordnet werden können (Erwägungsgrund 9 der Verordnung (EU) 2024/1028). Nach Arti-
kel 4 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2024/1028 hat die Vergabe der Registrie-
rungsnummer (Wohnraum-Identitätsnummer) automatisch und unverzüglich zu erfolgen. Da-
her wird in § 15 Absatz 3 die automatisierte und unverzügliche Erteilung der Wohnraum-Iden-
titätsnummer nun als Regelfall normiert. 
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In Umsetzung von Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe c der Verordnung (EU) 2024/1028, wonach 
sicherzustellen ist, dass die Registrierungsverfahren wirksamen Beschwerdeverfahren unter-
liegen müssen, wird die Wohnraum-Identitätsnummer als vollständig automatisierter Verwal-
tungsakt im Sinne des § 35a des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen erlassen.  
 
Soweit in § 15 Absatz 3 Satz 2 wie bisher in § 17 Absatz 5 Satz 3 WohnStG auf die Pflicht der 
verfügungs- und nutzungsberechtigten Person hingewiesen wird, die Wohnraum-Identitäts-
nummer stets und für die Öffentlichkeit gut sichtbar anzugeben, wenn sie oder er die Nutzung 
des Wohnraums zum Zwecke der Kurzzeitvermietung anbietet oder dafür wirbt, ergibt sich 
diese Verpflichtung nun auch unmittelbar aus Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe h der Verordnung 
(EU) 2024/1028. Zur Verdeutlichung und besseren Durchsetzung dieser Pflicht wird der ent-
sprechende klarstellende Hinweis im Gesetz beibehalten. In Artikel 6 der Verordnung (EU) 
2024/1028 werden die Verfahrensrechte der Gemeinden benannt, die über die bisherigen 
Möglichkeiten im Verwaltungsverfahren hinausgehen. 
 
Die Verordnung (EU) 2024/1028 sieht vor, dass die vergebenen Registrierungsnummern für 
die Einheit in ein öffentliches und leicht zugängliches Register aufgenommen werden (Artikel 
4 Absatz 5 Satz 1, Erwägungsgrund 9). Daher enthält § 15 Absatz 4 Vorgaben zum elektroni-
schen Register für die Wohnraum-Identitätsnummern. Anhand der Einträge in das Register 
soll es den Online-Plattformen für die kurzfristige Vermietung von Unterkünften ermöglicht 
werden, die Gültigkeit von Registrierungsnummern oder die Richtigkeit von Eigenerklärungen 
mittels Stichprobenkontrollen zu überprüfen (Erwägungsgrund 22 der Verordnung (EU) 
2024/1028). Personenbezogene Daten sind nicht in das Register aufzunehmen. Entfallen die 
Voraussetzungen für die Nutzung des Wohnraums, ist die Wohnraum-Identitätsnummer auf 
Antrag oder von Amts wegen aus dem Register zu löschen (Artikel 5 Absatz 5 Satz 1 Verord-
nung (EU) 2024/1028 in Verbindung mit Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe g).  
 
Wie auch schon die Erteilung der Wohnraum-Identitätsnummer kann auch deren Löschung 
nach Antrag der verfügungs- oder nutzungsberechtigten Person als vollständig automatisierter 
Verwaltungsakt im Sinne des § 35a VwVfG NRW erfolgen. 
 
Nach Artikel 4 Absatz 5 Satz 2 der Verordnung (EU) 2024/1028 ist für die Einrichtung und 
Pflege des Registers die Behörde zuständig, die auch die Registrierungsnummer erteilt. Die 
Pflicht wird durch § 15 Absatz 4 Satz 3 verdeutlicht sowie dazu ergänzend durch Satz 4 fest-
gelegt, dass die Gemeinde auch für die Aktualisierung des Registers zuständig ist.  
 
Durch die Vorgaben der Verordnung (EU) 2024/1028 werden das Registrierungsverfahren für 
Kurzzeitvermietungen und das Genehmigungsverfahren für Kurzzeitvermietungen als Zweck-
entfremdungstatbestand nicht mehr miteinander verknüpft, sondern künftig unabhängig von-
einander durchgeführt. Während bei der Registrierung einer geplanten Kurzzeitvermietungs-
tätigkeit die Vergabe der Wohnraum-Identitätsnummer nun gemäß dem neuen § 15 Absatz 3 
automatisch und unverzüglich erfolgt, bleibt hiervon die Genehmigung einer Kurzzeitvermie-
tung über 56 Nächte im Kalenderjahr hinaus unberührt und muss daher in einem eigenständi-
gen Genehmigungsverfahren nach § 14 in Verbindung mit § 13 Absatz 2 Nummer 2 beantragt 
werden, was durch den entsprechenden Verweis in § 15 Absatz 5 klargestellt wird. 
 
Die Regelung in § 15 Absatz 6 erfolgt in Umsetzung des Artikels 6 Absatz 11 der Verordnung 
(EU) 2024/1028: Danach stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die zuständigen Behörden 
nach nationalem Recht in Fällen, in denen ein Registrierungsverfahren Anwendung findet, ge-
genüber Anbietern von Online-Plattformen die Anweisung erteilen können, die angeforderten 
Informationen vorzulegen und Angebote zu Einheiten, die ohne Registrierungsnummer oder 
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mit einer ungültigen Registrierungsnummer angeboten werden oder bei Missbrauch einer Re-
gistrierungsnummer, zu entfernen.  
 
Der Missbrauch einer Registrierungsnummer umfasst jedwede unzulässige Verwendung einer 
Registrierungsnummer, unter anderem auch die Verwendung einer einzigen Nummer für mehr 
als eine Einheit (Erwägungsgrund 15 der Verordnung (EU) 2024/1028). Angefordert werden 
können alle Informationen, die zur Identifizierung des Angebots erforderlich sind, einschließ-
lich der URL-Adresse (Uniform Resource Locator) des Angebots (Erwägungsgrund 14 der 
Kurzzeitvermietungs-Verordnung (EU) 2024/1028). § 15 Absatz 6 ersetzt inhaltlich die Rege-
lung des bisherigen § 21 Absatz 3 WohnStG, wonach Diensteanbieter im Sinne des Telemedi-
engesetzes auf Verlangen der Gemeinde Angebote und Werbung, die ordnungswidrig sind, 
von den von ihnen betriebenen Internetseiten unverzüglich zu entfernen hatten. 
 
§ 15 Absatz 7 schließt eine Regelungslücke, die sich durch die Verordnung der Europäischen 
Union zur Kurzzeitvermietung im Vergleich zur bisherigen Rechtslage ergeben hat. Die Re-
gistrierungspflicht nach Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt nur für Inserate, die auf Online-Plattformen 
nach Artikel 3 Nummer 5 Verordnung (EU) 2024/1028 eingestellt werden. Da Nutzerinnen oder 
Nutzer aber auch andere Wege und digitale Marktplätze für das Bewerben des Wohnraums 
auswählen, werden diese über Absatz 7 insbesondere zur Registrierung vor einer Überlassung 
und zur Anzeige der Belegungsdaten verpflichtet. Daneben gilt der Entfernungs- und Aus-
kunftsanspruch nach Absatz 6 auch für Online-Plattformen oder andere Anbieter, die nicht als 
Online-Plattformen für die kurzfristige Vermietung im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1028 
anzusehen sind. 
 
zu § 16 „Leerstand von Wohnraum“ 
§ 16 nimmt ein genehmigungspflichtiges Leerstehenlassen von Wohnraum nach § 13 Absatz 2 
Nummer 5 auf: Die bisherigen Vorschriften zum Leerstand, die in den §§ 12 und 17 WohnStG 
enthalten waren, werden in § 16 zusammengefasst.  
 
Die Ursachen für den Leerstand sind vielfältig; sie reichen von zerstrittenen Erbengemein-
schaften über überforderte Eigentümerinnen und Eigentümer bis zu spekulativem Leerstand. 
Die Gemeinden versuchen, die Beteiligten von der Notwendigkeit der Wohnnutzung unter Be-
rücksichtigung der jeweiligen individuellen Fallkonstellation überzeugen. Sie treten hierzu oft-
mals in einen lang andauernden Dialog mit den Beteiligten. 
 
Durch § 16 Absatz 1 wird der verfügungsberechtigten Person eine Anzeigepflicht auferlegt, 
wonach Leerstand, der sechs Monate übersteigt, anzuzeigen ist. Als Bezugspunkt für den Be-
ginn des Leerstands wird das Ende des letzten Mietverhältnisses, die Aufgabe einer vorange-
gangenen Selbstnutzung oder der Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit genannt. Diese Daten sind 
der Gemeinde in der Regel nicht bekannt, so dass in der Praxis spätestens der Zeitpunkt der 
Kenntnisnahme durch die Gemeinde selbst als die Berechnung auslösendes Moment genom-
men wird. 
 
In § 16 Absatz 2 wird auf den Leerstand zur Erst- oder Wiedervermietung von Wohnraum 
abgestellt. Eine Verlängerung des Leerstands kann genehmigt werden, wenn die verfügungs-
berechtigte Person Gründe nachweist, die einer sofortigen Vermietung entgegenstehen. Wie 
bisher hat die verfügungsberechtigte Person die Belegenheit, die Größe, wesentliche Ausstat-
tungsmerkmale und die vorgesehene Miete mitzuteilen.  
 
In § 16 Absatz 3 wird auf die Konstellation abgestellt, dass vor der weiteren Nutzung des 
Wohnraums bauliche Maßnahmen vorgesehen sind. Die verfügungsberechtigte Person hat 
die entsprechenden Nachweise, die sich insbesondere auf den Umfang und die Zeitdauer be-
ziehen, vorzulegen.  
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§ 16 Absatz 4 ordnet im Hinblick auf das Verfahren die Geltung von § 14 Absatz 3 an: 
Zur Beschleunigung des Verfahrens greift nach Vorlage der vollständigen Unterlagen eine Ge-
nehmigungsfiktion. Der Leerstand gilt dann für die von der verfügungsberechtigten Person an-
gegebene Zeitdauer als genehmigt.  
 
zu § 17 „Wohnnutzungs-, Räumungs- und Wiederherstellungsgebot“ 
§ 17 nimmt Regelungen aus dem bisherigen § 15 WohnStG auf und entwickelt diese praxis-
gerecht weiter.  
 
§ 17 Absatz 1 regelt das Wohnnutzungsgebot: Der Wortlaut des neuen § 17 Absatz 1 Satz 1 
knüpft nicht mehr an eine Nutzung zu anderen als Wohnzwecken an, sondern allgemein an 
die Zweckentfremdung. Die Änderung dient der Klarstellung, dass das Wohnnutzungsgebot 
grundsätzlich bei allen Zweckentfremdungstatbeständen angeordnet werden kann und damit 
insbesondere auch bei Leerstand, der als solcher zwar keine aktive Nutzung darstellt, aber 
dennoch dem zweckentfremdungsrechtlichen Schutz und damit auch grundsätzlich dem 
Wohnnutzungsgebot unterfällt. 
 
§ 17 Absatz 2 nimmt das Wiederherstellungsgebot auf: Durch das Wiederherstellungsgebot 
des § 17 Absatz 2 können verfügungs- oder nutzungsberechtigte Personen verpflichtet wer-
den, den Wohnraum auf eigene Kosten wiederherzustellen oder einen zumindest gleichwerti-
gen Zustand zu schaffen. In der bisherigen Anwendung der Regelung wurde das Wiederher-
stellungsgebot, das sich in seinem Wortlaut auf Veränderungen im Bestand bezieht, lediglich 
auf Fälle angewandt, in denen der Wohnraum aktiv verändert wurde, nicht aber auf Fälle, in 
denen der Wohnraum lediglich nicht genutzt wurde. Daher umfasst § 17 Absatz 2 Satz 1 alle 
Fälle, in denen durch Handeln oder Unterlassen Wohnraum seiner eigentlichen Zweckbestim-
mung entzogen wird. Dies umfasst beispielsweise auch die Fälle, in denen (auch) der unge-
nehmigte Leerstand als Zweckentfremdung eingeordnet wird. In diesen Fällen muss aber kon-
sequenterweise auch die Folgepflicht der Wiederherstellung von Wohnraum zu Wohnzwecken 
greifen können, wenn dieser durch Leerstand seiner Zweckbestimmung entzogen wird. An-
dernfalls wäre der zweckentfremdungsrechtliche Schutz in den praktisch sehr relevanten Fäl-
len des Leerstands nur lückenhaft und würde dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelun-
gen und dem praktischen Bedürfnis nicht gerecht werden.  
 
Grundsätzlich gilt für Wohnraum, der über einen Zeitraum von länger als sechs Monaten leer 
steht und damit nach § 13 Absatz 2 Nummer 5 dem Zweckentfremdungsverbot unterfällt, dass 
er auch dann noch als zweckentfremdungsrechtlich geschützter Wohnraum gilt, wenn er sich 
noch mit vertretbarem, den verfügungsberechtigten Personen objektiv zumutbarem Renovie-
rungsaufwand in einen bewohnbaren Zustand versetzen lässt. Insbesondere bei jahrelangem 
Leerstand wenden verfügungsberechtigte Personen häufig ein, dass die Wohnräume unter 
anderem auch aufgrund des Leerstands, aber auch beispielweise wegen einer veralteten 
Elektrik, maroder Wasserleitungen oder einer defekten Heizungsanlage für eine Wohnnutzung 
objektiv nicht mehr geeignet seien und eine Instandsetzung oder Modernisierung der Räume 
sich nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand durchführen ließe. 
  
Von § 17 Absatz 2 Satz 1 sind damit auch Fälle umfasst, in denen bauliche Änderungen sowie 
Umnutzungen zu einer Zweckentfremdung von Wohnraum führen. Diese Konkretisierung ent-
spricht auch der Ausgestaltung des zweckentfremdungsrechtlichen Wiederherstellungsgebots 
in anderen Landesregelungen.  
 
Die bisherige Zielsetzung der Anordnung bezog sich auf eine Wiederherstellung des früheren 
oder zumindest gleichwertigen Zustands. Ziel der Wiederherstellung ist es, dem Wohnungs-
markt bisher aufgrund der Zweckentfremdung vorenthaltenen Wohnraum wieder nutzbar zu 
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machen. Dies erfordert eine Wiederherstellung in einen Zustand, der das Objekt marktfähig 
macht. Daher wird eine Wiederherstellung gefordert, die den Gebrauch zu Wohnzwecken zu-
lässt. 
 
Unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes wird der verfügungsberechtig-
ten Person die Möglichkeit eingeräumt, im konkreten Fall darzulegen, dass die Wiederherstel-
lungskosten unzumutbar hoch sind. Die verfügungsberechtigte Person trägt nach § 17 Ab-
satz 2 Satz 5 hierfür die Beweislast. 
 
§ 17 Absatz 3 wird neu eingefügt: Der Einsatz einer Treuhandverwaltung soll dem beschleu-
nigten Wiederherstellen des Wohnraums zu Wohnzwecken dienen, falls die verfügungsbe-
rechtigte Person – wie in der Praxis nicht selten – ihre oder seine Mitwirkung gänzlich verwei-
gert. Die Treuhandverwaltung stellt ein grundsätzliches (weiteres) Zwangsmittel im Rahmen 
der Verwaltungsvollstreckung dar. Auf die weiteren Erläuterungen im Teil 6 – Verfahren und 
Anordnungsbefugnisse – wird verwiesen.  
 
zu Teil 5 „Verfahren und Anordnungsbefugnisse“ 
Teil 5 nimmt neu das Verfahren und gebündelt die Anordnungsbefugnisse unter Berücksichti-
gung der Praxiserfahrungen auf. In diesem Zuge werden auch Vorschriften über die Daten-
übermittlung und -verarbeitung sowie den Datenaustausch neu in den Gesetzentwurf inte-
griert. Mit § 23 bekommt das eine Regelung über die Treuhandverwaltung, die von mehreren 
Gemeinden als notwendiges Instrument bezeichnet wird. Auch werden mit den §§ 25 und 26 
erstmals eigenständige Vorschriften für eine Übernahme von Wohnraum und über eine Ent-
eignung aus zwingenden Gründen in den Gesetzentwurf aufgenommen. 
 
zu § 18 „Auskunfts-, Mitwirkungs- und Duldungspflichten“ 
§ 18 Absatz 1 nimmt die Auskunftspflichten der im Gesetz genannten Personen auf, soweit es 
im Einzelfall zur Durchführung des Gesetzes erforderlich ist. Gegenüber der bisherigen Rege-
lung aus § 16 Absatz 1 WohnStG werden bei der Benennung der Verwalterinnen und Verwal-
ter – neu – Zwangs- oder Insolvenzverwalterinnen oder -verwalter eindeutig benannt. In der 
Praxis verweigern diese Verwalter teilweise die Zusammenarbeit mit den Gemeinden, so dass 
das Gesetz an dieser Stelle nunmehr ausdrücklich auch auf diese erstreckt wird. Durch die 
ausdrücklich normierte Auskunftspflicht sind diese künftig zur Offenlegung verpflichtet.  
 
Über die Auskunftspflicht der Energie- und Wasserversorger nach Absatz 1 hinaus wird eine 
erweiterte Auskunftspflicht in § 18 Absatz 2 begründet. Hintergrund ist, dass die Gemeinden 
in der Vergangenheit in der Regel erst dann Kenntnis von der Versorgungssperre erlangten, 
wenn die Versorgungssperre unmittelbar bevorstand oder die Versorgung bereits unterbro-
chen war. Dies ist insbesondere mit Blick auf Heizungsmöglichkeiten in den kalten Wintermo-
naten aber auch hinsichtlich der Wasserversorgung für die Sicherstellung grundlegender Hy-
gieneanforderungen für die Bewohnerschaft nicht zumutbar. Der Begriff „Versorgungsunter-
nehmen“ umfasst als Oberbegriff die Energie- und Wasserversorger nach Absatz 1, also ins-
besondere Energielieferanten (§ 41f EnWG), Wasser- (§ 33 AVBWasserV) und Fernwärme-
versorgungsunternehmen (§ 33 AVBFernwärmeV). 
 
Die Auskunftspflicht greift erst, wenn die Gemeinde die Auskunft erfragt. Dies kann sich auf 
eine einmalige oder auf eine regelmäßige Information beziehen, je nach Problemlage in der 
Gemeinde. Mit der Anfrage der Gemeinde werden die Unternehmen, die die Aufgabe der 
Grundversorgung übernehmen, verpflichtet, bei drohenden Sperren der Strom-, Gas-, Fern-
wärme- und Wasserversorgung die Gemeinde zu unterrichten.  
 
Ziel ist es, dass die Gemeinden zukünftig bereits vor Unterbrechung der Versorgung Kenntnis 
über die drohende Sperre erlangen und entsprechende Maßnahmen gegen verfügungsbe-
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rechtigte Personen vornehmen können, sofern diesen die drohende Unterbrechung der Ver-
sorgung zuzurechnen ist. So können die Gemeinden erforderliche Maßnahmen nach dem Ge-
setzentwurf anordnen. Hierdurch kann bestenfalls die Unterbrechung der Versorgung abge-
wendet werden. 
 
Ist für die Versorgungsunternehmen im Einzelfall nicht eindeutig erkennbar, ob es sich bei der 
Kundin oder dem Kunden um eine verfügungsberechtigte Person handelt, soll im Zweifel die 
Mitteilung an die Gemeinde erfolgen, die anschließend die Eigenschaft überprüft. Die Rege-
lung orientiert sich an einer vergleichbaren Vorschrift aus Hansestadt Bremen: Dort konnte 
seit der Einführung der Mitteilungspflicht eine Versorgungssperre durch die Stadtgemeinde in 
nahezu allen Fällen abgewendet werden. Den Versorgungsunternehmen wird hierdurch zwar 
eine neue Informationspflicht auferlegt, im Gegenzug profitieren sie jedoch, wenn die Arbeiten 
zur Umsetzung einer Sperre nicht durchgeführt werden müssen und die laufenden Entgelte 
weiterhin gezahlt werden.  
 
§ 18 Absatz 3 Satz 1 und 2 regelt Mitwirkungspflichten im Hinblick auf das persönliche Er-
scheinen und das Recht, gegenüber einer verfügungsberechtigten Person deren Teilnahme 
an einer Begehung anordnen zu können. § 18 Absatz 3 Satz 3 erklärt im Übrigen § 26 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes Nordrhein-Westfalen über „Beweismittel“ für entsprechend 
anwendbar. Dies bedeutet, dass die Behörde sich unter Beachtung des § 3b VwVfG NRW der 
Beweismittel bedient, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts 
für erforderlich hält. Sie kann insbesondere (1.) Auskünfte jeder Art einholen, (2.) Beteiligte 
anhören, Zeugen und Sachverständige vernehmen oder die schriftliche oder elektronische Äu-
ßerung von Beteiligten, Sachverständigen und Zeugen einholen, (3.) Urkunden und Akten bei-
ziehen oder (4.) den Augenschein einnehmen. Nach § 26 Absatz 2 VwVfG NRW gilt, dass die 
Beteiligten bei der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken sollen. Sie sollen insbesondere 
ihnen bekannte Tatsachen und Beweismittel angeben: Im Falle der Wohnungsaufsicht gehö-
ren dazu beispielsweise Angaben über den Zustand des Wohnraums oder der Unterkünfte, 
das Baualter, Instandsetzungs- oder andere Maßnahmen. Die weitergehende Pflicht, bei der 
Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken, insbesondere eine Pflicht zum persönlichen Erschei-
nen oder zur Aussage nach § 26 Absatz 2 Satz 2 VwVfG NRW ist mit § 18 Absatz 3 Satz 1 
und 2 besonders vorgesehen. Die oder der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche 
Fragen, zu deren Beantwortung sie oder er durch Rechtsvorschrift verpflichtet ist, verweigern, 
wenn deren Beantwortung sie oder ihn selbst oder einen der in § § 55 in Verbindung mit § 52 
Absatz 1 der Strafprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.  
 
§ 18 Absatz 4 regelt das bisher schon vorgesehene Betretungsrecht (bisher: § 18 Absatz 1 
WohnStG). § 18 Absatz 5 sieht vor, dass verfügungsberechtigte oder nutzungsberechtigte 
Personen sowie Bewohnerinnen und Bewohner verpflichtet sind, die nach diesem Gesetz an-
geordneten Maßnahmen zu dulden und, soweit erforderlich, den Wohnraum oder die Unter-
kunft vorübergehend zu räumen. 
 
zu § 19 „Informationspflichten, Datenübermittlung und -verarbeitung sowie Datenaus-
tausch“ 
Insbesondere aus den grenzüberschreitend durchgeführten Kontrollaktionen zwischen nord-
rhein-westfälischen Behörden auf der einen Seite und niederländischen Behörden oder sol-
cher anderer EU-Länder oder europäischer Institutionen auf der anderen Seite ist eine gesetz-
liche Verankerung des Datenaustausches sowie der Datenübermittlung und -verarbeitung not-
wendig.  
 
§ 19 Absatz 1 Satz 1 enthält eine Ermächtigung für Behörden, Daten mit anderen Behörden 
im Inland oder mit anderen EU-Mitgliedstaaten austauschen zu dürfen, soweit dies den im 
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Gesetz genannten Zwecken dient. § 19 Absatz 1 Satz 2 regelt über welche technischen Sys-
teme der Datenaustausch zu erfolgen hat. § 19 Absatz 1 Satz 3 sieht vor, dass Anfragen an-
derer Mitgliedstaaten unverzüglich zu bearbeiten sind.  
 
§ 19 Absatz 2 schreibt den Gemeinden vor, dass sie insofern befugt und auch zur Unterrich-
tung anderer Behörden verpflichtet ist, wenn die im Gesetz benannten Tatbestände vorliegen. 
§ 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 entspricht der bisherigen Regelung aus § 22 Absatz 1 Satz 2 
WohnStG. Der bisherige Regelungsinhalt aus § 22 Absatz 1 Satz 1 WohnStG wird indes nicht 
fortgeführt: In Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 2021 zur Än-
derung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Be-
reich der Besteuerung (ABl. L 104 vom 25.3.2021, S. 1) ist zum 1. Januar 2023 das Plattfor-
men-Steuertransparenzgesetz (PStTG) vom 20.12.2022 in Kraft getreten. Damit wurde im We-
sentlichen eine Meldepflicht für Betreiber bestimmter digitaler Plattformen, zu denen auch On-
line-Plattformen für die kurzfristige Vermietung von Unterkünften zu zählen sind, und der 
grenzüberschreitende, automatische Informationsaustausch zwischen den Steuerbehörden 
der EU‑Mitgliedstaaten eingeführt. Der Anwendungsbereich des bisherigen § 22 Absatz 1 Satz 
1 WohnStG entfällt daher.  
 
Die Übermittlung von Daten nach § 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 in der Ausprägung der 
Buchstaben a bis c ist notwendig, damit leistungsgewährende Stellen im Interesse der Be-
troffenen von dem neuen Teil 4 Gebrauch machen können. In der Praxis zeigt sich, dass in 
stark vernachlässigten Mietwohnungen häufig Personen wohnen, die in Bezug staatlicher 
Leistungen stehen. Diese sind bei Mängeln wie etwa Schimmelbefall, Wasserschäden oder 
Heizungsausfall oft nicht in der Lage, auf zivilrechtlichem Wege eine Mietminderung gegen-
über dem Vermieter geltend zu machen oder über eine Information der Grundsicherungs- und 
Sozialhilfeträger ihre Wohnumstände zu verbessern.  
 
Zudem werden die Leistungen zur Unterkunft beim Bezug von „Bürgergeld“ vielfach direkt an 
die Vermieterin oder den Vermieter ausgezahlt, so dass selbst bei einer Mietminderung durch 
die Bewohnerin oder den Bewohner aufgrund der Direktzahlung des vollen Mietzinses an die 
vermietende Person diese faktisch kaum eine Notwendigkeit hat, die Mängel zu beseitigen 
und den Wohnraum instand zu setzen.  
 
Dies gilt grundsätzlich auch bei einem Einschreiten der Wohnungsaufsichtsbehörde: Hier rea-
gieren bei Anordnungen viele Vermieter zunächst gar nicht oder nur sehr verzögert, wenn sie 
die Miete weiterhin ungekürzt durch die Grundsicherungs- oder Sozialhilfeträger überwiesen 
bekommen. Dadurch wird die Durchsetzungskraft der wohnungsaufsichtsrechtlichen Maßnah-
men durch die weitergehenden ungekürzten Auszahlungen der Grundsicherungs- oder Sozi-
alhilfeträger erschwert und die Missstände vor Ort werden verstetigt.  
 
Durch die neu eingeführte Informationspflicht der Gemeinden werden die kommunalen Leis-
tungsträger und die Wohngeldstellen in der Gemeinde zumindest darüber unterrichtet, dass 
die Wohnungsaufsicht eine Immobilie mindestens überprüft hat (§ 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
2 in der Ausprägung der Buchstaben a bis c). Die Vornahme einer wohnungsaufsichtsrechtli-
chen Anordnung ist somit kein die Informationspflicht auslösendes Momentum. Dadurch kann 
eine Überprüfung der Angemessenheit der Unterkunft und gegebenenfalls eine Absenkung 
der festgesetzten Leistungen durch die Grundsicherungs- oder Sozialhilfeträger erfolgen und 
so passivem Verhalten von Eigentümern vernachlässigten Wohnraums zusätzlich entgegen-
gewirkt werden. Sofern Verstöße gegen dieses Gesetz festgestellt und gemeldet wurden, soll 
anschließend auch deren gegebenenfalls erfolgte Beseitigung an die Leistungsträger und die 
Wohngeldstellen gemeldet werden, damit diese über umfassende und aktuelle Informationen 
als Grundlage für ihre Entscheidungen verfügen. 
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§ 19 Absatz 3 erweitert die Generalklausel aus Absatz 1 im Hinblick auf weitere Konstellatio-
nen, in denen der für den praktischen Vollzug des Gesetzes notwendige Datenaustausch nicht 
ausschließlich zwischen Behörden stattfindet. Besonders relevant ist diese Regelung für den 
Datenaustausch mit der Treuhandverwaltung, bei der es sich regelmäßig um eine private 
Stelle bzw. Person handelt. Dasselbe gilt für die Zusammenarbeit mit den Versorgungsunter-
nehmen zur Sicherstellung oder Wiederherstellung der Daseinsvorsorge mit Strom, Gas, Was-
ser oder Fernwärme. 
 
§ 19 Absatz 4 entspricht – unter Vornahme von Ergänzungen – dem bisherigen § 22 Absatz 3 
WohnStG: Die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung von Daten ist anzupassen. Insofern wer-
den insbesondere weitere Kategorien von personenbezogenen Daten ergänzt, deren Verar-
beitung künftig ebenfalls zulässig sein soll, um die Aufgaben nach diesem Gesetz ordnungs-
gemäß erfüllen zu können. Zudem soll die Datenverarbeitung zur Erhebung von Gebühren 
ausdrücklich zugelassen werden. 
 
Die Daten, die in Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe b), Artikel 5 Absätze 1 und 2, Artikel 7 Absatz 
2 und Artikel 9 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) 2024/1028 konkret bezeichnet sind, 
erhält die Gemeinde nach der Konzeption der vorgenannten Verordnung, um deren Regelun-
gen und die damit einhergehenden Vorschriften des praktisch umsetzen zu können. Deshalb 
erlaubt die neue Nummer 5 den Gemeinden die dazu erforderliche Verarbeitung dieser Daten. 
 
Zudem werden Treuhandverwaltung und Versorgungsunternehmen zur Nutzung und Verar-
beitung der Daten ermächtigt, die ihnen von der Behörde übermittelt werden. Die Kenntnis und 
Nutzung dieser Daten sind für sie zwingend erforderlich, um ihre Aufgaben nach diesem Ge-
setz ordnungsgemäß ausführen und erfüllen zu können. 
 
§ 19 Absatz 5 regelt die Datenerhebung bei Dritten, also nicht bei den betroffenen Personen 
selbst. Die Zulässigkeit bleibt auf das für die Aufgabenerfüllung, insbesondere die Sachver-
haltsaufklärung, Erforderliche nach Absatz 3 beschränkt. 
 
§ 19 Absatz 6 regelt die Datennutzung. 
 
Aufgrund des Geltungsvorrangs der unmittelbar geltenden Vorschriften aus dem Recht der 
Europäischen Union sind die vorstehenden Absätze 1 bis 5 insofern nur ergänzend anzuwen-
den. 
 
zu § 20 „Anordnungsbefugnisse“ 
Die Anordnungsbefugnis war bisher in § 4 WohnStG verortet und wird nunmehr als § 20 im 
Teil 5 „Verfahren und Anordnungsbefugnisse“ mit den dort genannten, weiteren Instrumenten 
zusammengeführt.  
 
§ 20 Absatz 1 Satz 1 nimmt die Vorschrift aus § 4 Absatz 1 WohnStG auf und erweitert diese: 
Mit dem neuen Satz 2 erhält eine Gemeinde auch das Recht, Anordnungen ausweiten zu 
können, wenn mehr als eine Wohnung, wesentliche Bestandteile eines Wohngebäudes oder 
einer Unterkunft im Hinblick auf die Beschaffenheit betroffen ist.  
 
§ 20 Absatz 2 nimmt Anordnungsbefugnisse der Gemeinde in Verbindung mit der Gebrauchs-
fähigkeit von Wohnraum oder von Unterkünften auf (bisher: § 4 Absatz 2 WohnStG). § 20 
Absatz 2 Satz 2 erweitert die gemeindliche Anordnungsbefugnis, wenn mehr als eine Woh-
nung, wesentliche Bestandteile eines Wohngebäudes oder eine Unterkunft in Gänze betroffen 
ist. Eine Anordnung nach § 20 Absatz 2 Satz 1 und 2 setzt voraus, dass an Wohnraum oder 
Unterkunft Arbeiten zur Instandhaltung oder Instandsetzung unterblieben oder unzureichend 
ausgeführt wurden und hierdurch der Gebrauch des Wohnraums oder der Unterkunft erheblich 
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beeinträchtigt ist oder die Gefahr einer solchen Beeinträchtigung besteht (wie bisher in § 4 
Absatz 2 Satz 2 WohnStG). 
 
Nach bisheriger Rechtslage war die Gemeinde bei fehlenden Mindestanforderungen oder Ge-
brauchsbeeinträchtigungen nur befugt, die Behebung des konkret genannten Mangels anzu-
ordnen: Dies greift insbesondere bei älteren oder verwahrlosten Immobilien zu kurz, da sich 
oftmals Reparaturen zeitlich aneinanderreihen, ohne dass das eigentliche Problem angegan-
gen werden kann. Die Gemeinden sollen mit der Neuregelung in § 20 Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 Satz 2 befähigt werden, neben oder anstelle der eigentlichen Reparatur die Sanie-
rung von wesentlichen Bestandteilen eines Gebäudes anzuordnen.  
 
Durch den Begriff der umfassenden Instandsetzung in § 20 Absatz 2 Satz 2 wird zum Ausdruck 
gebracht, dass die Maßnahme sich über die punktuelle Reparatur hinaus auch auf eine Sa-
nierung erstrecken kann. Mit der erweiterten Anordnungsbefugnis kann beispielsweise bei ei-
nem Wasserrohrbruch eine Rohrsanierung bis hin zu einer Strangsanierung verfügt werden.  
 
Voraussetzung ist, dass sich die fehlende Mindestanforderung oder die Gebrauchsbeeinträch-
tigung wohnungsübergreifend zeigt oder einen wesentlichen Bestandteil des Gebäudes er-
streckt. Die wesentlichen Bestandteile eines Gebäudes bestimmen sich nach dem zivilrechtli-
chen Maßstab des § 94 Absatz 2 BGB. Typischerweise zählen dazu insbesondere diejenigen 
Sachen, die den Baukörper notwendig ergänzen, wie beispielsweise Türen und Fenster nebst 
Fensterläden, Rollläden und Außenjalousien, aber auch die innerhalb eines Hauses verlau-
fenden elektrischen Leitungen und Rohrleitungen wie Strom- und Wasserleitungen, Abwas-
serleitungen, Anschlussrohre sowie auch verbaute Heizungsanlagen und Personenaufzüge.  
 
Um dem Verhältnismäßigkeitsgebot zu genügen, wird betont, dass unter anderem der Ge-
samtzustand der Immobilie sowie vorausgegangene Maßnahmen zu berücksichtigen sind. Die 
Eingriffsbefugnis wird daher wesentlich erweitert, um gerade bei Immobilien mit lang andau-
ernder mangelhafter oder unterlassener Bewirtschaftung Maßnahmen anzuordnen, die sich 
nachhaltig auf den Gebäudebestand auswirken und somit dem Erhalt des Wohnraums auch 
für den Wohnungsmarkt dienen. Dies gilt in gleicher Weise für den Erhalt einer Unterkunft. 
 
Des Weiteren wird aus der kommunalen Praxis die Problematik geschildert, dass Gemeinden 
bei der Sachverhaltsermittlung an ihre Grenzen stoßen: So kann es sich zum Beispiel bei 
Wasserschäden als schwierig erweisen, die Ursache zu finden. Dem kann dadurch entgegen-
gewirkt werden, dass eine verfügungsberechtigte Person, die ihr Gebäude kennt, in die Ursa-
chenfindung einbezogen wird.  
 
§ 20 Absatz 3 Satz 1 stellt zunächst klar, dass grundsätzlich der in § 24 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 
602) verankerte Untersuchungsgrundsatz gilt. In Anlehnung an § 21 Absatz 1 Satz 2 bis 4 
WFNG NRW werden in den Gesetzentwurf Bestimmungen zur Sachverhaltsermittlung aufge-
nommen, wonach ausnahmsweise die weitere Sachverhaltsaufklärung auf verfügungsberech-
tigte Personen übertragen werden kann, wenn aufgrund der von der Gemeinde durchgeführten 
Sachverhaltsermittlung der hinreichende Anlass für die Annahme besteht, dass eine Ge-
brauchsbeeinträchtigung nach bauseitig begründet ist. Dann kann die Gemeinde der verfü-
gungsberechtigten Person die weitere Sachverhaltsaufklärung nach § 20 Absatz 3 Satz 2 auf-
geben. 
 
Die Art und Weise der Sachverhaltsaufklärung kann die Gemeinde im Einzelfall festlegen. Je 
nach Sachverhalt kann zum Beispiel die Heranziehung eines Fachhandwerkers oder einer 
sachverständigen Person bestimmt werden. § 20 Absatz 3 Satz 3 regelt für diesen Fall die 
Kostentragung.  
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§ 20 Absatz 4 entspricht der bisherigen Regelung aus § 11 Absatz 2 WohnStG.  
 
§ 20 Absatz 5 wird als neue Ermächtigungsgrundlage eingefügt. Die Vorschrift gibt der Ge-
meinde die Befugnis, bei ausbeuterischer Überlassung von Unterkünften nach § 7 eine recht-
mäßige Unterbringung zu bewirken oder die Nutzung zu untersagen. Die Gemeinde ist hieraus 
nicht befugt, die Miethöhe zu deckeln; sie kann jedoch im Hinblick auf andere, vergleiche Un-
terkünfte Rahmenvorgaben für ein rechtmäßiges Verhalten geben.  
 
§ 20 Absatz 6 entspricht der bisherigen Regelung aus § 10 Absatz 3 WohnStG. Die Vorschrift 
wird dahingehend erweitert, dass die Gemeinde zukünftig auch bei der Überbelegung von Un-
terkünften einschreiten kann. Durch die Ergänzung in Absatz 6 Satz 2 wird eine Beweislastum-
kehr eingeführt, durch die künftig das Vorliegen besonderer persönlicher und familiärer Ver-
hältnisse durch die Verfügungsberechtigten oder die Bewohnerinnen und Bewohner selbst 
durch geeignete Nachweise glaubhaft gemacht werden muss. Dadurch wird verdeutlicht, dass 
bei der Frage der Überbelegung grundsätzlich allein auf das objektive Kriterium der zur Verfü-
gung stehenden Quadratmeter Wohnfläche pro Person abzustellen ist. Besondere persönliche 
und familiäre Verhältnisse sind zur Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu berück-
sichtigen; diese sind aber nicht durch die Gemeinden zu ermitteln, sondern im Einzelfall durch 
die Betroffenen selbst durch geeignete Nachweise glaubhaft zu machen. Die Regelung dient 
der Stärkung der Rechtssicherheit und Steigerung der Effektivität des Verwaltungshandelns, 
denn die Gemeinden haben in der Regel kaum Einblick in die persönlichen und familiären 
Verhältnisse der Bewohnerinnen und Bewohner. Durch die Beweislastumkehr wird ein Miss-
brauch durch Schutzbehauptungen vermieden, ohne dass der Schutz berechtigter Interessen 
im Einzelfall geschmälert wird. 
 
§ 20 Absatz 7 bis 8 nimmt die bisher in § 8 WohnStG enthaltenen Ausnahmeregelungen auf.  
 
zu § 21 „Freiwillige Abhilfe, Informationsrecht und Sofortvollzug“ 
§ 21 Absatz 1 bis 5 entspricht den bisherigen Vorschriften aus § 19 Absatz 1 bis 5 WohnStG.  
 
§ 21 Absatz 6 gibt der Gemeinde ein zusätzliches Informationsrecht, in dem sie Daten aus 
§ 39 Bundesmeldegesetz automatisiert abrufen kann, um die nach diesem Gesetz erhobenen 
Daten auf Plausibilität, Richtigkeit und Vollständigkeit überprüfen zu können. Die Abrufe erfol-
gen standardisiert über technische Schnittstellen (zum Beispiel: OSCI-XMeld) und müssen 
datenschutzkonform sein.  
 
§ 21 Absatz 7 sieht vor, dass Verwaltungsakte, die nach diesem Gesetz erlassen werden, 
auch gegenüber der Rechtsnachfolgerin oder dem Rechtsnachfolger Bindungswirkung entfal-
ten. Bei den Zweckentfremdungsgenehmigungen kann die Gemeinde die Rechtsnachfolge 
ausschließen, so dass ein Erwerber die Genehmigung neu beantragen muss. Der Gemeinde 
wird je nach Fallkonstellation eine Entscheidungsbefugnis eingeräumt.  
 
zu § 22 „Unbewohnbarkeitserklärung“ 
§ 22 Absatz 1 bis 3 entspricht der bisherigen Vorschrift aus § 9 Absatz 1 bis 3 WohnStG und 
regelt die Unbewohnbarkeitserklärung von Wohnraum oder einer Unterkunft. 
 
Wird Wohnraum für unbewohnbar erklärt, betrifft das häufig ganze Wohnhäuser oder Unter-
künfte, in denen eine Vielzahl von Menschen lebt. Die an die Unbewohnbarkeitserklärung an-
knüpfende Räumungsanordnung ist an die Bewohnerinnen und Bewohner zu richten. Dies 
sind diejenigen, die aufgrund eines Mietverhältnisses beispielsweise die Wohnungen bewoh-
nen. In der Praxis treffen die Gemeinden jedoch häufig auch Personen an, die nicht über ein 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20438 

 
 

51 

gültiges Mietverhältnis verfügen, sondern sich den Besitz etwa durch verbotene Eigenmacht 
verschafft haben.  
 
Um den Gemeinden eine Handlungsgrundlage gegenüber diesen Personen einzuräumen, 
wird § 22 Absatz 4 Satz 1 dahingehend ergänzt, dass die Räumungsanordnung neben den 
Bewohnerinnen und Bewohnern auch gegen diejenigen ausgesprochen werden kann, die den 
Wohnraum oder die Unterkunft eigenmächtig in Besitz genommen haben. Diese Personen 
sind ebenfalls über die Räumung zu unterrichten. Hierzu kann eine Anordnung zur Räumung 
in Form einer Allgemeinverfügung erlassen und diesen Personen durch Aushang bekannt ge-
geben werden. 
 
Zugleich ist damit eine Aussage dazu getroffen, dass die Gemeinde im Rahmen der Woh-
nungsaufsicht nur in diesem konkreten Fall gegen Personen eingreifen soll, die sich eigen-
mächtig Besitz verschafft haben. Darüber hinaus obliegt es der verfügungsberechtigten Per-
son oder den Ordnungsbehörden, gegen diese Personen einzuschreiten. 
 
§ 22 Absatz 5 und 6 entsprechen den bisherigen Regelungen aus § 9 Absatz 5 und 6 WohnStG 
unter Berücksichtigung redaktioneller Änderungen.  
 
zu § 23 „Treuhandverwaltung“ 
Durch die Einführung einer Treuhandverwaltung mit § 23 wird den Gemeinden die Möglichkeit 
eröffnet, in geeigneten Fällen Anordnungen anstatt im Wege der Ersatzvornahme durch die 
Einsetzung der Treuhandverwaltung zu vollstrecken.  
 
Durch die Begrenzung des Anwendungsbereichs in § 23 Absatz 1 Satz 1 auf Anordnungen, 
die mehr als eine Wohnung oder wesentliche Bestandteile eines Gebäudes betreffen, soll si-
chergestellt werden, dass die Einsetzung der Treuhandverwaltung als eingriffsintensiveres In-
strument im Verhältnis zur Ersatzvornahme schwerwiegenderen Fällen vorbehalten bleibt. Da-
bei bleibt aus Verhältnismäßigkeitsgründen eine vorherige sorgfältige Abwägung mit milderen 
Zwangsmitteln – insbesondere dem Zwangsgeld oder der Ersatzvornahme – im Einzelfall er-
forderlich und Voraussetzung für die Einsetzung der Treuhandverwaltung. Die Umkehr der 
Beweislast soll praktischen Schwierigkeiten der Gemeinden beim Nachweis des Vorliegens 
der Voraussetzungen für die Einsetzung der Treuhandverwaltung vorbeugen. Die Vorschrift 
zur Treuhandverwaltung orientiert sich an bereits bestehenden Regelungen zur Treuhandver-
waltung in anderen Ländern. 
 
Nach § 23 Absatz 1 Satz 2 darf als Treuhandverwaltung nur eingesetzt werden, wer über die 
für den betreffenden Einzelfall erforderliche Eignung verfügt und zuverlässig ist. Mit der Rege-
lung werden die grundsätzlichen Eigenschaften benannt, die an die zur Treuhandverwaltung 
zu berufende Person zu stellen sind. Der unbestimmte Rechtsbegriff der „Zuverlässigkeit" 
kann dabei in Anlehnung an die gewerberechtliche Regelung des § 35 Absatz 1 Satz 1 Ge-
werbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202) in 
der jeweils geltenden Fassung ausgelegt werden. 
 
Mit der Regelung des § 23 Absatz 2 wird sichergestellt, dass die Treuhandverwaltung ihrer 
Tätigkeit in tatsächlicher Hinsicht ordnungsgemäß nachkommen kann. Hierzu ist das Innehal-
ten des tatsächlichen Besitzes und der Nutzenziehung an oder aus dem betroffenen Grund-
stück durch die Treuhandverwaltung unabdingbar, insbesondere um das betroffene Grund-
stück betreten zu können. 
 
§ 23 Absatz 3 enthält die grundlegenden Rechte und Pflichten der Treuhandverwaltung. Das 
nach Absatz 3 Satz 3 vorgesehene Recht der Gemeinde, die Treuhandverwaltung vor Einge-
hung bestimmter auf die Instandsetzung oder Modernisierung gerichteter Verträge zur Einho-
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lung einer Genehmigung zu verpflichten, stellt sicher, dass die Gemeinde auch nach der Ein-
setzung der Treuhandverwaltung „Herrin des Verfahrens" bleibt. Dabei kann die Gemeinde 
das Genehmigungserfordernis zweckmäßigerweise auf Verträge mit hohem Auftragsvolumen 
beschränken. Auf diese Weise kann einerseits der Verwaltungsaufwand im Bereich kleinerer 
Auftragserteilungen begrenzt werden, andererseits kann die Gemeinde effektiv ihre Kontroll-
funktion wahrnehmen und vor allem hochpreisige Auftragsangebote auf ihre Erforderlichkeit 
prüfen, bevor eine verbindliche finanzielle Eintrittspflicht entsteht. 
 
§ 23 Absatz 4 Satz 1 beinhaltet den Anspruch der Treuhandverwaltung auf Zahlung einer 
Vergütung und Auslagenerstattung direkt gegen die Gemeinde sowie die Ausgestaltung der 
gegenseitigen Erstattungsansprüche hinsichtlich der zur Instandsetzung erforderlichen Auf-
wendungen im Dreiecksverhältnis zwischen Gemeinde, Treuhandverwaltung und verfügungs-
berechtigter Person. Nach Absatz 4 Satz 2 kann die Treuhandverwaltung auch eine Vor-
schussleistung verlangen. Damit soll sichergestellt werden, dass die treuhänderische Tätigkeit 
mit keinem finanziellen Risiko verbunden ist und die jeweiligen erforderlichen Maßnahmen 
ohne zeitliche Verzögerung vorangetrieben werden können. Die verfügungsberechtigte Per-
son hat gegenüber der Gemeinde eine Erstattungspflicht nach Absatz 4 Satz 3: Nach § 23 
Absatz 4 Satz 3 kann die Gemeinde von der verfügungsberechtigten Person die Erstattung 
dieser Aufwendungen im Wege eines Leistungsbescheids verlangen. 
 
Nach § 23 Absatz 4 Satz 4 sind die der Gemeinde durch die verfügungsberechtigte Person zu 
erstattenden Kosten der Einsetzung einer Treuhandverwaltung bei Zahlungsverzug zum Aus-
gleich der Vorenthaltung des Kapitals zu verzinsen. Der Zinssatz orientiert sich am Verzugs-
zins des § 288 Absatz 1 Satz 2 BGB (pro Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz 
nach § 247 BGB) und zudem an dem Verfahren der Ersatzvornahme nach § 59 des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 19. Februar 2003 (GV. 
NRW. S. 156, ber. 2005 S. 818). 
 
§ 23 Absatz 5 Satz 1 enthält die Regelungen zur Beendigung der Treuhandverwaltung. Satz 
2 stellt dabei enge Voraussetzungen auf, die die verfügungsberechtigte Person erfüllen muss, 
um die Abberufung der Treuhandverwaltung schon vor der Umsetzung der ergangenen An-
ordnungen zu erreichen. Damit soll verhindert werden, dass eine verfügungsberechtigte Per-
son durch die bloße Vorgabe, die erforderlichen Maßnahmen selbst zu veranlassen, die Ab-
berufung der Treuhandverwaltung bewirken kann. Der effektiven Aufgabenwahrnehmung 
durch die Treuhandverwaltung dient auch die Regelung des § 23 Absatz 5 Satz 3.  
 
Die Bestimmung des § 23 Absatz 5 Satz 4 verdeutlicht, dass die Gemeinde auch nach erfolgter 
Einsetzung einer Treuhandverwaltung „Herrin des Verwaltungsverfahrens“ bleibt und damit 
grundsätzlich zu jedem Zeitpunkt in der Auswahl ihrer zum Zweck der Vollstreckung herange-
zogenen Personen frei ist. In der Praxis wird eine Abberufung der Treuhandverwaltung ohne 
Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 1 indes grundsätzlich nur in Betracht kommen, 
wenn die Treuhandverwaltung ihrer Tätigkeit nicht ordnungsgemäß nachkommt oder die Treu-
händerin oder der Treuhänder sich nachträglich als ungeeignet zur Durchführung der treuhän-
derischen Tätigkeit herausstellt. 
 
Die Regelung des § 23 Absatz 6 ist deklaratorischer Natur. Sie stellt klar, dass die Einsetzung 
einer Treuhandverwaltung als besonderes Instrument der Verwaltungsvollstreckung die An-
wendung der „regulären" Vollstreckungsmaßnahmen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
NRW nicht sperrt. Die Regelungen der Insolvenzordnung und des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung bleiben unberührt.  
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zu § 24 „Sicherung der Kosten“ 
§ 24 Satz 1 regelt, dass alle Kosten, die ihr im Rahmen der Anwendung dieses Gesetzes 
entstehen, über die öffentliche Last abgesichert sind. Dies umfasst somit auch die Kosten, die 
bei der Anwendung der neuen Regelung zur Treuhandverwaltung (§ 23) für die Gemeinde 
entstehen. Hinweis: Für Kosten einer Ersatzvornahme von Anordnungen nach diesem Gesetz 
gilt § 59 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW.  
 
zu § 25 „Übernahme von Immobilien durch die Gemeinde“ 
Die neue Bestimmung des § 25 sieht vor, dass eine verfügungsberechtigte Person bei der 
Gemeinde die Übernahme einer Immobilie beantragen kann, wenn es ihr wirtschaftlich nicht 
zuzumuten ist, die Immobilie so auszustatten, zu erhalten und instand zu setzen, dass der 
Gebrauch nach diesem Gesetz ohne erhebliche Beeinträchtigung gewährleistet ist.  
 
Die Vorschrift begründet keine allgemeine Pflicht der Gemeinden zur Übernahme maroder 
Immobilien, deren Sanierung sich wirtschaftlich nicht mehr darstellen lässt, sondern soll als 
Ausnahmevorschrift in einzelnen Fällen bei wirtschaftlicher Unzumutbarkeit greifen. Der Ein-
wand der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit ist in § 17 Absatz 2 Satz 2 im Rahmen des Wieder-
herstellungsgebotes bei der Zweckentfremdung von Wohnraum sowie in § 20 Absatz 8 im 
Zusammenhang mit der Anordnung von Sanierungsmaßnahmen bei der Nichterfüllung von 
Mindestanforderungen oder dem Bestehen eines Instandsetzungserfordernisses geregelt. Vo-
raussetzung für die Geltendmachung des Übernahmeantrags ist, dass die verfügungsberech-
tigte Person die wirtschaftliche Unzumutbarkeit im Rahmen einer Maßnahme der Gemeinde 
zur Durchsetzung der Wiederherstellungs- oder Instandsetzungspflicht vorträgt. Diese Maß-
nahme kann insbesondere in der Aufforderung zur freiwilligen Abhilfe nach § 21 Absatz 1 be-
stehen, die in der Regel mit der Anhörung nach § 28 VwVfG NRW verbunden wird, oder in 
einer Anordnung nach §§ 17 oder 20.  
 
Darlegungspflichtig für die wirtschaftliche Unzumutbarkeit ist die verfügungsberechtigte Per-
son. Dies ist auch sachgerecht, weil regelmäßig nur sie selbst über diejenigen Informationen 
über die wirtschaftliche Situation der Immobilie verfügt, die zur Darlegung der wirtschaftlichen 
Unzumutbarkeit einer Maßnahme erforderlich sind. Bei der Ermittlung der Kosten für die Wie-
derherstellung- oder Instandsetzungsmaßnahmen ist die verfügungsberechtigte Person ver-
pflichtet, auch öffentliche Fördermöglichkeiten zu überprüfen sowie mögliche Steuervergüns-
tigungen zu berücksichtigen. 
 
Abzuziehen von den Kosten ist der Wert derjenigen Investitionen, die nicht erforderlich wären, 
wenn in der Vergangenheit unterbliebene, zur Erhaltung der Bewohnbarkeit objektiv gebotene 
Instandsetzungs- und Erhaltungsmaßnahmen durchgeführt worden wären. Dieser Wert ist fik-
tiv zu berechnen. Ob die verfügungsberechtigte Person selbst oder ihre Rechtsvorgängerin 
notwendige Erhaltungs- und Unterhaltungsmaßnahmen unterlassen hat, ist dabei ohne Be-
deutung. 
 
Die Bemessung des von der Gemeinde zu zahlenden Betrags ist in Satz 2 geregelt. Sie richtet 
sich nach dem Verkehrswert des Objekts im Zeitpunkt des Übernahmeverlangens, wobei die-
ser Betrag als Höchstgrenze ausgestaltet ist.  
 
Mit dem Verweis auf die entsprechende Anwendung des § 26 soll sichergestellt werden, dass 
für das Verfahren und die weiteren Rechtsfolgen einheitliche Maßstäbe gelten. 
 
zu § 26 „Enteignung aus zwingenden Gründen“ 
Mit § 26 soll zur Durchsetzung der Ziele dieses Gesetzes und hier insbesondere zur Vermei-
dung einer nachhaltigen Gefährdung von Bewohnerinnen und Bewohnern aufgrund akuter 
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Missstände und erheblicher Vernachlässigung von Wohnräumen oder Unterkünften durch 
eine verfügungsberechtigte Person die Möglichkeit der Enteignung eröffnet werden.  
 
Das Instrument setzt als ultima ratio voraus, dass zuvor alle milderen Mittel, wie etwa Anord-
nungen zur Sicherstellung der Mindestanforderungen oder zur Instandsetzung von Wohnraum 
erfolglos ausgeschöpft wurden und insbesondere die Einsetzung einer Treuhandverwaltung 
nach § 23 nicht erwarten lässt, dass eine dauerhafte Sicherstellung angemessener Wohn- 
oder Unterkunftsverhältnisse erreicht werden kann.  
 
Wie auch schon bei der Treuhandverwaltungsregelung soll durch die Begrenzung des Anwen-
dungsbereichs auf Fälle, die mehr als eine Wohnung oder wesentliche Teile eines Gebäudes 
betreffen, sichergestellt werden, dass der Verhältnismäßigkeits-grundsatz gewahrt wird und 
die Enteignung als eingriffsintensivstes Instrument nur in schwerwiegenden Fallkonstellatio-
nen zum Tragen kommen kann.  
 
Mit der Enteignung soll einem Missbrauch von Eigentum entgegengewirkt werden. Die Enteig-
nung ist beschränkt auf Grundstücke einschließlich darauf befindlicher Anlagen und grund-
stücksgleiche Rechte (beispielsweise Grundpfandrecht, Grunddienstbarkeit, beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit, dingliches Vorkaufsrecht, Nießbrauch, Reallast). 
 
§ 26 Absatz 2 regelt Voraussetzungen einer Enteignung. Nach Absatz 2 Satz 2 muss sich die 
Gemeinde ernsthaft um einen freihändigen Erwerb zu angemessenen Bedingungen vergeb-
lich bemüht haben. Die Enteignung darf nach Satz 3 nur zugunsten der Gemeinde oder einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts oder des Privatrechts, deren Anteile ausschließlich 
von der Gemeinde unmittelbar oder mittelbar gehalten werden, erfolgen. Sie setzt des Weite-
ren voraus, dass das Grundstück wieder seiner baulichen Nutzung zugeführt oder es für eine 
bauliche Nutzung zu Wohnzwecken neu vorbereitet werden soll. Letzteres kommt insbeson-
dere in Betracht, wenn die aufstehenden baulichen Anlagen in einem derart desolaten Zustand 
sind, dass eine Sanierung unwirtschaftlich wäre.  
 
§ 26 Absatz 3 regelt klarstellend, dass sich das Enteignungs- und Entschädigungsverfahren 
nach den Vorschriften des Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetzes richtet. Dem-
nach bemisst sich insbesondere die Entschädigung für den durch die Enteignung eintretenden 
Rechtsverlust nach dem Verkehrswert des zu enteignenden Grundstücks oder sonstigen Ge-
genstands der Enteignung, § 10 Absatz 1 Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetz 
(EEG NRW). 
 
Teil 6 „Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften“ 
Teil 6 beinhaltet die Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften. Die Übergangsvorschrif-
ten sehen vor, dass die am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits erlassenen Zweck-
entfremdungssatzungen in Kraft bleiben. Auch für Kurzzeitvermietende mit entsprechender 
Wohnraum-Identitätsnummer nach dem Wohnraumstärkungsgesetz ist eine Übergangsrege-
lung erforderlich, um Rechtsverlässlichkeit wahren zu können. 
 
zu § 27 „Ordnungswidrigkeiten“ 
§ 27 regelt wie bisher § 21 WohnStG die Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz.  
 
§ 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nimmt Ordnungswidrigkeiten auf, wenn vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen der Vorschriften in Teil 2 dieses Gesetzes Anforderungen, die dem Schutz 
von Wohnraum dienen, nicht erfüllt werden. Hierunter fallen die Mindestanforderungen an an-
gemessene Wohnverhältnisse und Instandsetzungserfordernisse zu Gebrauchszwecken (§ 5) 
sowie die Vorschriften über die Benutzung von Wohnraum (§ 6).  
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Nach § 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 handelt vorsätzlich oder fahrlässig ordnungswidrig, wer 
entgegen des Teils 3 ausbeuterische Vermietung betreibt, die Belegungsvorschrift missachtet 
oder die Mindestanforderungen an Unterkünfte für Beschäftigte nicht erfüllt. Hierunter fällt das 
Verbot ausbeuterischer Überlassungspraktiken (§ 7), die Mindestanforderungen an Unter-
künfte für Beschäftigte (§ 8), die Anforderungen an die Belegung (§ 9), die Registrierungs- und 
Meldepflichten für Unterkünfte in den dort bestimmten Fällen (§ 10) sowie die Informations- 
und Transparenzpflichten bei der Unterbringung von Beschäftigten (§ 11).  
 
Nach § 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 stellt die vorsätzliche oder fahrlässige Zweckentfrem-
dung von Wohnraum nach Teil 4 dieses Gesetzes oder eine nicht oder nicht fristgerechte Re-
gistrierung von Kurzzeitvermietungen eine Ordnungswidrigkeit dar. Sofern eine Genehmigung 
zur Zweckentfremdung von Wohnraum erteilt worden ist, gilt dies auch für Verstöße gegen 
eine mit der Genehmigung verbundene Nebenbestimmung (zum Beispiel Auflage, Bedin-
gung).  
 
§ 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bestimmt, dass ein Verstoß gegen die in § 18 benannten 
Pflichten eine Ordnungswidrigkeit darstellt. Nach § 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 wird die 
Nutzung von Wohnraum, der für unbewohnbar erklärt wurde, geahndet. 
 
§ 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 bis 8 stellen Auffangtatbestände dar.  
 
§ 27 Absatz 1 Satz 2 entspricht im Wesentlichen der bisher in § 21 Absatz 2 WohnStG enthal-
tenen Regelung zur Erfassung von im Ausland begangenen Ordnungswidrigkeitstatbestän-
den. 
 
§ 27 Absatz 2 entspricht der bisherigen Fassung aus § 21 Absatz 4 WohnStG, § 27 Absatz 3 
der Vorschrift aus § 21 Absatz 3 WohnStG.  
 
zu § 28 „Einschränkung eines Grundrechts“ 
§ 28 entspricht der bisherigen Regelung aus § 23 WohnStG.  
 
zu § 29 „Übergangsregelungen“ 
Nach § 29 Absatz 1 haben verfügungsberechtigte Personen bestehende Unterkünfte innerhalb 
eines Jahres, nachdem eine Gemeinde in eine Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 aufge-
nommen wurde, digital zu registrieren und einer Qualitätsprüfung vor Ort zu unterziehen.  
§ 29 Absatz 2 Satz 1 regelt, dass die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes bereits 
erlassenen kommunalen Satzungen in Kraft bleiben können. Auf § 12 dieses Gesetzes wird 
hingewiesen. 
 
zu § 30 „Rechtsverordnungen und Erhebung von Verwaltungsgebühren“ 
§ 30 Absatz 1 ermächtigt das für Wohnen zuständige Ministerium Rechtsverordnungen zur 
Verwirklichung der Anforderungen nach diesem Gesetz erlassen zu können.  
 
§ 30 Absatz 2 sieht vor, dass für Amtshandlungen nach diesem Gesetz Verwaltungsgebühren 
zu erheben sind. Die Gebühren werden durch Rechtsverordnung bestimmt.  
 
zu § 31 „Inkrafttreten und Außerkrafttreten“ 
§ 31 regelt in Absatz 1 das Inkrafttreten dieses Gesetzes. Gleichzeitig tritt das bisherige Wohn-
raumstärkungsgesetz über Absatz 2 außer Kraft. 
 
 
 


